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Verdrängen oder Erinnern 

Eine Stolperschwelle vor den ehemaligen 
Röchlingwerken erinnert an den Tod von 
über 200 Zwangsarbeiterinnen im Saarland. 

Seite 4 


„Armer Konrad“ 

Der Aufstand (1514), war ein heraus¬ 
ragendes revolutionäres Ereignis in der 
deutschen Geschichte. 
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Thema der Woche 


Friedensaktionen 

Am 1. September und in den Tagen zuvor 
fanden in diesem Jahr international, aber 
auch in vielen Städten der Bundesrepublik 
Deutschland, Aktionen statt. Vor dem Bun¬ 
destag protestierten am Montag Friedens¬ 
aktivistinnen gegen die Bundestagssitzung 
zu den Waffenlieferungen an die Pesch- 
merga-Milizen im Irak und gegen Kriegs¬ 
politik... 

Bereits zwei Tage zuvor gab es in Newport 
(GB) eine Demonstration gegen die NATO. 
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1*1 i • AM 16 Jahre unschuldi 

Berlin baut eine neue Mauer US-Gefängnissen: 


CDU/CSU und SPD schränken „Arbeitnehmer-Freizügigkeit“ ein 


V or nahezu genau sechs Mona¬ 
ten - kurz vor der Europawahl - 
warnten Gewerkschafter aus 
Bulgarien, Deutschland, Großbritan¬ 
nien, Schweden und Spanien in Berlin 
bei einer DGB-Bundesausschusssit- 
zung davor, im Zuge der Krisenpoli¬ 
tik soziale und demokratische Rechte 
in Europa abzubauen. Der britische 
Premier David Cameron hatte bereits 
Ende 2013 die Debatte gegen angebli¬ 
che „Armutsflüchtlinge“ aus Bulgari¬ 
en und Rumänien geführt und wurde 
damals von der EU-Kommission noch 
zurückgewiesen. „Die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer ist ein Grundprin¬ 
zip, das von den (EU-)Verträgen fest¬ 
geschrieben wird, die die Parlamente 
der 28 Mitgliedsstaaten ratifiziert ha¬ 
ben“ erklärte Anfang Januar der Spre¬ 
cher von EU-Arbeitskommissar Lasz- 
lo Andor in Brüssel. 

Die deutsche Bundesregierung 
setzt nun eigene Pflöcke. Sie baut 
gerade dieses Recht ab: Seit Mona¬ 
ten wird insbesondere von der CSU 
rechtspopulistisch „munitioniert“ und 
vornehmlich auf Bulgaren und Rumä¬ 
nen „geschossen“, die nach Deutsch¬ 
land kommen, um der Armut und 
Ausbeutung im eigenen Lande zu ent¬ 
fliehen - und das verbriefte Recht auf 
volle „Arbeitnehmer-Freizügigkeit“ in 
der EU wahrzunehmen. 

Das Drohpotential wurde von 
der Regierung umfassend, aber ohne 
jegliche Ursachenanalyse aufgelegt: 
Einreisesperren für „Betrüger“, Aus¬ 
reiseverfügungen nach sechs Mona¬ 
ten für Menschen, die hier keine Ar¬ 
beit gefunden haben. Wer länger in 
Deutschland bleibt, obwohl er keine 
Arbeit gefunden hat, hat sich die Auf¬ 
enthaltsgenehmigung „erschlichen“. 
Die „Erschleichung“ wird unter Stra¬ 
fe gestellt. 

Statt eines Fingerabdrucks muss 
der ausländische EU-“Mitbürger“ 
seine Steueridentifikationsnummer 
angeben. Damit wird eine Raster¬ 
fahndung (durch Datenabgleich) er¬ 
möglicht. Innenminister Thomas de 
Maiziere (CDU) will prüfen, ob das 
Kindergeld in dem Umfang gezahlt 
werden kann, wie es dem Herkunfts¬ 
land entspricht. Die Regierenden nen¬ 
nen das die Verhinderung von „Sozial¬ 
missbrauch“. Schon vor Monaten hatte 
der CDU-Europaabgeordnete Elmar 
Brok die „vorsorgliche“ Abnahme von 


Fingerabdrücken bei den Zuwanderern 
aus Rumänien und Bulgarien gefordert. 

Annelie Buntenbach (DGB) kriti¬ 
sierte, dass damit „quasi eine Verbre¬ 


cherkartei“ angelegt werde und rassis¬ 
tische Vorurteile geschürt würden. 

Markus Ferber, CSU-Europapar- 
lamentsabgeordneter, forderte zudem 
die Einführung von Intelligenztests 
für Einwanderer. Und ebenso deutlich: 
„Wir müssen auf europäischer Ebene 
gesetzlich klarstellen, dass EU-Arbeits¬ 
einwanderer nicht automatisch Zugang 
zu Kindergeld, Hartz IV und Grund¬ 
sicherung erhalten.“ Der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) hatte allerdings 
schon 2012 entschieden, dass es ein 
Recht auch auf Kindergeld für Kinder 
gebe, die im Ausland leben. - Ferber 
hat sich verdient gemacht: Bayerischer 
Verdienstorden (2010), Bayerische Ver¬ 
fassungsmedaille in Silber (2012). 

★ 

Doch die Regierung muss auch zuge¬ 
ben, dass von den in Deutschland le¬ 
benden 313 000 Rumänen und 165 000 
Bulgaren lediglich 11 000 als arbeits¬ 
los gemeldet sind. Nach Angaben von 
Buntenbach gegenüber der „Neuen 


Osnabrücker Zeitung“ weisen Zuwan¬ 
derer aus Bulgarien und Rumänien im 
Vergleich zur übrigen ausländischen 
Bevölkerung eine niedrigere Arbeits¬ 


losen- und Hartz-IV-Quote auf: „Von 
einer Armutszuwanderung in die Sozi¬ 
alsysteme kann also keine Rede sein.“ 

Selbst von verschiedenen Inter¬ 
essenvertretern des Kapitals wird die 
Debatte offensichtlich differenzierter 
betrachtet: Martin Wansleben, Haupt¬ 
geschäftsführer des Deutschen In¬ 
dustrie- und Handelskammertages 
(DIHK), warnte vor einer aufgeheizten 
politischen Diskussion. Er forderte die 
Einwanderung von 1,5 Millionen Ar¬ 
beitskräften. Dies sei mit der Arbeit¬ 
nehmerfreizügigkeit möglich. Zu ver¬ 
bessern sei die „Willkommenskultur“. 

„Willkommenskultur“? Nicht weni¬ 
ge jener, die im Zuge der „Arbeitneh¬ 
mer-Freizügigkeit“ nach Deutschland 
kommen, kommen nur in Schrottim¬ 
mobilien unter, an denen Spekulan¬ 
ten verdienen. Während die Gewin¬ 
ne aus der asozialen Vermietung von 
„Schrottimmobilien“ etwa in Duisburg 
oder die angedrohte Unterbringung in 
Zelten fokusartig diese andere Sei¬ 


te der „Willkommenskultur“ sichtbar 
werden lässt, darf zudem nicht aus¬ 
geblendet werden, dass nicht wenige 
bulgarische, rumänische, ungarische 


oder auch polnische Kolleginnen in 
Deutschland extrem ausgebeutet wer¬ 
den. Guntram Doelfs spricht im Maga¬ 
zin „Mitbestimmung“ der Hans-Böck- 
ler-Stiftung von „sklavenähnlichen Be¬ 
dingungen“. 

Die DKP teilt die Kritik des DGB 
und der Sozialverbände an den Ge¬ 
setzesplänen für die Einreisesperren 
und Diskriminierungen. In unserem 
Programm für die Wahl zum Europa¬ 
parlament lautet die zentrale Losung: 
„NEIN zum Europa der Banken und 
Konzerne! JA zum Europa der Soli¬ 
darität und des Widerstands!“ 

Der Umgang der Regierung mit 
den zuziehenden Menschen aus Süd¬ 
osteuropa diskriminiert und krimina¬ 
lisiert diese. Die Gesetzespläne der 
CDU, CSU und SPD lassen keine Ver¬ 
änderungen erwarten, die die Ursa¬ 
chen der Armut in Europa betreffen 
und über eine dezente Flickschusterei 
hinausweisen. 

Uwe Koopmann 


AKTIONSTAG 
FREIHEIT 
FÜR DIE MIAMI 5! 

am 12.9.2014 

Düsseldorf ab 11.00 Uhr: 

Berta-von-Suttner-Platz, direkt 
hinter dem Hauptbahnhof. 

Diese Veranstaltung wendet sich di¬ 
rekt an das gegenüberliegende US- 
Generalkonsulat und den dort residie¬ 
renden US-Generalkonsul Stephen A. 
Hubler. 

Die Namen und Adressen der Opfer 
sind ebenso bekannt wie die derTäter. 

Weitere Informationen siehe: 
www.miami5.de 


Achtung!! 

Pressefest-Konto der 
DKP: Die richtige IBAN! 

In den vergangenen Wochen ha¬ 
ben wir auch in der UZ eine falsche 
IBAN für das Pressefest-Konto ver¬ 
öffentlicht. Die richtige IBAN lautet: 
DE63 4306 0967 4002 4875 01 

Spenden für das UZ Pressefest: 

Der UZ lag vergangene Woche ein 
Spenden-Überweisungsträger für 
unser UZ-Pressefest 2014 bei. 

Der Überweisungsträger kann 
ohne Probleme genutzt werden. 

Wer seine Spende ohne diesen 
Überweisungsträger leisten möch¬ 
te, hat hier die richtigen Daten für 
unser Pressefest-Konto: 

Kontoinhaber: DKP Parteivorstand 

Konto-Nummer: 400 248 75 01 

Bankleitzahl: 430 609 67 

BIC: GENODEMiGLS 

IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 

Stichwort: UZ-Pressefest 



1 000 000 Unterschriften gegen TTIP 

Europäische Bürgerinitiative beginnt mit Unterschriftensammlung 


Das geplante Freihandelsabkommen 
TTIP würde zum Abbau von sozialen, 
von demokratischen Rechten und Um¬ 
weltstandards führen. Es sieht unter 
anderem die Einführung von Investor- 
Schiedsgerichten vor, die die nationa¬ 
len und EU-Gesetzgebungen aushe¬ 
beln könnten. So würde es Konzernen 
möglich, EU-Staaten auf Schadenersatz 
zu verklagen - immer dann, wenn neue 
Umweltauflagen, Verbraucherschutz¬ 
gesetze oder bessere soziale Standards 
ihre Profite bedrohen. Noch ist der ge¬ 
samte Umfang des Abkommens zwi¬ 
schen der EU und den USA sowie eines 
ähnlichen Abkommens zwischen der 
EU und Kanada (CETA) nicht bekannt. 
Gegen solche Verträge und die Ver¬ 
handlungen darüber hat sich Wider¬ 


stand formiert. Bereits im Mai konnten 
beispielsweise dem Spitzenkandidaten 
der SPD für die Europawahlen, Scholz, 
mehr als eine halbe Million Unterschrif¬ 
ten aus der Bundesrepublik übergeben 
werden. 

Seit 1. September läuft nun offiziell 
die Unterschriftensammlung, die eine 
europaweite Bürgerinitiative gegen das 
TTIP-Freihandelsabkommen zwischen 
der EU und den USA initiiert hat. In 
Deutschland gehören zum Bündnis un¬ 
ter anderem Campact, Mehr Demo¬ 
kratie e.V., Attac und das Umweltinsti¬ 
tut München. Zusammen mit über 150 
Partnerorganisationen aus 18 EU-Staa- 
ten will das Bündnis den ersatzlosen 
Abbruch der Verhandlungen. Die EU- 
Kommission soll die TTIP-Verhand¬ 


lungen stoppen bzw. das TTIP- und das 
CETA-Abkommen nicht abschließen. 

Die Hürden für eine erfolgreiche 
Bürgerinitiative sind jedoch hoch: Es 
müssen europaweit innerhalb eines 
Jahres mindestens eine Million Un¬ 
terschriften gesammelt und zudem in 
sieben EU-Staaten Mindestquoten für 
die Teilnahme erreichen werden. Wenn 
diese Vorgaben erfüllt sind, muss die 
EU-Kommission beraten. Ob sie das 
Ergebnis der Sammlung aber nur „zur 
Kenntnis“ nimmt, hängt davon ab, wie 
viel Druck erzeugt werden kann. Not¬ 
wendig ist vor allem, dass die Gewerk¬ 
schaften aktiv eingreifen. 

Am 11. Oktober 2014 findet zur 
weiteren Mobilisierung ein europa¬ 
weiter Aktionstag gegen TTIP, CETA 


und die Freihandelsagenda der Kon¬ 
zerne statt. Dazu ruft das Bündnis aus 
„TTIP Unfairhandelbar“ und anderen 
unter dem Motto „Konzernmacht zu¬ 
rückdrängen! Mensch und Umwelt 
vor Profit“ auf. Im Aufruf heißt es un¬ 
ter anderem: „Der Aktionstag wird 
unseren Widerspruch in den Straßen 
von Europa öffentlich sichtbar ma¬ 
chen. Wir werden die Debatte über 
diese Politik in die Öffentlichkeit 
tragen, von der die EU-Kommission 
und die europäischen Regierungen 
sie fernhalten wollen. Und wir werden 
uns für eine alternative Handelspoli¬ 
tik einsetzen. 

Wir sind solidarisch verbunden mit 
Bürgerinnen und Gruppen in aller 
Welt, die unsere Besorgnisse für Um¬ 


welt, Demokratie, Menschenrechte 
und soziale Rechte teilen. 

Der Einsatz, mit dem wir Bürge¬ 
rinnen aus Europa, Kanada und den 
USA unsere Stimmen hörbar machen, 
wird TTIP und CETA stoppen. 

Wir rufen Organisationen, Einzel¬ 
personen und Bündnisse zu dezent¬ 
ralen, selbstorganisierten Aktionen 
überall in Europa auf. Wir begrüßen 
die Vielfalt von Taktiken und Solida¬ 
ritätsaktionen auf der ganzen Welt, 
die dabei helfen, Menschen vor Ort 
zu informieren, zu motivieren und zu 
mobilisieren. 

Wir können diesen Kampf ge¬ 
winnen. Gemeinsam werden wir die 
Macht der Konzerne zurückdrängen!“ 

UZ 















Freitag, 5. September 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Anne Rieger 

83 Immobilien für einen Euro 


Lohnunterschied nicht nachvollziehbar 

AWO-Erzieherinnen wollen Tarifvertrag in Brandenburg 


Der „Tiroler des Jahres“ 2011, der 
österreichische Immobilien-Mil- 
liardär Rene Benko, ist für einen 
Euro Herr über 83 Immobilien und 
die Lebensperspektive von 17000 
Menschen geworden. Die Beschäf¬ 
tigten des Karstadtkonzerns sind 
nun endgültig einem Immobilien¬ 
hai zum Fraß vorgeworfen worden. 
Die zur Hälfte Benko gehörende 
Signa Holding hat mit dem „güns¬ 
tigen“ Kauf von hochwertigen In¬ 
nenstadtimmobilien u.a. in Wien, 



Prag, Luxemburg, Frankfurt, Ober¬ 
lech, am Gardasee in fünfzehn Jah¬ 
ren ein Immobilienvermögen von 
mehr als 6,5 Milliarden Euro er¬ 
worben. Mit geschätzten über 850 
Millionen Euro Privatvermögen 
zählt Benko zu den reichsten Ös¬ 
terreichern. 2014 wurde er wegen 
des Versuchs einer verbotenen In¬ 
tervention (Korruption) zu einem 
Jahr Haft mit Bewährung verurteilt. 
Er legte Berufung ein. 

Zu Recht erwarten die Karstadt- 
Beschäftigten, ihre Betriebsräte 
und ver.di eine Strategie für das 
Unternehmen, die die Zukunft des 
Warenhauses, die Arbeitsplätze und 
die Existenz der Beschäftigten si¬ 
chert. Die vergangenen Immobili¬ 
enaktivitäten Benkos aber deuten 
auf anderes. Sein „Gesellenstück“, 
das Innsbrucker Kaufhaus Tyrol, 
verwandelte er in ein Einkaufszen¬ 
trum. Aktuell wehren sich Bozener 


Schlechte Zeiten: „SPD kämpft um 
Wirtschaftskompetenz“ (Handels¬ 
blatt). Die Wirtschaftspolitik sei das 
„wesentliche Kompetenzfeld, das wir 
zurückgewinnen müssen“, verrät uns 
Generalsekretärin, Yasmin Brahimi. 
Und der SPD-Chef glaubt, die Partei 
dürfe sich „nicht damit zufrieden ge¬ 
ben, für die soziale Seite der Gesell¬ 
schaft zuständig zu sein“. 

Nun gab es Zeiten, da war es für 
die SPD eine Ehre, für diese sozia¬ 
le Seite der Gesellschaft zuständig 
zu sein. Man wusste durchaus schon 
mal, was Kapitalismus ist und was 
man davon zu halten hat. Lange 
vergessen. Wer sein Wirtschaftswis¬ 
sen aus den Weisheiten der Herren 
Schröder, Eichel, Riester, Rürup und 
Steinbrück bezieht, muss in der Tat 
kämpfen, als kompetent wahrgenom¬ 
men zu werden. Von der „Zuständig¬ 
keit“ eines Peter Hartz für die „sozi¬ 
ale Seite der Gesellschaft“ gar nicht 
zu reden. 

Nun also der Sigmar Gabriel. 
Selbst ihm ist nun zu Ohren gekom¬ 
men, dass die Investitionsquote in 
Deutschland ziemlich unterirdisch 
ist. Die Infrastruktur verfällt. Schu¬ 
len, Krankenhäuser, öffentlicher 
Verkehr, alles was eine moderne 
Nationalökonomie ausmacht - längst 
nicht mehr State of the Art. (Mit et¬ 
was „Wirtschaftskompetenz“ wäre 
das bei Schröders „Agenda“ - Aus¬ 
bomben der Steuereinnahmen, Ver¬ 
armung großer Bevölkerungsteile - 
leicht vorhersehbar gewesen.) 


Kaufleute gegen ein Mega-Kauf- 
haus Benkos. Es verdoppele die 
Verkaufsfläche, was nicht funktio¬ 
nieren könne, so das Argument. 

Auch für Beschäftigte muss klar 
sein: Je mehr ihr Kaufhaus zum 
Shopping-Center wird, desto mehr 
müssen sie um ihre Stellen fürch¬ 
ten. Denn H&M und Co. haben 
ihre eigenen Verkäuferinnen - mal 
abgesehen davon, dass dort in der 
Regel prekäre Arbeitsverhältnisse 
vorherrschen. 

Der mit acht neuen Mitgliedern 
umgekrempelte Aufsichtsrat des 
Karstadtkonzerns wird am 11. Sep¬ 
tember über die Sanierungsplä¬ 
ne entscheiden. Aufsichtsratschef 
Fanderl stimmt im Vorfeld die Be¬ 
schäftigten auf Verzicht ein. Er 
habe „schmerzhafte Einschnitte“ 
angekündigt, so Reuters, und die 
Überlebensfähigkeit von mehr als 
20 Häusern infrage gestellt: „Wir 
werden die Sanierung der Karstadt 
Warenhaus GmbH zügig und ent¬ 
schlossen angehen.“ 

Die Beschäftigten haben in den 
vergangenen Jahren auf Einkom¬ 
men von mehr als einer Milliarde 
Euro verzichtet. Dass Lohnver¬ 
zicht keinen Arbeitsplatz sichert, 
sondern den Abbau beschleunigt, 
haben schon viele Beschäftig¬ 
te schmerzlich erfahren müssen. 
Die Karstadt-Beschäftigten und 
ihre Gewerkschaft sind gut bera¬ 
ten, wenn sie sich auf einen harten 
Kampf um ihre Einkommen und 
Arbeitsplätze einstellen, um nicht 
die Schließung oder Umwandlung 
von Kaufhäusern in Shopping-Cen¬ 
ter zu finanzieren. 

Unterstützung beim Wirt¬ 
schaftsminister holen, wie die Be¬ 
triebsräte der Rüstungskonzer¬ 
ne, wäre eine Möglichkeit - der 
Kampf um Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich die bessere Lösung. Geld ist 
genug da. Die Signa Prime Selec- 
tion schüttete im Juni 30 Millionen 
Euro Dividende an Aktionäre aus. 
Allein Ex-Porsche-Chef Wiede¬ 
king - beteiligter Investor - erhielt 
mehr als eine Million, Roland Ber¬ 
ger 575 000 Euro. 


Aber natürlich geht es nicht um 
Ursachen. Ein „Expertenbeirat“ 
aus Bankern und Versicherungs¬ 
vertretern soll es richten. Die Idee: 
„Die riesigen privaten Ersparnis¬ 
se in Deutschland für Investitio¬ 
nen zu mobilisieren“, so DIW-Chef 
Marcel Fratscher. Im Klartext: Der 
Staat möge doch bitte eine sichere 
Verwertungsmöglichkeit für das gi¬ 
gantische, vor der Steuer gerettete 
Kapital der Banken und Versiche¬ 
rungen organisieren. Die Finanzin¬ 
dustrie hilft ja immer gern - wenn 
die Rendite stimmt. Da könnte es 
demnächst eine Allianz-Autobahn 
geben, oder eine Ergo-Brücke, oder 
vielleicht ein Deutsche-Bank-Klär- 
werk. 

Klar, könnte sich Gabriel die 
Kohle auch anders besorgen. 10-jäh¬ 
rige Anleihen rentieren momentan 
bei 0,88 Prozent. Das ist selbst bei 
der gegenwärtigen Inflationsrate 
so gut wie umsonst. Aber, was ma¬ 
chen dann die armen Versicherer 
mit ihrem Geld? Nicht umsonst ist 
die SPD so stolz auf ihre Schulden¬ 
bremse. Denn billig leihen ist böse, 
ganz böse! 

Die Zurückgewinnung sozialde¬ 
mokratischer „Wirtschaftkompe¬ 
tenz“ besteht nun genau darin, den 
Menschen, die das alles bezahlen 
müssen, die Abzocke der Finanz-Ak¬ 
robaten als Heldentat, als Investition 
in den verehrten „Standort“ verkau¬ 
fen zu können. 

Guntram Hasselkamp 


A nfang der Woche haben die Er¬ 
zieherinnen mehrerer Kinder¬ 
tagesstätten der Arbeiterwohl¬ 
fahrt (AWO) in Cottbus und Königs 
Wusterhausen für einen Tarifvertrag 
demonstriert. Mit der Protestaktion 
fordern sie von der AWO ein ver¬ 
handelbares Angebot, ver.di verlangt 
eine Angleichung des AWO-Lohnes 
an den Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes. 

Seit Januar dieses Jahres steht die 
Gewerkschaft ver.di mit der Tarifge- 
meinschaft der Arbeiterwohlfahrt im 
Land Brandenburg in Verhandlungen. 
In dieser Zeit habe sich die AWO nicht 
gerührt, sagte Gewerkschaftssekretär 
Ralf Franke bei der Aktion in Cottbus. 
Die aktive Mittagspause, zu der aufge¬ 
rufen worden war, sei nur die Vorstufe. 
Sollte sich die AWO weiterhin wenig 
entgegenkommend zeigen, werde ver. 
di Warnstreiks durchführen, so Fran¬ 
ke weiter. 

Die AWO zählt zu den wenigen 
freien Trägern in Südbrandenburg, die 
ihre Beschäftigten nicht nach dem Ta¬ 
rif für den öffentlichen Dienst entloh¬ 
nen. Die Unterschiede im Gehalt sind 
immens: Altenpfleger und staatlich an- 


Das Arbeitsgericht Dortmund hat am 
28. August im Kammertermin über 
zwei Klagen von Bürgerarbeitern ge¬ 
gen die Stadt Dortmund als Trägerin 
der Maßnahme geurteilt. Die Klagen 
verlangten die TVÖD-gerechte Ver¬ 
tragsgestaltung für die Beschäftigung 
als Bürgerarbeiter. 

Im Fall eines Schulhausmeisters - 
„Servicedienstleistung an Schulen“ - 
entschied die Kammer darauf, dass die 
geleisteten Tätigkeiten zweifellos Dauer¬ 
aufgaben für die Funktionsfähigkeit der 
Schule sind und nur in vernachlässigba¬ 
rem Ausmaß zusätzliche Arbeiten zum 
Gegenstand haben. Dementsprechend 
wurde der Klage ebenfalls stattgegeben. 


erkannte Erzieher mit einer Betriebs¬ 
zugehörigkeit von 15 Jahren und in 
Vollzeit beschäftigt erhalten rund 900 
Euro monatlich weniger Entgelt als im 
öffentlichen Dienst; ein Heilpädagoge 
bekommt rund 1200 Euro, ein Sozial¬ 
arbeiter rund 1100 Euro weniger. 

Der Lohnunterschied sei nicht 
nachvollziehbar, so Franke, denn die 
AWO sei selbst der Auffassung, dass 
höhere Löhne durch die Kommunen 
refinanziert werden könnten. Im Ge¬ 
spräch mit der UZ merkte Franke zu¬ 
dem an, dass es wenig Hoffnung gebe, 
dass die Kommunen die Forderungen 
der Erzieherinnen unterstützen wer¬ 
den: Durch niedrige Löhne würden 
die öffentliche Haushalte weniger be¬ 
lastet. 

Im Jahr 2002 wurden die meisten 
Cottbuser Kindertagesstätten privati¬ 
siert und unter anderem an die AWO 
übergeben. Den Beschäftigten der Ar¬ 
beiterwohlfahrt wurde damals mitge¬ 
teilt, dass sie nach einer Übergangsfrist 
von einem Jahr auf gut ein Drittel ihres 
Gehalts verzichten müssten. 

Der Geschäftsführer des AWO- 
Regionalverbandes Brandenburg-Süd, 
Wolfgang Luplow, ist indes verärgert 


Im Fall eines „Quartierskümmerers“ sah 
die Kammer die Tätigkeiten einerseits als 
„neu“ und insofern womöglich zusätzlich 
an, obwohl die Tätigkeiten bereits fünf 
Jahre vor Eintritt des Programms Bür¬ 
gerarbeit über vorausgegangene Pro¬ 
gramme und die Fortführung auch nach 
Ende des Programms beschlossen ist - 
insofern stellt sich die Tätigkeit durch¬ 
aus als Daueraufgabe dar. Dennoch ist 
die Kammer diesem Teil der Klage nicht 
gefolgt.Die Kläger hatten als ver.di-Mit- 
glieder Rechtsschutz der Gewerkschaft. 
Sie interpretiert das Ergebnis des Kam¬ 
mertermins zu Recht als Erfolg. 

Das Urteil ist die berühmte schal¬ 
lende Ohrfeige für die Stadt Dortmund 


über die Aktion von ver.di. So wirft er 
der Gewerkschaft vor, lediglich neue 
Mitglieder gewinnen zu wollen - weil 
auf der Rückseite des Protestaufrufs 
die Beitrittserklärung zur Gewerk¬ 
schaft abgedruckt ist. Was die Gehäl¬ 
ter angeht, sieht Luplow die AWO im 
oberen Drittel der Sozialverbände. 

Noch seien Viele nicht organi¬ 
siert, sagte Franke, aber es gebe in den 
letzten Jahren einen positiven Trend. 
Auf Nachfrage der UZ teilte eine Be¬ 
triebsrätin eines AWO-Kindergartens 
mit, dass von den angestellten 25 Er¬ 
zieherinnen lediglich zehn in der Ge¬ 
werkschaft seien. Dass sich die Erzie¬ 
herinnen organisieren, sei aber wichtig, 
meint Franke. Denn der Tarifvertrag, 
der erkämpft werden soll, gelte nur für 
Gewerkschaftsmitglieder. 

Bei dem AWO-Regionalverband 
Brandenburg Süd werden derzeit 
1100 Menschen in rund 100 sozialen 
Einrichtungen beschäftigt. Dazu zäh¬ 
len sechs Seniorenheime, 19 Kinderta¬ 
gesstätten, eine Werkstatt und mehrere 
Wohnstätten für behinderte Menschen, 
eine berufliche Schule für Sozialwesen, 
Jugendhilfeeinrichtungen und Bera¬ 
tungsstellen. Bernd Müller 


geworden, deren Vertragsgestaltung in 
diesem Teil des Öffentlichen Beschäf¬ 
tigungsmarkts weiterhin - wie bereits 
mit den Ein-Euro-Jobs ,geübt 4 - den 
Tarifvertrag des Öffentlichen Dienstes 
offen und verdeckt unterläuft (siehe 
letzte Ausgabe UZ). 

Es ist zu hoffen, dass das Urteil 
Maßstäbe für die Gestaltung neuer 
Programme bzw. neuer Stellen setzt. 
Einen Vorschlag ,zur Güte 4 , die Kläger 
neu und unbefristet für die weiter vor¬ 
handenen Daueraufgaben einzustel¬ 
len, lehnte die Rechtsvertretung der 
Stadt nach einer zweiminütigen Bera¬ 
tung ab. 


&u*je*u£ brcMcht 
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ich es wichtig finde, dass sich 
kämpferische Gewerkschaftler aus 
den Betrieben aus tau sc heu und 
gemeinsam diskutieren, wie wir 
unsere Arbeit verbessern können 
und den Kollegen deutlich machen) 
dass wir für unsere Interessen 
kämpfen müssen. 
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aus Köln, Student und 
Gewerkschafter (IG-M«tatl) 
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Privatisieren durch Insolvenz 

Geraer Stadtwerke sollen Stellen abbauen und Wohnungen verkaufen 



E nde Juni meldete die Stadtwerke 
AG in Gera Insolvenz an, bald da¬ 
rauf auch die Tochtergesellschaf¬ 
ten Geraer Verkehrsbetriebe und der 
Flughafen. 224 Millionen Euro Schul¬ 
den soll der Mutterkonzern insgesamt 
aufgehäuft haben. Der vorläufig ein¬ 
gesetzte Insolvenzverwalter Michael 
Jaffe will sanieren - also Kosten ein¬ 
sparen und verkaufen. 60 der 300 Stel¬ 
len sind laut ver.di beim Fahrperso¬ 
nal der Verkehrsbetriebe bedroht, die 
Wohnungen der Wohnungsgesellschaft 
sollen verkauft werden. Damit könn¬ 
te durchgesetzt werden, was politisch 
nicht durchsetzbar war, die Privatisie¬ 
rung kommunalen Eigentums im Insol¬ 
venzverfahren. 

Die Pleite der Stadtwerke ist ein 
Präzedenzfall, die Gründe sind alltäg¬ 
lich: eine Konstruktion von Querfinan¬ 
zierung der defizitären Tochtergesell¬ 
schaften - vor allem Verkehrsbetriebe 
und Flughafen - durch die lukrative 
Energieversorgung, die allerdings im 
Jahr 2000 teilprivatisiert wurde und 
Gewinne auch dann an private Inves¬ 
toren abführen musste, wenn keine 
Gewinne erwirtschaftet wurden. Dazu 
kommen teure externe Wirtschaftsprü¬ 
fer, eine schulden-geplagte Kommune, 
die zwar einspringen will, aber nicht 
kann oder darf, weil das Landesverwal¬ 
tungsamt mit Hinweis auf die Haus¬ 
haltslage Geras eine Übernahme der 
Wohnungsgesellschaft durch die Stadt 
untersagt hat. Zu den betroffenen 
Töchtern der Stadtwerke AG gehören 
außerdem die Geraer Wohnungsbau¬ 
gesellschaft Elstertal mit 6800 Woh¬ 
nungen und die Geraer Umweltdiens¬ 
te mit 170 Mitarbeitern. 

DGB und ver.di wollen die Zeit bis 
zur Landtagswahl, die am 14. Septem¬ 
ber stattfindet, nutzen, um politischen 
Druck auf die Landesregierung auszu¬ 
üben. Eine Kampagne, einschließlich 
einer inzwischen beendeten erfolg¬ 
reichen Unterschriftensammlung, soll 
verhindern, dass der große Ausverkauf 
in Gera umgesetzt werden kann. Für 
Sandro Witt vom DGB Hessen-Thü¬ 
ringen hat das Thema durchaus überre¬ 
gionale Bedeutung: „Viele Kommunen 


bundesweit sind systematisch unterfi¬ 
nanziert; auch für sie hätte es Folgen, 
würde man die öffentlichen Unterneh¬ 
men hier einfach fallen lassen“, so Witt 
gegenüber „Junge Welt“. 

Nun regieren Gläubigerausschuss 
und Insolvenzverwalter. „ Das Verbot 
des Landesverwaltungsamtes, neue 
Kredite aufzunehmen, hat der Stadt 
Gera endgültig die letzte Möglichkeit 
genommen, die drohende Insolvenz 
ihrer Stadtwerke aus eigener Kraft 
abzuwenden“, heißt es dazu in einer 
Stellungnahme von ver.di. „ Nur eine 
Landesbürgschaft kann offenbar eine 
Insolvenz noch abwenden. Insgesamt 
eintausend Arbeitsplätze sind in Ge¬ 
fahr, ebenso die Leistungen für die 
Bürgerinnen und Bürger der Stadt“ 
Gera. 

Die CDU-geführte Landesregie¬ 
rung unter Ministerpräsidentin Chris¬ 
tine Lieberknecht (CDU) hat im Wahl¬ 
kampf Hilfe zugesagt, ohne zu kon¬ 


kretisieren, wie diese aussehen soll. 
Eine Hilfe im Sinne einer finanziellen 
Besserstellung der Kommunen dürfte 
für sie prinzipiell ausgeschlossen sein. 
Eine Verhinderung der Privatisierung 
von Wohneigentum ebenfalls. Um sol¬ 
che prinzipiellen Weichenstellungen 
wird sich die neue Landesregierung 
aber nicht drücken können. Sollte „Die 
Linke“ die Wahl tatsächlich gewinnen 
und den Landeschef stellen, wird dies 
eine der vielen Nagelproben sein, an 
der sie zu messen sein wird. 

Denn für viele thüringische Kom¬ 
munen stellt sich die Frage, wie es 
angesichts der chronischen Unterfi¬ 
nanzierung möglich sein soll, die Da¬ 
seinsvorsorge dauerhaft aufrecht zu 
erhalten. Hier Privatinvestoren ins 
Boot zu holen hat sich für die öffent¬ 
liche Hand in der Vergangenheit im¬ 
mer wieder als schwer rückgängig zu 
machende Sackgasse bzw. kostspieliges 
Abenteuer erwiesen. Diese Erkennt¬ 


nis ist bei Entscheidungsträgern in den 
Kommunen durchaus angekommen. 

Nun den großen Ausverkauf trotz 
besseren Wissens in einem Insolvenz¬ 
verfahren wieder auf die Agenda zu 
bringen, weil Investoren und Gläubi¬ 
ger bedient werden wollen, verschärft 
das Problem nur. Ein Sachzwang zur 
Privatisierung besteht aufgrund des 
Insolvenzverfahrens jedenfalls nicht, 
sehr wohl aber Handlungsbedarf. 

„...wir sind auch interessiert, dass 
die öffentliche Daseins vor sorge nicht 
dem Profitstreben privater Betriebe 
preisgegeben wird“, so DGB-Landes- 
vize Sandro Witt, „Wir fordern die 
künftige Landesregierung - welche es 
auch sein mag - auf, auf eine angemes¬ 
sen hohe Vermögens- und Erbschafts¬ 
steuer im Bund hinzuwirken, um die 
Kommunen mit ausreichenden Mitteln 
auszustatten. Dann gibt es auch keine 
Pleite öffentlicher Betriebe mehr.“ 

Imö 


Ein rotes Tuch fürs Kapital 

Kampf um „Bildungsurlaub“ in Baden-Württemberg 


Bundesrepublikanische Arbeiterin¬ 
nen haben in zwölf Bundesländern das 
Recht auf „Bildungsurlaub“. In Baden- 
Württemberg, Bayern, Sachsen und 
Thüringen aber besteht bislang nicht 
das Recht darauf. In Baden-Württem¬ 
berg, hat die grün/rote Regierungsko¬ 
alition die alte gewerkschaftliche For¬ 
derung nach einem Bildungsurlaub 
immerhin schon mal in ihren Koali¬ 
tionsvertrag geschrieben. Unter dem 
Motto „Gib’ mir 5“ kämpft derzeit der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
in Baden-Württemberg für ein „Bil¬ 
dungsfreistellungsgesetz“. 

Das Wort „Bildungsurlaub“, wie 
diese Freistellung gewöhnlich ge¬ 
nannt wird, benutzt der baden-würt¬ 
tembergische DGB-Landesvorsitzen- 
de Nikolaus Landgraf für die gefor¬ 
derte Freistellungszeit bewusst nicht. 
Schließlich gehe es ums Lernen, nicht 
um Freizeit. „Wir wollen einen brei¬ 
ten Strauß von Maßnahmen“, so Land¬ 
graf. Das geht für ihn von Fortbildun¬ 
gen für Ehrenämter über das Erler¬ 
nen von Sprachen bis zur Stärkung 
der beruflichen Kompetenzen und 
Fragen der Mitbestimmung. Ein „Bil- 
dungsfreistellungssgesetz“ sei wich¬ 
tig, „um die Weiterbildung der Ar¬ 
beitnehmer in unserem Bundesland 
nicht ausschließlich den wirtschaftli¬ 
chen Erfordernissen zu unterwerfen, 
sondern auch den persönlichen Ent¬ 
wicklungswünschen der einzelnen Ar¬ 
beitnehmer gerecht zu werden“. Dem 
DGB-Landesvorsitzenden ist dabei 
klar, „dass wir hart kämpfen müssen“. 
Für diesen Kampf braucht es Bünd¬ 
nispartner. Daher sind die DGB-Ge- 


werkschaften, Wohlfahrtsverbände, 
Landesjugendring, Weiterbildungs- 
Dachorganisationen, Umweltgrup¬ 
pen und Kirchen ein „Bündnis für Bil¬ 
dungszeit“ miteinander eingegangen. 

Allzu viel darf da allerdings nicht 
erwartet werden, war doch gerade zu 
lesen, dass die evangelische Landes¬ 
kirche in Baden mit ihren etwa 15 000 
Mitarbeitern den Gesetzesverstoß der 
Landesregierung im Grundsatz zwar 
begrüße, 
sich selbst 
davon je¬ 
doch kaum 
betroffen 
sehe. Fünf 
Tage be¬ 
zahlt frei 
für die Wei¬ 
terbildung? 

Für die Ka¬ 
pitalisten 
im „Länd¬ 
le“ ist der 
geplante Bildungsurlaub ein rotes 
Tuch. Klassenbewusst wie sie nun mal 
sind, gehen die Unternehmer - noch 
bevor überhaupt die grün/rote Lan¬ 
desregierung ein Konzept für den 
Bildungsurlaub vorgelegt hat - auf 
die Barrikaden. Zu Gunsten der Un¬ 
ternehmerprofite im Südwesten will 
Arbeitgeberpräsident Rainer Dulger 
den von der Landesregierung geplan¬ 
ten Bildungsurlaub mit einem Gegen¬ 
vorschlag unterlaufen. Für Dulger ist 
ein Bildungsurlaub nur „Verschwen¬ 
dung von Zeit und Geld“. Er jammert 
der Regierung vor, dass der Bildungs¬ 
urlaub - würde das Angebot voll aus¬ 


geschöpft - die Arbeitskosten um 2,5 
Prozent erhöhen würde. „Wir wollen 
Maßnahmen von Arbeitgeberseite 
vorschlagen, um zum Beispiel unge¬ 
lernte Kräfte besser zu qualifizieren“, 
sagte Rainer Dulger weiter. „Das 
würde uns mehr helfen, als noch mehr 
Wohltaten zu verteilen, nur weil es im 
Moment der Wirtschaft gut geht.“ 
ver.di-Landesbezirksleiterin Leni 
Breymaier lässt das nicht so stehen: 
„Wenn sich engagierte Beschäftigte 
künftig, wohlgemerkt auf eigene Kos¬ 
ten, wenige Tage für Weiterbildung 
freistellen lassen können, ist das we¬ 
der eine Wohltat der Arbeitgeber noch 
Verschwen¬ 
dung von 
Zeit und 
Geld.“ Und 
die stell¬ 
vertretende 
DGB-Lan¬ 
desbezirks¬ 
vorsitzende 
Gabriele 
Frenzer-Wolf 
appellierte 
an die Lan¬ 
desregie¬ 
rung, sich von der „lautstarken Interes¬ 
senpolitik der Arbeitgeberlobby“ nicht 
beeinflussen zu lassen. Auch der DGB- 
Landesvorsitzende „kann die Kritik 
der Arbeitgeber nicht nach vollziehen“. 

Der Wirtschaftsminister seinerseits 
bremst industriebeflissen die gewerk¬ 
schaftlichen Erwartungen. Die Zwe¬ 
cke „sollen nicht ausufern“, kündigt 
der SPD-Minister eilig an. Den Un¬ 
ternehmen verspricht er beschwich¬ 
tigend, das Gesetz werde „erträglich 
für die Wirtschaft“ sein. Erinnern wir 
uns: Einstmals - in der Spätphase der 
Bildungsreformen der 60er und 70er 
Jahre des vorigen Jahrhunderts war der 


Bildungsurlaub für die Werktätigen in 
den meisten Bundesländern in diesem 
unserem Lande als großer Schritt hin 
zu einer Gesellschaft des lebenslangen 
Lernens geplant und erstritten. Vor al¬ 
lem Arbeiterinnen sollte damit die 
Möglichkeit eröffnet werden, sich be¬ 
ruflich und/oder politisch weiterzubil¬ 
den. Weiterbildung können sich Kapi¬ 
talisten offensichtlich nur in der Form 
„passgenauer“ und damit insbesondere 
für sie „verwertbarer“ Weiterbildung 
vorstellen. 

Aber nur wer informiert ist und 
sich gemeinsam mit anderen eigene 
Urteilskraft aneignet, kann vom Ob¬ 
jekt zum Subjekt der Geschichte wer¬ 
den. Es braucht Zeit, um sich mit The¬ 
men wie der gesellschaftlichen Ent¬ 
wicklung in Deutschland und Europa, 
der Rolle des Menschen in der Ar¬ 
beitswelt, Umweltschutzthemen, mit 
den Voraussetzungen für die verant¬ 
wortungsvolle Ausübung eines Ehren¬ 
amtes oder gar der Bekämpfung von 
Ausgrenzung zu beschäftigten. Dazu 
reichen die Abendstunden und die Wo¬ 
chenenden nicht aus. Die UNESCO- 
Weltkonferenz über Erwachsenenbil¬ 
dung erklärte schon 1997 in Hamburg: 
„ Nur bei wirksamer Beteiligung infor¬ 
mierter Männer und Frauen in allen 
Lebensbereichen kann die Menschheit 
überleben und sich den Herausforde¬ 
rungen der Zukunft stellen. 

Erwachsenenbildung ist daher 
mehr als ein Recht; sie ist ein Schlüssel 
zum 21. Jahrhundert.“ Diesen „Schlüs¬ 
sel“ wollen uns die Kapitalisten wohl¬ 
weislich verweigern. Merke: Bildung 
ist zwar niemals umsonst, doch gleich¬ 
zeitig vor allem niemals gratis. Aber 
bei der Frage, wer für die Kosten auf- 
kommen soll, kommt’s gleich zum 
Klassenkonflikt. 

Manfred Dietenberger 



Alle Räder standen 
drei Stunden still 

Mit einem dreistündigen Streik hat die 
Gewerkschaft Deutscher Lokomotiv¬ 
führer (GDL) am 1. September die 
heiße Phase der Tarifauseinanderset¬ 
zungen eingeleitet. „Das heutige An¬ 
gebot der DB stellt keinerlei substan¬ 
tielle Veränderung dar. Nach wie vor 
hält der Arbeitgeber an seiner Absicht 
fest, die Tarifmacht der GDL durch ein 
fadenscheiniges Kooperationsabkom¬ 
men zu brechen. Wir werden darum die 
bereits eingeleiteten Warnstreiks nicht 
nur wie geplant durchführen, sondern 
noch weitere folgen lassen, wenn der 
Arbeitgeber seine Position nicht ver¬ 
ändert“, kommentierte der GDL-Chef 
Weselsky das kurz vor Streikbeginn 
vorgelegte Angebot der DB. Zu einer 
möglichen Kooperation mit der größe¬ 
ren Eisenbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft (EVG) wiederholte er seine be¬ 
kannte, ablehnende Haltung: „Eine 
Hinhaltetaktik und eine Abhängigkeit 
von der DB-Hausgewerkschaft, um die 
berechtigten Forderungen unserer Mit¬ 
glieder aus dem Zugpersonal zu unter¬ 
drücken ist mit uns nicht zu machen“. 

GDL-Vorsitzender 
entgleist verbal 

Die verbale Entgleisung des GDL- 
Bundesvorsitzenden Weselsky auf ei¬ 
ner „Motivationsveranstaltung“ am 
27. August in Fulda hat nicht nur bei 
der konkurrierenden DGB-Gewerk- 
schaft EVG, sondern auch intern für 
Empörung gesorgt. Weselsky hatte in 
Fulda geäußert: „Wenn sich zwei Kran¬ 
ke miteinander ins Bett legen und ein 
Kind zeugen, da kommt von Beginn an 
was Behindertes raus“. 

Sprecher der „Initiative für Demo¬ 
kratie und Rechtsstaatlichkeit in der 
GDE‘ forderten daraufhin den Rück¬ 
tritt des GDL-Vorsitzenden: „Der 
durch seine diktatorische und rechts¬ 
verletzende Amtsführung für die GDL 
entstandene Schaden hat nunmehr 
eine Dimension erreicht, welche ein 
Verbleib von Claus Weselsky im Amt 
als GDL-Bundesvorsitzender nicht 
mehr zulässt“. 

Die GDL-Bundesorganisation 
teilte zu den Äußerungen Weselskys 
mit: „Das Zitat wurde aus dem Zu¬ 
sammenhang gerissen. Der GDL- 
Bundesvorsitzende wollte damit aus- 
drücken, dass durch die Vereinigung 
der mitgliederschwachen Gewerk¬ 
schaften (transnet und GDBA - heu¬ 
tige Eisenbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft EVG) keine starke Gewerk¬ 
schaft entstanden ist.“ 

Polizei hebt 
Verbotsverfügung auf 

Die Polizei hebt die Verfügung gegen 
den Erwerbslosenverein Tacheles auf, 
mit der sie den Erwerbslosenprotest 
vor dem Jobcenter auf den Gehsteig 
verbannen wollte. 

Das Verwaltungsgericht Düsseldorf 
teilte mit, dass die Wuppertaler Polizei 
die Verbotsverfügung zurückgenom¬ 
men hat. Der Verein Tacheles hatte am 
Dienstag Klage dagegen eingereicht. 
Eine Begründung für den Sinnes Wan¬ 
del wurde dem Verein nicht mitgeteilt. 
Harald Thome von Tacheles e. V. zeigt 
sich erfreut über den überraschenden 
Erfolg der Klage: „Es war richtig, in 
dieser Frage konsequent zu bleiben, 
denn der Protest muss in unmittelbarer 
Nähe des Jobcenters stattfinden. Alles 
andere wäre eine Einschränkung des 
Versammlungsrechts gewesen.“ 

Kraftfahrer: Länger 
arbeiten für wenig Geld 

Lange Arbeitszeiten und ein beschei¬ 
dener Verdienst - das kennzeichnet 
die Arbeitsbedingungen von Berufs¬ 
kraftfahrern. Die tatsächliche durch¬ 
schnittliche Arbeitszeit liegt bei knapp 
56 Stunden in der Woche und die Hälf¬ 
te der Berufskraftfahrer verdient auf 
Basis einer 40-Stunden-Woche weni¬ 
ger als 2030 Euro im Monat. Überstun¬ 
den sind häufig, werden aber oftmals 
nicht vergütet. Zu diesen Ergebnissen 
kommt eine Online-Umfrage des In¬ 
ternetportals www.lohnspiegel.de, das 
vom WSI-Tarifarchiv der Hans-Böck- 
ler-Stiftung betreut wird. Die Auswer¬ 
tung stützt sich auf Daten von insge¬ 
samt 1274 Berufskraftfahrern und Be¬ 
rufskraftfahrerinnen. 
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Verdrängen oder Erinnern an der Saar? 

Stolperschwelle im Gedenken an die Zwangsarbeiterinnen verlegt 



„Hitlers Mann an der Saar“, Dr. Her¬ 
mann Röchling, Direktor der „Völk- 
linger Hütte“ und vom Internationa¬ 
len Militärgerichtshof in Rastatt we¬ 
gen Verbrechen gegen die Menschheit 
verurteilter Kriegsverbrecher sorgt 
immer noch für Auseinandersetzun¬ 
gen und findet immer noch prominen¬ 
te Besch wichtiger. 

Am Haupteingang des Weltkultur¬ 
erbes „Völklinger Hütte“ wurde durch 
den bekannten Künstler Gunter Dem- 
nig eine Stolperschwelle in den Bür¬ 
gersteig eingesetzt. Diese Schwelle 
soll an die über 200 Zwangsarbeiterin¬ 
nen und Zwangsarbeiter erinnern, die 
während ihres Arbeitseinsatzes bei den 
ehemaligen Röchlingschen Eisen- und 
Stahlwerken durch Unterernährung, 
Misshandlungen, Krankheiten oder 
Arbeitsunfälle zu Tode kamen. Vorbe¬ 
reitet und organisiert wurde dies vom 
„Aktionsbündnis Stolpersteine Völk¬ 
lingen“, das schon die Verlegung meh¬ 
rerer „Stolpersteine“ in Völklingen or¬ 
ganisierte. 

Widerstand gegen die „Stolper¬ 
schwelle-Aktion“ kam ausgerechnet 
vom Generaldirektor und Geschäfts¬ 
führer des Weltkulturerbes Völklinger 
Hütte und Leiter der Stiftung Saarlän¬ 
discher Kulturbesitz Meinrad Maria 
Grewenig (MMG), im Saarland eine 
allseits bekannte Persönlichkeit. Die¬ 
sen stört erneut die Darstellung des 
Zusammenhangs „seiner Völklinger 
Hütte“ mit dem Deutschen Faschismus. 


Unter den Toten befanden 
sich 35 Kleinkinder. 


Der Verlegeort sei in „hohem Maß un¬ 
geeignet“ und „würdelos“. Er schlägt 
alternativ einen Platz in der Nähe vor. 
Und der Text auf der Plakette passt ihm 
auch nicht, und so erklärt er ihn einfach 
als „historisch falsch“. Die Inschrift der 
Schwelle lautet: „Röchling 4 sehe Eisen- 
und Stahlwerke 1941-1944/Zwangsar¬ 
beit für den deutschen Endsieg/Tau¬ 
sende müssen unter Zwang für die 
deutsche Rüstung arbeiten/Unterer- 
nährt - Misshandelt - Arbeitsunfall - 
Krank/Hunderte verlieren ihr Leben.“ 
MMG hatte somit für eine landeswei¬ 
te Aufmerksamkeit für die Aktion ge¬ 
sorgt. 


Unter Anteilnahme von mehr als 
100 Menschen fand die Verlegung der 
Stolperschwelle statt. Pfarrer i.R. And¬ 
reas Hämer, aktiv in der Friedens- und 
antifaschistischen Bewegung, setzte 
sich in seiner Begrüßung u.a. mit dem 
Vorwurf auseinander, sie seien nicht 
„objektiv“. In der Auseinandersetzung 
mit den Verbrechen des deutschen Fa¬ 
schismus könne es keine Objektivität 
geben, denn „Faschismus sei keine Mei¬ 
nung, Faschismus sei ein Verbrechen!“ 
bekannte Pfarrer Hämer empört. 

Der ehemalige Hüttenarbeiter und 
IG-Metall-Vertrauensmann Hubert 
Kesternich (DKP) sprach über das 
System der Zwangsarbeit während der 
Nazi-Zeit und die nüchternen Infor¬ 
mationen für Völklingen - die auf vie¬ 
le Anwesende erschreckend und ver- 
störend wirkten. „Unter den 219 toten 
Frauen und Männern, die ihre letzte 
Ruhestätte in der Ausländergedenk¬ 
stätte des Völklinger Friedhofs haben, 
befinden sich auch 35 Kleinkinder“. Die 
meisten dieser Opfer seien zwischen 


1942 und 1944 bei den Röchlingschen 
Eisen- und Stahlwerken beschäftigt 
gewesen. „Sie starben an Krankheiten, 
Hunger, Arbeitsunfällen, Misshandlun¬ 
gen, Kriegseinwirkungen und den Fol¬ 
gen der Ausbeutung, die ihnen auf die¬ 
sem Werk widerfuhr.“ Die meisten der 
Zwangsarbeitsopfer waren erst um die 
20 Jahre alt. Anschließend wurden von 
Kestenich und weiteren Mitgliedern 
des Aktionsbündnisses die Namen der 
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Opfer und deren Geburtsort und -da¬ 
tum vorgetragen. 

Die Aktion wurde mit internati¬ 
onalen Friedensliedern musikalisch 
umrahmt vom Chor „Les Amis du 
Chant“ aus der französischen Nach¬ 
bargemeinde Petite Rosselle. Durch 
ihre Teilnahme gewürdigt haben die 
Aktion u.a. der Sprecher der VVN- 
BdA Saarland Horst Bernard und der 
Vorsitzende der Synagogengemeinde 
Saar, Richard Bermann, Vertreter der 
Partei „Die Linke“, der DKP, SPD, von 
Kirchen und Gewerkschaften. Völklin¬ 
gens Oberbürgermeister Klaus Lorig 
(CDU) und Weltkulturerbe-Direktor 
Meinrad Maria Grewenig hielten sich 
distanziert am Rande. 

Mitglieder der „Bürgerinitiative ge¬ 
gen das Vergessen und die Gleichgültig¬ 
keit“ erinnerten mit einem Transparent 
an den Skandal um die vor zwei Jahren 
gescheiterte Rückbenennung des Wohn¬ 
gebietes „Hermann-Röchling-Höhe“ in 
Bouser Höhe. Den Röchling-Namen 
erhielt das Wohngebiet erst in den 50er 


Jahren. Unterschriften wurden gesam¬ 
melt, Persönlichkeiten aus Politik und 
Kultur unterstützten die Rückbenen¬ 
nung. Die saarländische Synagogenge¬ 
meinde richtete einen eindringlichen 
Appell an den Bürgermeister und den 
Stadtrat. Die Fraktion der Partei „Die 
Linke“ unterstützte nachdrücklich die 
Bürgerinitiative. Doch eine Stadtrats¬ 
mehrheit aus CDU, SPD, NPD u. a. strich 
dann den Vornamen des Kriegsverbre¬ 
chers und die „Röchling-Höhe“ blieb. 

Auch damals hatte sich MMG als 
Befürworter des Kriegsverbrecher-Na¬ 
mens hervorgetan. Vor der denkwürdi¬ 
gen Stadtratssitzung setzte er sich ve¬ 
hement ein für die Beibehaltung des 
Namens. Seine „Argumentation“: bei 
Rückbenennung drohe der „Völklinger 
Hütte“ die Aberkennung des Status des 
Weltkulturerbes durch die UNESCO. 
Er musste sich belehren lassen, dass 
der Weltkulturerbe-Status eher trotz 
des Namens anerkannt sei. 

Völklingen ist eine Stadt sozialer 
Brennpunkte. Die NPD und andere 
neofaschistische Gruppen haben dort 
einen ihrer Schwerpunkte. Rechte 
Stimmungen und ein überdurchschnitt¬ 
liches rechtes Wählerpotential ergaben 
für die NPD erneut und für die AfD 
erstmalig bei den diesjährigen Kom¬ 
munalwahlen Stadtratsmandate. In 
der Nacht vor der „Stolperschwelle- 
Aktion“ gab es einen Brandanschlag 
auf ein türkisches Lokal in Völklingen. 
Dieser Brand erinnert an eine Reihe 
von Brandanschlägen in Völklingen. In 
zurückliegenden Jahren, bis 2011, gab 
es mehrere Brandanschläge in Häu¬ 
sern, in denen Bürger mit Migrations¬ 
hintergrund wohnten. Auch da wurde 
erst 2011 eine Sonderermittlungskom¬ 
mission eingesetzt, die gezielt nach 
rechtsradikalem fremdenfeindlichen 
Hintergrund ermittelte; bisher ohne 
konkretes Ergebnis. 

MMG erweist sich immer deutli¬ 
cher als ein Mensch, der unfähig ist, 
die Täter des Deutschen Faschismus 
in der Öffentlichkeit zu benennen und 
deren Opfer öffentlich zu gedenken. 
Gerade für Völklingen ist eine derar¬ 
tige Persönlichkeit als Kulturmanager 
einer Weltkulturerbe-Stätte untragbar. 
Es stellt sich die Frage, wie lange die 
CDU-SPD Landesregierung weiterhin 
auf MMG als bestens bezahltem Kul¬ 
turmanager setzt. Rainer Dörrenbecher 


Berliner Senat verarscht Flüchtlinge 

Rauswurf sofort, statt versprochener Einzelprüfung 



Erneut protestieren Flüchtlinge in Ber¬ 
lin auf dem Dach und drohen damit, he¬ 
runter zu springen und sich umzubrin¬ 
gen. Vor dem Haus im Bezirk Fried¬ 
richshain hat sich die Polizei aufgebaut, 
um zu verhindern, dass die acht jungen 
Männer aus verschiedenen afrikani¬ 
schen Ländern mit Essen, Trinken und 
nötigen Medikamenten versorgt wer¬ 
den. Auch ein Pfarrer, der Klopapier 
bringen und seelsorgerisch tätig wer¬ 
den wollte, wurde abgewehrt. Mehrfach 
demonstrierten hunderte Unterstütze¬ 
rinnen der Flüchtlinge zum Haus vor 
die Polizeiketten, um den Verzweifel¬ 
ten ihre Solidarität zu zeigen. 

Das Haus ist ein Hostel in der Gür¬ 
telstraße, in dem Flüchtlinge unterge¬ 
bracht waren. Von einem Tag auf den 
anderen sollten sie ihr Quartier räu¬ 
men - ohne Alternative, ohne weitere 
finanzielle Unterstützung außer einem 
Fahrschein, um Berlin zu verlassen. 
Dabei war ihnen ganz anderes ver¬ 
sprochen worden, nämlich die Einzel¬ 
fallprüfung ihrer Asylanträge in Berlin 
und bis dahin Unterkunft, Grundsiche¬ 
rung und Sprachkurs. 

Der Berliner Senat hat die Flücht¬ 
linge verarscht, ein anderes Wort lässt 
sich dafür nicht finden. Die Männer ge¬ 
hören zu den Besetzern des Oranien¬ 
platzes und der Gerhard-Hauptmann- 
Straße in Kreuzberg. Mehr als zwei 
Jahre hielten hunderte Flüchtlinge den 
Protest in der Hauptstadt gegen rassis¬ 


tische Sondergesetze, für das Recht auf 
Arbeit und Bewegungsfreiheit, für das 
Bleiberecht aufrecht. 

Senat und Bezirk haben nicht ernst¬ 
haft über politische Lösungen nachge¬ 
dacht, sondern die Flüchtlinge mit ih¬ 
ren Forderungen erst links liegen ge¬ 
lassen und dann mit zum Teil massiver 
Polizeigewalt bedrängt, den Protest 
zu beenden. Die Lebensumstände der 
Protestierer vor allem in der Schule mit 
nur einer Dusche waren katastrophal. 


Polizei verhindert Versorgung 
mit Essen, Trinken und 
Medikamenten. 


Diese Zermürbungsstrategie aus Igno¬ 
ranz und Polizeischikane hat gewirkt. 
Mehr als 500 Flüchtlinge ließen sich 
im Juni - wohlwissend, dass ihnen eine 
Einzelfallprüfung allenfalls einen Auf¬ 
schub gewähren könnte - auf das „An¬ 
gebot“ des Senats ein und kamen damit 
der polizeilichen Räumung zuvor. Nur 
wenige Männer setzten den Protest auf 
dem Dach der Gerhard-Hauptmann- 
Schule (UZ berichtete) fort. Der Kreuz¬ 
berger Kiez wurde wochenlang von der 
Polizei belagert, der Protest schließlich 
gewaltsam beendet. Die 500 die „frei¬ 
willig“ das Feld geräumt hatten, wurden 
in dutzenden Objekten über die Stadt 
verteilt und damit ihrer Stärke, dem 
Zusammenhalt, beraubt. 


Ihre Sprachkurse hatten kaum ange¬ 
fangen, da war klar, dass die sogenannte 
Oranienplatzvereinbarung das Papier 


nicht wert ist, auf dem sie steht. Sowohl 
Flüchtlinge als auch Diakonie und Cari¬ 
tas, die einige der Heime betreuen, er¬ 


fuhren von einem Tag auf den nächsten 
Tag, dass für 108 der Flüchtlinge kein 
Platz mehr ist. Ihre Asylanträge seien 
in Berlin nicht verhandelbar, weil die 
Verfahren in anderen Bundesländern 
eröffnet werden müssten. Fahrkarten 
dorthin war das letzte was Berlin geben 
wollte. Für Flüchtlinge, die über Italien 
nach Deutschland gekommen waren, 
stehen die Flieger bereit. Auch die acht 
Namen der Männer, die bis zum Redak¬ 
tionsschluss auf dem Dach der Gürtel¬ 
straße ausharrten, standen auf der Liste, 
die am Abend des 25. August im Hostel 
aushing. Am kommenden Morgen soll¬ 
ten sie das Haus verlassen. Die Betrei¬ 
ber der Unterkünfte wurden angewie¬ 
sen, ihr Hausrecht wenn nötig mit der 
Polizei durchzusetzen. 

Die DKP in Friedrichshain-Kreuz- 
berg erklärte am 27. August: „Für uns 
ist die Parole ,Wir bleiben alle! 4 nicht 
verhandelbar. In diesem Sinne rufen 
wir zur Solidarität und zu weiteren 
Protestaktionen gegen den Wortbruch 
des Berliner Senats auf und werden 
uns nach Kräften daran beteiligen! 44 
Das Agieren des Berliner Senats be¬ 
stätige ein Mal mehr, „was wir in ver¬ 
schiedenen Kämpfen wie zum Beispiel 
der Wohnungs- und Mietenpolitik be¬ 
obachten: Zusagen des Senats, die In¬ 
teressen der Menschen in dieser Stadt 
Ernst zu nehmen, sind reine Makula¬ 
tur bzw. haben die Funktion Wider¬ 
stand zu spalten.“ Wera Richter 
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Alles beim Alten 

Keine großen Überraschungen bei sächsischer Landtagswahl 


D ie sächsischen Wählerinnen 
und Wähler sind ihrer bisheri¬ 
gen politischen Linie weitest¬ 
gehend treu geblieben und haben bei 
der Landtagswahl, die am vergange¬ 
nen Sonntag im Freistaat stattgefun¬ 
den hat, erneut mehrheitlich für kon¬ 
servative, rechte und faschistische Par¬ 
teien votiert. 

Insgesamt 39,4 Prozent der Wäh¬ 
ler gaben ihre Stimme der CDU, die 
bisher mit der FDP die sächsische 
Staatsregierung gestellt hatte. Obwohl 
es den seit der Annexion der DDR im 
Freistaat regierenden Konservativen 
nicht gelang, eine absolute Mehrheit 
zu erringen und sie im Verhältnis zur 
letzten Landtagswahl 0,8 Prozent der 
Stimmen verloren, werden sie auch 
zukünftig mit Stanislaw Tillich den 
Regierungschef stellen. Jedoch muss 
sich die CDU einen neuen Koaliti¬ 
onspartner suchen. So scheiterte die 
FDP mit 3,8 Prozent (minus 6,2) an 
der Fünf-Prozent-Hürde und wird im 
neuen Landtag nicht mehr vertreten 
sein. Für die Liberalen, deren sächsi¬ 
scher Landesverband sich in der Ver¬ 
gangenheit mehrheitlich rechtskon¬ 
servativ positioniert hatte, stellt die¬ 
se Wahlschlappe genauso eine herbe 
Niederlage dar wie für die Bundes¬ 
partei. Schließlich verlor die FDP am 
Sonntag die letzte Regierungsbeteili- 
gung bundesweit. 

Die Linkspartei wird hingegen 
auch in der kommenden Legislaturpe¬ 
riode die Rolle der Oppositionsführe¬ 
rin auszufüllen haben. Damit hat Rico 
Gebhardt, Spitzenkandidat der Links¬ 
partei, sein Wahlziel vollends verfehlt. 
Gebhardt hatte sich gebetsmühlen¬ 
artig für einen Lagerwahlkampf von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und sei¬ 
ner Partei stark gemacht und auch auf 
ein „rot-rot-grünes“ Regierungsbünd¬ 
nis orientiert. Derlei Pläne waren da¬ 
bei nicht nur in seiner eigenen Partei 
deutlich umstritten, sondern von vorn¬ 
herein zum Scheitern verurteilt, weil 
die CDU in allen Meinungsumfragen 
stets mehr Stimmen auf sich vereinte, 
als SPD, Grüne und Linkspartei zusam¬ 
men. Dass Gebhardt ernsthaft versuch¬ 
te, den Zustimmungsverlust seiner Par¬ 
tei als Erfolg zu deuten, hat hingegen 
eine gewisse Tragik inne. So erreichten 
die demokratischen Sozialisten nur ei¬ 
nen Wert von 18,9 Prozent der Stim¬ 
men und verloren damit 1,7 Prozent. 

Während die explizit zum linken 
Flügel ihrer Partei gehörende exa¬ 
minierte Krankenschwester Susanne 
Schaper mit 30,1 Prozent sachsen¬ 
weit das beste Erststimmenergebnis 
der Linkspartei erzielte, gelang es dem 
bisherigen Landtagsabgeordneten 
Volker Külow nicht, das erwünschte 
Direktmandat in Leipzig zu erringen. 
Külow, dessen neuerliche Absicherung 
auf der Landesliste vom rechten Flü¬ 
gel der Linkspartei verhindert worden 


war, scheiterte jedoch an nur knapp 
300 Stimmen, die ihm zum Wahlge¬ 
winn gefehlt hatten. Während auch 
der etablierte Leipziger Sozialpoliti¬ 
ker Dietmar Pellmann nicht mehr im 
Parlament vertreten sein wird, sitzen 
dort mit dem Rechtspolitiker Klaus 
Bartl und der bisherigen Sprecherin 
für antifaschistische Politik, Kerstin 
Köditz, zwei über die Landesgrenzen 
hinweg bekannte Politiker. 

Zum Wettlauf um die Tröge der 
Macht dürfte es in den kommenden 
Tagen indes zwischen SPD und Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen kommen. Beide 
Parteien biedern sich schon seit ge¬ 
raumer Zeit der CDU als mögliche 
Koalitionspartner an. Die Sozialde¬ 
mokraten konnten am Sonntag ins¬ 
gesamt 12,4 Prozent der Wählerstim¬ 
men auf sich vereinen und gewannen 
damit im Vergleich zur letzten Wahl 
zwei Prozentpunkte hinzu. Der SPD, 
die bereits in der vorletzten Legisla¬ 
turperiode gemeinsam mit der CDU 
regierte, werden unterdessen bessere 
Chancen für eine Regierungsbeteili¬ 
gung prognostiziert als den Grünen, 
die mit 5,7 Prozent (minus 0,7) in den 
Landtag einzogen. 

Einen überduchschnittlichen Wahl¬ 
erfolg konnte erneut die Alternative 
für Deutschland (AfD) erringen. Die 
sozialchauvinistische Partei erreich¬ 
te aus dem Stand heraus 9,7 Prozent 
der Stimmen. Sowohl die bürgerlichen 
Parteien als auch die politische Linke 


insgesamt hatte der europakritischen 
Partei in der Vergangenheit nur wenig 
entgegenzusetzen und ihr die Kritik an 
der Europäischen Union nahezu kom¬ 
plett überlassen. Es gilt jedoch als kei¬ 
neswegs ausgeschlossen, dass der neue 
Stern am rechtskonservativen Himmel 
ähnlich schnell untergehen wird, wie 
es zuvor der Piratenpartei erging, die 
mittlerweile bundespolitisch kaum 
mehr von Bedeutung ist. 

Die neofaschistische NPD konn¬ 
te den erneuten Einzug in das säch¬ 


sische Landesparlament am Sonntag 
nicht mehr meistern, wenngleich das 
Ergebnis für die Neonazis ausgespro¬ 
chen knapp war. So scheiterte die 
skandalträchtige Partei mit 4,95 Pro¬ 
zent (minus 0,7) an der Fünf-Prozent- 
Hürde. Infolge der Wahl erklärten die 
Nazis, eine Wahlanfechtung prüfen zu 
wollen. „Es wäre nicht das erste Mal, 
dass in der BRD eine rechte Partei 
nach anderslautenden Hochrechnun¬ 
gen durch Wahlfälschung und Auszäh¬ 
lungsfehler auf knapp unter fünf Pro¬ 
zent gedrückt wird“, behaupteten sie 
in einer Erklärung. 


Fernab der Wahlergebnisse dürf¬ 
te es jedoch als fraglich gelten, inwie¬ 
fern diese überhaupt noch den Wil¬ 
len der Bevölkerung repräsentieren. 
So sank die Wahlbeteiligung auf nur 
noch 49,2 Prozent. Mehr als die Hälf¬ 
te der Wahlberechtigten nahmen also 
an der Landtagswahl nicht einmal 
mehr teil. Würde man etwa das Wahl¬ 
ergebnis der CDU auf alle Wahlbe¬ 
rechtigten hochrechnen, käme diese 
nur auf rund 19 Prozent der Stimmen. 
Die immer weiter zurückgehende 


Wahlbeteiligung hatte am Abend der 
Wahl zu den üblichen Allgemeinplät¬ 
zen und Sprechblasen der etablierten 
Politiker geführt. Die Einsicht, dass 
sie selbst und ihr eigenes Handeln 
die Verantwortlichen für diese frag¬ 
würdige Entwicklung sind, sparten 
sie hingegen erwartungsgemäß aus. 
Dass sich eine geringe Wahlbeteili¬ 
gung bei den für den 14. September 
in Thüringen und Brandenburg an¬ 
stehenden Landtagswahlen wieder¬ 
holen wird, gilt nicht nur deshalb als 
wahrscheinlich. 


Markus Bernhardt 



Alle Mikrofone auf die Alternative für Deutschland. Der bisher noch nicht im Landtag vertretenen rechtspopulistischen flog 
vor und am Wahltag die mediale Aufmerksamkeit nur so zu. Im Bild Parteichef Bernd Lucke. 


Wahlbeteiligung katastrophal. Linkspartei scheitert 
mit Kurs der Anbiederung. AfD erringt Erfolg, 
Neonazis knapp nicht mehr im Landtag. 


Der Bundestag als Kriegsparlament 

Immer mehr Waffen werden neue Kriege schaffen 


Der Bundestag hat auf einer Sonder¬ 
sitzung ausgerechnet am 1. September, 
dem Antikriegstag, Waffenlieferungen 
an den Irak, Zielregion Kurdistan - ei¬ 
nem Beschluss des Bundessicherheits¬ 
rates und der Bundesregierung fol¬ 
gend - unterstützt und sich somit neu¬ 
er Kriegsverbrechen schuldig gemacht. 
Es handelte sich um eine symbolische 
Zustimmung, denn das Parlament war 
entmündigt worden. Die Partei „Die 
Linke“ hat gegen die Waffenlieferun¬ 
gen votiert. Auch die Grünen haben 
ihre Zustimmung verweigert, indem 
sie sich enthielten. 

Es geht aktuell um die Lieferung 
von 10 000 Handgranaten, 8 000 
Sturmgewehren vom Typ G3 und G36, 
200 leichte und 40 schwere Panzerfäus¬ 
te, 40 Maschinengewehre, 30 Panzerab¬ 
wehrwaffen vom Typ Milan mit 500 Ra¬ 
keten. Die militärische Unterstützung 


soll daneben auch die Lieferung von 
Fahrzeugen und weiterer Ausrüstung 
mit Schutzwesten und Helmen umfas¬ 
sen. Nach Angaben der Kriegsministe¬ 
rin Ursula von der Leyen soll damit bis 
Ende September ein Großverband von 
4 000 Soldaten ausgestattet werden. 


Donald Tusk: Nato in 
Ost-Euroeuropa auf- und 
ausbauen 


Der Gesamtwert der militärischen Lie¬ 
ferungen betrage 70 Millionen Euro, 
wie der Fraktionschef der Linkspartei, 
Gysi, im Bundestag aufklärte, während 
nur 50 Millionen an humanitärer Hil¬ 
fe gewährt werden würden. Zu diesen 
Waffenlieferungen kommen die Liefe¬ 
rungen aus anderen EU-Staaten und 
den USA hinzu, sodass längerfristige 


kriegerische Missionen in dieser Regi¬ 
on und im Nahen Osten sicher zu sein 
scheinen. 

Den Bundestagsabgeordneten war 
dieses und auch die Unsicherheit über 
den „Erstverbleib der Waffen“ durch¬ 
aus bewusst. Sie sahen keinen Paradig¬ 
menwechsel und auch keinen Tabu- 
Bruch - keine Waffen in Krisengebiete 
hieß das Paradigma - in diesen Maß¬ 
nahmen. Die Kanzlerin selbst erinner¬ 
te in ihrer Regierungserklärung, in der 
sie die Waffenlieferungen als unabding¬ 
bar begründete, weil „unsere eigene Si¬ 
cherheit unmittelbar bedroht“ sei, an 
die NATO-Aggression in Jugoslawien 
und an den zunächst als Brunnenboh¬ 
ren verklärten Krieg in Afghanistan. 
„Die Weltgemeinschaft muss handeln“, 
war das Credo von CDU/CSU und 
SPD. Ein schlimmer Weltfriedenstag, 
der uns da beschert wurde. 


Zu diesen kriegerischen Tönen pas¬ 
send war da auch die Rede des neuen 
Präsidenten des Europäischen Rates 
Donald Tusk, der als polnischer Minis¬ 
terpräsident anlässlich des Überfalls 
der Hitlertruppen auf Polen vor 75 Jah¬ 
ren auf der Westerplatte bei Danzig auf 
der Gedenkveranstaltung sprach. Eu¬ 
ropa müsse Lehren aus den damaligen 
Ereignissen und der Losung „Nie wie¬ 
der Krieg“ ziehen. Heute heiße das, dass 
neue NATO-Stützpunkte in Osteuropa 
aufgebaut und ausgebaut werden müss¬ 
ten. Insbesondere auf den Territorien 
von Polen und den baltischen Staaten. 

Aber, das sollte bei einer Bewer¬ 
tung der Bundestagsdebatte nicht ver¬ 
schwiegen werden, es wurden auch Al¬ 
ternativen zur Kriegspolitik der Gro¬ 
ßen Koalition und der Mehrheit der 
Bundestagsabgeordneten deutlich ge¬ 
macht. RolfPriemer 


Rückzug 

Mitten im brandenburgischen Land¬ 
tagswahlkampf hat der umstrittene 
Landtagsabgeordnete Jürgen Mare- 
sch (Partei „Die Linke“) seinen Rück¬ 
zug aus seiner Partei bekannt gegeben. 
„Mit Wirkung vom 1. September been¬ 
de ich meine Mitgliedschaft“, kündig¬ 
te der frühere Bundespolizist, der zu¬ 
gleich auch aus der Linksfraktion aus¬ 
treten will, kürzlich an. 

Maresch hatte in der Vergangen¬ 
heit mit bestenfalls sonderlich anmu¬ 
tenden Äußerungen auf sich aufmerk¬ 
sam gemacht. So machte er etwa gegen 
die traditionsreiche linke Antirepres- 
sions- und Solidaritätsorganisation 
Rote Hilfe mobil, die ihm „suspekt“ 
sei und „zum Beispiel Terroristen der 
RAF“ unterstütze. „Insbesondere die 
Argumente, mit denen die ,Rote Hil¬ 
fe 4 ihre Unterstützung im Allgemei¬ 
nen begründet, sind in meinen Augen 
abenteuerlich und an den Haaren her¬ 
beigezogen. Da ist dann die Rede vom 
staatlichen Repressionsapparat, und 
gemeint ist offenkundig die freiheit¬ 
lich-demokratische Grundordnung der 
Bundesrepublik“, wusste er unter ande¬ 
rem zu berichten. 

Der Beamte, der nunmehr in den 
Polizeidienst zurückkehren will, hat¬ 
te in der Vergangenheit nicht nur den 
fälschlicherweise als „Verfassungs¬ 
schutz“ bezeichneten und in den rech¬ 
ten Terror des „Nationalsozialistischen 
Untergrundes“ (NSU) verstrickten In¬ 
landsgeheimdienst als „derzeit kaum 
verzichtbar“ bezeichnet, sondern sich 
auch für den lebensgefährlichen Ein¬ 
satz von Pfefferspray durch Polizisten 
stark gemacht. „Der Polizei auch noch 
das Pfefferspray wegzunehmen, wie es 
SPD, Grüne und auch meine Partei, die 
Linke in Berlin, verlangen, ist fachlich 
falsch und nicht begründbar“, behaup¬ 
tete er, obwohl es in den vergangenen 
Jahren aufgrund des Einsatzes des ge¬ 
fährlichen Reizstoffes auch in der BRD 
bereits zu mehreren Todesopfern kam 
(UZ berichtete). (bern) 

Polizei räumt Soziales Zentrum 

Bis zu 350 Menschen haben am 29. Au¬ 
gust in Dortmund an einer Solidaritäts¬ 
demonstration für die vormaligen Be¬ 
setzer der Albert-Magnus-Kirche und 
die Idee eines selbstverwalteten Zen¬ 
trums in der nördlichen Innenstadt der 
Ruhrgebietsmetropole teilgenommen. 

Die Polizei hatte das einige Tage 
zuvor besetzte Kirchengebäude auf 
Anordnung der Staatsanwaltschaft ge¬ 
räumt, um Ermittlungen aufgrund eines 
versuchten Tötungsdeliktes durchzu¬ 
führen. So soll es bei einem Aufmarsch 
von Neofaschisten aus den Reihen der 
Partei „Die Rechte“ vor dem besetzten 
Gebäude zum Wurf eines Gegenstan¬ 
des vom Dach der besetzten Kirche 
gekommen sein. Die Neonazis hatten 
daraufhin im Internet ein Kopfgeld auf 
vermeintliche Täter ausgesetzt. 

Bei der Durchsuchung der Kirche 
hatte die Polizei insgesamt 36 Personen 
kontrolliert und zwei Personen festge¬ 
nommen. Eine davon wegen des Ver¬ 
dachts der Beteiligung am versuchten 
Tötungsdelikt. Die beiden betroffenen 
befinden sich mittlerweile wieder in 
Freiheit. 

Die Dortmunder Polizei miss¬ 
brauchte die Solidaritätsdemonstrati¬ 
on unterdessen dazu, linke Aktivisten 
auszuspähen. So sollen Staatsschützer 
versucht haben, mittels einer Fotomap¬ 
pe Personen ausfindig zu machen und 
versucht haben, Teilnehmer der Pro¬ 
teste anzusprechen und über die linke 
Szene auszufragen. 

Ihre Solidarität mit den Besetzern 
und der Forderung nach einem Sozi¬ 
alen Zentrum in Dortmund erklärten 
auch DKP und SDAJ Dortmund. Für 
die DKP kritisierte Wolfgang Richter 
die „militärisch anmutende Belagerung 
aller umliegenden Straßen“ des besetz¬ 
ten Gebäudes durch die Polizei. 

Die Dortmunder SDAJ bezichtig¬ 
te die lokale Staatsanwaltschaft einen 
„Kurs der Machtdemonstration und 
Einschüchterung gegen die Besetzung 
gefahren“ zu haben. „Die knappe Wo¬ 
che, in der das Soziale Zentrum Avan¬ 
ti bestand, machte deutlich, dass eine 
Alternative zu kapitalistischer Verwer¬ 
tungspolitik möglich ist“, konstatierte 
die SDAJ weiter. (bern) 








6 Freitag, 5. September 2014 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Neue Stufe im antirussischen Propagandakrieg 

Invasionsvorwurf gegen Moskau ohne überzeugende Beweise 


Polen behindert 
russischen Minister 

Polen hat den russischen Verteidigungs¬ 
minister Sergej Schoigu an der Heim¬ 
kehr gehindert. Die polnische Luftüber¬ 
wachung habe der Maschine des Minis¬ 
ters zunächst den Überflug verwehrt, 
meldete Ria Nowosti. Das Flugzeug 
habe deshalb in Bratislava landen müs¬ 
sen. Schoigu hatte in Banskä Bystrica 
mit Staatsgästen aus über 30 Ländern 
des slowakischen National-Aufstandes 
gegen die Nazis vor 70 Jahren gedacht. 

Arbeitslosigkeit in der EU 

Die Arbeitslosigkeit in der Eurozone 
bleibt ungeachtet aller Programme der 
EU und der nationalen Regierungen 
unverändert. In den 18 Ländern mit der 
gemeinsamen Währung waren - nach of¬ 
fiziellen, also staatlich geschönten An¬ 
gaben - 11,5 Prozent der Menschen im 
erwerbsfähigen Alter im Juli ohne Ar¬ 
beitsplatz. Insgesamt waren 18,409 Mil¬ 
lionen Männer und Frauen im Juli ohne 
Arbeit. Die höchsten Quoten vermelde¬ 
ten erneut Griechenland (27,2 Prozent 
im Mai) und Spanien (24,5 Prozent). 
Junge Menschen haben weiterhin be¬ 
sondere Schwierigkeiten auf dem „Ar¬ 
beitsmarkt“. In der Eurozone waren 
23,2 Prozent in der Gruppe der 15- bis 
24-Jährigen im Juli ohne Arbeit. Düster 
ist die Lage von Jugendlichen und jun¬ 
gen Erwachsenen insbesondere in Spa¬ 
nien und Griechenland mit Quoten von 
über 50 Prozent. In Zypern und Kroa¬ 
tien lag die Jugendarbeitslosigkeit bei 
über 40 Prozent. In der EU insgesamt 
mit ihren 28 Mitgliedstaaten lag die Ar¬ 
beitslosenquote im Juli bei 10,2 Prozent. 
24,85 Millionen Männer und Frauen wa¬ 
ren ohne Arbeit. 

Flüchtlingsdrama ohne Beispiel 

In den Kriegsregionen in Syrien und im 
Irak wird die Lage der Flüchtlinge im¬ 
mer verzweifelter. Nach Angaben der 
UNO sind allein in Syrien fast zehn Mil¬ 
lionen Menschen - rund die Hälfte aller 
Syrer - vor der Gewalt ins Ausland ge¬ 
flohen oder aus ihren Heimatorten ver¬ 
trieben worden. Das UNO-Flüchtlings- 
hilfswerk UNHCR sprach vom „größ¬ 
ten humanitären Notfall unserer Zeit“. 
Die Organisation geht nach neuesten 
Zahlen von drei Millionen Flüchtlin¬ 
gen aus, 6,5 Millionen Menschen seien 
Vertriebene im eigenen Land. 

Auch im Irak sind seit Anfang des 
Jahres mehr als 1,6 Millionen Menschen 
aus Angst vor den Kämpfen mit der Ter¬ 
rormiliz „Islamischer Staat“ (IS) in an¬ 
dere Teile des Landes geflohen, teilte die 
Internationale Organisation für Migra¬ 
tion (IOM) mit. 

Viele der Vertriebenen seien körper¬ 
lich, finanziell und emotional am Ende, 
erklärte der IOM-Notfallkoordinator 
im Irak, Brian Kelly. „Die derzeitige 
Krise im Irak ist beispiellos.“ Zahlreiche 
Opfer seien traumatisiert. Ganze Grup¬ 
pen seien von IS-Einheiten gezwungen 
worden, von Bergklippen in den Tod zu 
springen. 

Inzwischen lebten im Libanon 1,1 
Millionen syrische Flüchtlinge, in der 
Türkei 815 000, in Jordanien 600 000. 
Dort explodierten in einigen Regionen 
die Lebensmittelpreise. So koste ein 
Brot mehr als zehnmal so viel wie vor 
einem Jahr, berichtet die UNO. 

Rassismus-Vorwürfe gegen 
Polizisten in den USA 

Das UNO-Komitee gegen Rassendis¬ 
kriminierung hat Polizisten in den USA 
übertriebene Gewaltanwendung gegen 
ethnische Minderheiten vorgeworfen. 
Dies sei nicht erst seit dem Tod von 
Michael Brown in Ferguson im Bun¬ 
desstaat Missouri Anlass zur Sorge, 
sagte der zuständige Berichterstatter, 
Noureddine Amir, in Genf. Brown war 
von einem weißen Polizisten erschossen 
worden, was in der Kleinstadt zu Protes¬ 
ten und Unruhen geführt hatte. 

„Es handelt sich dabei nicht um einen 
Einzelfall, sondern beleuchtet ein grö¬ 
ßeres Problem in den USA 4 , sagte Amir. 
Dazu gehörten Rassismus ebenso wie 
die mangelnde Umsetzung gesetzlicher 
Schutzvorgaben und die unzureichen¬ 
de Ausbildung von Sicherheitskräften. 
Amir forderte die USA-Regierung auf, 
die prompte und umfassende Aufklä¬ 
rung von Fällen rassistischer Gewalt 
durch Sicherheitskräfte sicherzustellen. 


I n der vergangenen Woche hat der 
ukrainische Präsident Poroschen- 
ko Russland vorgeworfen, mit re¬ 
gulären Truppen eine Invasion in der 
Ukraine gestartet zu haben. Wie des 
Öfteren bereits bei ähnlichen Behaup¬ 
tungen wurden jedoch keine Beweise 
vorgelegt. Ungeachtet dessen haben 
die Paten der Putschisten in Washing¬ 
ton, Brüssel und Berlin auch diesmal 
den Vorwurf sofort übernommen und 
von den ihnen hörigen Massenmedi¬ 
en in die Welt hinausposaunen lassen. 

Neu ist, dass Washington in die¬ 
sem Fall ein Satellitenbild präsentier¬ 
te, das die „Invasion“ beweisen soll. 
Von einem ernsthaften Beweis kann 
allerdings keine Rede sein. Das Bild 
wurde eine Woche vor Poroschenkos 
Behauptung auf genommen Es ist der¬ 
art unscharf, dass zwar Fahrzeuge zu 
erkennen sind, aber nicht ob es sich 
um russische oder ukrainische han¬ 
delt und wo das Bild aufgenommen 
wurde. Der angefügte Ausschnitt aus 
einer Landkarte des russisch-ukraini¬ 
schen Grenzgebiets wurde in das Bild 
hineinprojiziert. Wenn Russlands Au¬ 
ßenminister Lawrow die Aufnahme 
als „Computerspiel“ abqualifiziert, so 
dürfte dies nicht zu widerlegen sein. 
Wer zur Zeit des Irakkriegs der USA 
die politischen Entwicklungen ver¬ 
folgt hat, wird bei diesem US-Satel- 
litenbild zudem unwillkürlich an jene 
Satellitenbilder erinnert, die US-Au- 
ßenminister Colin Powell seinerzeit 
als „Beweis“ für die angeblichen Mas¬ 
senvernichtungswaffen Saddam Hus¬ 
seins einem weltweiten Fernsehpubli¬ 
kum präsentierte und die sich dann als 
plumpe Fälschungen erwiesen haben. 

Russland weist 
Invasionsvorwürfe zurück 

Russland hat die Invasionsvorwürfe 
umgehend zurückgewiesen. Jewge- 
ni Serebrennikow vom Föderations¬ 
rat in Moskau kritisierte: „Wir haben 
schon mehrere Erklärungen der ukra¬ 
inischen Führung gehört, die sich als 
Lügen erwiesen haben. Jetzt sind wir 
Zeugen einer neuen Ente.“ Auch das 
Moskauer Verteidigungsministerium 
hat Berichte über „russische Trup¬ 
pen in der Ukraine“ postwendend als 
„Ente“ bezeichnet. Diese Angaben 
hätten mit der Realität nichts zu tun, 


92 Jahre sind vergangen, seit sich 
1922 erstmals junge Arbeiter aus der 
Tschechoslowakei und Schlesien (das 
damals zu Deutschland gehörte) auf 
der Schneekoppe im Riesengebirge 
trafen, um gemeinsam Positionen im 


Kampf gegen soziale Ungerechtigkei¬ 
ten und Unterdrückung zu diskutie¬ 
ren. 

Und noch heute ist die Tradition 
dieser Treffen lebendig und dient dem 
Gedankenaustausch über aktuelle ge¬ 
sellschaftliche Probleme. 


sagte der Sprecher des Ministeriums, 
Igor Konaschenkow. Inzwischen gibt 
es auch entsprechende Aussagen des 
Außenministeriums. 

Dabei wird sowohl von den Auf¬ 
ständischen im Donbass wie von 
Russland nicht bestritten, dass russi¬ 
sche Freiwillige in den Reihen der Do- 
nezker und Lugansker Volkswehr an 
den Kämpfen teilnehmen. So erklärte 
Alexander Sachartschenko, Premier 
der VR Donezk, die Volkswehr habe 
„nie ein Hehl daraus gemacht, dass 
es unter uns viele Russen gibt, ohne 
deren Hilfe wir es heute sehr schwer 
hätten.“ Und er fügte hinzu, dass es un¬ 
ter den Freiwilligen aus Russland viele 
Ex-Militärs und auch aktive Militärs 
gibt. Letzteres ist sicher nicht unprob¬ 
lematisch, aber doch weit entfernt von 
einem Einsatz „russischer Truppen“ in 
der Ukraine. 

Der russische UN-Botschafter 
Witali Tschurkin bestätigte ebenfalls, 
dass in der Ostukraine russische Frei¬ 
willige bei der Volkswehr aktiv sind. 
Er fügte aber hinzu: „Eine ähnliche 
Transparenz seitens anderer wäre 
wünschenswert. Unsere amerikani¬ 
schen Kollegen sollten einmal davon 
berichten, was Dutzende ihrer Mitar¬ 
beiter im Gebäude des ukrainischen 
Sicherheitsrats zu tun haben und wie 
viele amerikanische Söldner aus so ge¬ 
nannten ,Sicherheitsfirmen 4 tausende 
Kilometer vom US-Territorium ent¬ 
fernt vor Ort sind.“ 

Zu den Hintergründen der 
neuen Propaganda-Lüge 

Es stellt sich die Frage, was sind die 
Motive der Urheber dieser neuen Stu¬ 
fe antirussischer Lügenpropaganda. 

Was den Oligarchen im ukraini¬ 
schen Präsidentensessel und dessen 
Junta betrifft, so liegen sie auf der 
Hand. Werden die Ammenmärchen 
doch zu einem Zeitpunkt präsentiert, 
an dem die Volkswehr in einer Gegen¬ 
offensive den Truppen der „ Anti-Ter- 
ror-Operation“ kräftige Schläge ver¬ 
setzt und große Verluste zufügt. Gro¬ 
ße Teile der ukrainischen Grenze zu 
Russland stehen wieder unter Kont¬ 
rolle der Volkswehr. Mehrere vorwie¬ 
gend aus Ultranationalisten und Neo¬ 
nazis zusammengesetzte ukrainische 
Freiwilligen-Einheiten wurden einge- 


Stand das erste Treffen im Zei¬ 
chen des Kampfes um soziale Fra¬ 
gen, so traten bei den nächsten Zu¬ 
sammenkünften - bis 1933 fanden 
neun Treffen statt - die Probleme der 
zunehmenden faschistischen Gefahr 


in Deutschland in den Mittelpunkt, 
und schließlich entwickelte sich dar¬ 
aus eine Aktionsgemeinschaft der ak¬ 
tiven Solidarität mit politisch gefähr¬ 
deten und verfolgten Antifaschisten. 

Während der Zeit des Faschismus 
in Deutschland waren diese Treffen 


kesselt. Die Moral der ukrainischen 
Truppe verfällt, immer mehr Soldaten 
verlassen die Front. 

In dieser Situation wächst der 
Druck im Land auf die ukrainische 
Führung. Ihr wird Versagen vorge¬ 
worfen. In Kiew und anderen Städten 
demonstrierten bereits Ultranatio¬ 
nalisten und forderten den Rücktritt 
Poroschenkos und der Regierung. Da 
wird zur Rechtfertigung ein Buhmann, 
ein übermächtiger äußerer Aggressor 
gebraucht. 

Zugleich geht es Kiew darum, Waf¬ 
fen aus dem Westen zu erhalten und 
möglichst sogar NATO -Truppen ins 
Land zu holen. So hatte der ukraini¬ 
sche Außenminister Klimkin bereits 
am 17. August auf die Frage eines Kor¬ 
respondenten, ob er an die EU und die 
NATO appelliere, geantwortet: „Ja, 
selbstverständlich. Wir brauchen mi¬ 
litärische Hilfe.“ Und am Donnerstag 
vergangener Woche teilte der Vize¬ 
chef des ukrainischen Sicherheitsrats, 
Michail Kowal, nun nach einer Son¬ 
dersitzung dieses Gremiums mit: „Un¬ 
ser Staat rechnet auf Hilfe der USA, 
insbesondere auf einen Sonderstatus 
als Hauptverbündeter der Vereinigten 
Staaten außerhalb der NATO.“ Put- 
schisten-Premier Jazenjuk geht noch 
weiter. Am Samstag kündigte er an, 
dem Parlament einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, mit dem das seit 2010 be¬ 
stehende gesetzlich festgeschriebene 
Verbot eines Beitritts der Ukraine zu 
Militärbündnissen aufgehoben wer¬ 
den soll, um den Weg zu einer baldigen 
NATO-Mitgliedschaft frei zu machen. 

Dieses Abenteuer scheint aller¬ 
dings zumindest für die nähere Zu¬ 
kunft den USA und ihren NATO-Sa- 
telliten doch zu riskant zu sein. Von 
Hasardeuren wie Jazenjuk möchte 
man sich denn doch nicht den „Bünd¬ 
nisfall“ diktieren und in einen Krieg 
mit der Atommacht Russland hinein¬ 
ziehen lassen. 

Dort will man die Invasions-Lü¬ 
ge Poroschenkos zunächst einmal für 
die noch stärkere Präsenz von NATO- 
Truppen an den Grenzen zu Russland 
nutzen. So hat der scheidende Gene¬ 
ralsekretär des Militärpakts, Anders 
Fogh Rasmussen, wenige Tage vor 
dem NATO-Gipfel in Wales die Sta¬ 
tionierung von schnellen Eingreift- 


unmöglich geworden. Sie wurden 
nach 1945 wieder belebt und finden 
alljährlich am Fuße der Schneekoppe 
statt. Nach wie vor wird ihr Inhalt von 
aktuellen politischen Erfordernissen 
geprägt. 


Zum diesjährigen Riesengebirgs- 
treffen hatte die Kreisorganisation 
Trutnov der KSCM sowie der Kreis¬ 
klub des tschechischen Grenzlandes 
eingeladen. Aufgerufen zur Teilnah¬ 
me hatte auch die deutsche Initiativ¬ 
gruppe Riesengebirgstreffen im Ost¬ 


ruppen an den Grenzen zu Russland 
angekündigt. Dies soll auf dem Gipfel 
am 4. und 5. September beschlossen 
werden. 

Wie die Zeitung „Financial Times“ 
berichtete, soll zudem unter britischer 
Führung eine neue, 10 000 Soldaten 
umfassende Truppe für weltweite Ein¬ 
sätze aufgestellt werden. Neben Groß¬ 
britannien würden sich an der „Joint 
Expeditionary Force“ auch die balti¬ 
schen Staaten, Norwegen, die Nieder¬ 
lande, Dänemark und eventuell Ka¬ 
nada beteiligen, schreibt die Zeitung. 
Dass diese Ankündigung gerade jetzt 
kommt, ist sicher auch kein Zufall. 

★ 

Allerdings muss zu alledem hinzu¬ 
gefügt werden, dass Widersprüche in 
der Politik der Aufständischen und 
der russischen Führung auch bei ent¬ 
schiedenen Gegnern des aggressiven 
NATO-Pakts und Freunden der auf 
eine multipolare Weltordnung ge¬ 
richteten Politik Russlands kritische 
Fragen aufwerfen. Wenn aktive rus¬ 
sische Militärs als Freiwillige in der 
Volkswehr kämpfen, ist die Behaup¬ 
tung, dass sie dies als Urlaubsbeschäf¬ 
tigung tun, unglaubwürdig. Es ist nicht 
nachzuvollziehen, dass sie dort ohne 
Wissen ihrer Vorgesetzten und letzt¬ 
lich der russischen Führung kämpfen. 
Wenn Präsident Putin zugleich die 
Volkswehr aufruft, für die eingekes¬ 
selten ultranationalistischen ukraini¬ 
schen Freiwilligen einen „humanitä¬ 
ren Korridor 44 zu bilden, durch den 
sie abziehen können, ist das ebenfalls 
fragwürdig. Ohne eine Waffenruhe 
und Verhandlungen zwischen der uk¬ 
rainischen Führung und den Aufstän¬ 
dischen bedeutet dies doch, dass sie 
erneut gegen die Volkswehr kämpfen 
und dabei auch russische Freiwillige 
töten werden. 

Erklären lassen sich solche Wi¬ 
dersprüche vielleicht dadurch, dass 
Putin offenbar zwischen zwei Feuern 
steht, dem Druck der überwiegenden 
Mehrheit der russischen Bevölkerung, 
die eine entschiedene Unterstützung 
der Aufständischen in der Ostukraine 
fordert, und dem Druck der die russi¬ 
sche Wirtschaft beherrschenden Olig¬ 
archen, die Angst um ihre Profite und 
Kapitalanlagen im Westen haben 

Willi Gerns 


deutschen Kuratorium von Verbän¬ 
den (OKV) sowie als Unterstützer 
zahlreiche Organisationen und Glie¬ 
derungen von linken und kommunis¬ 
tischen Parteien. 

Die etwa 250 Teilnehmerinnen ka¬ 
men aus Tschechien, der Bundesrepu¬ 
blik und aus Polen. Auf der zweistün¬ 
digen Kundgebung sprachen unter 
anderem ein Parlamentsabgeordne¬ 
ter und Mitglied des ZK der KSCM, 
der Spitzenkandidat bei den dem¬ 
nächst stattfindenden Senatswahlen, 
die stellvertretende Vorsitzende der 
Polnischen Kommunistischen Partei, 
ein Vertreter der Partei „Die Linke“ 
Berlin sowie ein tschechischer Jung¬ 
kommunist. 

Angesprochen wurde die wach¬ 
sende Kriegsgefahr und das Erstar¬ 
ken faschistischer und rechter Kräf¬ 
te in Europa. Ebenso die imperia¬ 
listische Politik, vor allem der USA 
im Nahen Osten, die Mittäterschaft 
der EU, sowie die Perspektivlosig- 
keit der Jugend in den vom Kapital 
beherrschten Ländern Europas und 
die Verbotsdrohungen gegen die KP 
der Ukraine. 

Gefordert wurde die notwendige 
Zusammenarbeit aller linken Kräfte 
als Gegengewicht zu dem koordinier¬ 
ten Handeln des Kapitals und betont 
wurde die Rolle der Kommunisten in 
diesem Prozess. 

Die Kundgebung endete mit der 
Übergabe von Mitgliedsbüchern an 
neue Mitglieder der KSCM und dem 
Absingen der Internationale. 

In einem Jahr findet das nächste 
Treffen statt. 

G.B. 


Gemeinsam ein Gegengewicht schaffen 

Internationales Riesengebirgstreffen in Mala Üpa 
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„Valls 2“ - Stoßtrupp des Neoliberalismus 

Frankreichs Staatschef versteift sich auf einen „sozialliberalen Weg“ in die Sackgasse 


D ie Rentree, der Wiederbeginn des 
Alltags nach den Sommerferien, 
steht dieses Jahr in Frankreich 
im Zeichen heftiger innenpolitischer 
Debatten. 

Am 25. August war die sozialdemo¬ 
kratische Regierung Valls unerwartet 
auseinandergebrochen. Nur 146 Tage, 
nicht einmal ganz fünf Monate, war 
sie im Amt, nachdem die Vorgänger- 
Regierung Ayrault am 1. April wegen 
der schlechten Wahlergebnisse für die 
„Sozialisten“ bei den Kommunal- und 
Europawahlen in die Wüste geschickt 
worden war. Valls reichte den kollek¬ 
tiven Rücktritt der Regierung ein und 
wurde von Staatspräsident Hollande 
umgehend mit der Bildung einer neu¬ 
en beauftragt. Schon einen Tag später 
wurde sie installiert, deutlich noch stär¬ 
ker unternehmerfreundlich und auf den 
neoliberalen Sparzwang festgelegt, aber 
auch mit deutlich geschrumpfter politi¬ 
scher Basis. 

Auslöser der Regierungskrise war 
die Kritik des sozialdemokratischen 
Wirtschaftsministers Montebourg an 
dem von Hollande vorgegebenen Spar¬ 
kurs. Unter Verweis auf das Nullwachs¬ 
tum der französischen Wirtschaft hatte 
Montebourg in einem Interview gesagt, 
„Die dogmatische Reduzierung des De¬ 
fizits, die uns zur Sparpolitik und zu ei¬ 
nem fortgesetzten Anstieg der Arbeits¬ 
losigkeit geführt hat“, müsse auf den 
zweiten Platz gestellt werden. Vorrang 
hätten Maßnahmen für einen Ausweg 
aus der Krise. En passant kritisierte 
er dabei auch den von der deutschen 
Kanzlerin inspirierten Sparkurs in der 
EU, dem sich Hollande unterordnet. Bil¬ 
dungsminister Hamon schloss sich mit 
ähnlichen Äußerungen Montebourgs 
Kritik an. 

Das war für Regierungschef Valls 
und Staatspräsident Hollande offen¬ 
sichtlich zu viel. Sie verständigten sich 
auf ein scharfes Durchgreifen. Das soll¬ 
te „Stärke“ demonstrieren, war aber in 
Wahrheit nur ein Symptom für die poli¬ 
tische Schwäche dieses Kurses. Die er¬ 
gibt sich daraus, dass die Zustimmung 
der Mehrheit der Bevölkerung seit lan¬ 
gem verloren gegangen ist. Seit Valls 
Regierungsantritt vor fünf Monaten 
hat die Kritik deutlich zugenommen. 
Nicht zuletzt in den eigenen Reihen 
der regierenden Sozialistischen Partei 
(PS) und sogar in der eigenen Parla¬ 
mentsfraktion. Die Zahl der „Frondeu¬ 
re“, die dem Hollande-Kurs die weite¬ 
re Zustimmung zu verweigern drohten, 
wuchs. Das scharfe „Durchgreifen“ war 
daher nicht zuletzt ein Akt der Diszip¬ 
linierung gegenüber den restlichen PS- 
Abgeordneten. 

Ein Rothschild-Banker als 
Wirtschaftsminister 

Das charakteristische Merkmal der 
neuen Regierung Valls 2 ist die Ernen¬ 
nung des 36-jährigen Emmanuel Ma- 
cron zum Wirtschaftsminister. Dieser 


Mann kommt aus dem Management 
des einflussreichen französischen Pri¬ 
vatbankhauses Rothschild und verfügt 
daher über beste Beziehungen in die Fi¬ 
nanzwelt, die von Hollande vor zweiein¬ 
halb Jahren im Präsidentenwahlkampf 
noch als Hauptfeind angeprangert wor¬ 
den war. Macron gehört zum äußersten 


rechten Flügel der Sozialistischen Partei. 
Zuletzt als wirtschaftspolitischer Bera¬ 
ter Hollandes im Präsidentenamt tätig, 
ist er wohl der eigentliche Erfinder des 
von Hollande vertretenen Wirtschafts¬ 
kurses, der im Widerspruch zu seinen 
früheren linken Wahlaussagen beflissen 
den Wünschen und Forderungen der 
führenden Unternehmerkreise nachgibt. 

Mit der neuen Regierung sei eine 
„zusätzliche Etappe in der Ersetzung 
der ursprünglichen sozialdemokrati¬ 
schen Linie durch eine entschieden 
sozialliberale Position durchquert“ 


worden, schrieb die großbürgerliche 
Tageszeitung „Le Monde“. Tatsächlich 
wird diese Regierung nun fast nur noch 
vom rechten Parteiflügel der PS getra¬ 
gen. Zwei Minister und zwei Staatsse¬ 
kretäre der „Radikalen Partei“ (früher 
„Radikalsozialisten“) sind die einzig 
übrig gebliebenen „Partner“. Versuche 


Valls‘, bei der Regierungsbildung die 
Grünen oder andere Linke bis hin zum 
ehemaligen KP-Vorsitzenden Hue, der 
inzwischen zum aktiven Unterstützer 
Hollandes mutiert ist, in die Regierung 
einzubinden, sind gescheitert. Die Kri¬ 
tiker bezeichneten die neue Regie¬ 
rung deshalb sicher nicht zu Unrecht 
als „liberales Schockkommando“ und 
als „Söldnertruppe für den Sparzwang“, 
eine „Regierung der Patrons“. 

Symptomatisch für diese Regierung 
und ihren künftigen Kurs war auch der 
direkt am Tag nach der Regierungsbil¬ 


dung folgende Auftritt des alten und 
neuen Premiers vor der „Sommeruni¬ 
versität“ des Unternehmer-Dachver- 
bands MEDEF. Valls wurde dort laut 
„Le Monde“ mit Standing ovations 
empfangen. MEDEF-Chef Gattaz zeig¬ 
te sich über die jüngste Wendung in der 
französischen Innenpolitik „hochzu¬ 
frieden“. Valls seinerseits revanchierte 
sich mit einer wahren Liebeserklärung 
an die versammelten Unternehmer. 
Frankreich brauche seine Unterneh¬ 
men, und zwar alle, schmeichelte er den 
Firmenbossen, mit denen in den letz¬ 
ten Monaten zwar kein Wirtschaftsauf¬ 
schwung und keine neuen Arbeitsplät¬ 
ze geschaffen wurden, die dafür aber 
die Dividenden an die Aktienbesitzer 
im vergangenen Jahr um 30 Prozent er¬ 
höht hatten. Ohne ein kritisches Wort 
an ihre Adresse verkündete er wörtlich: 
„Ich selbst, ich liebe die Unternehmen.“ 

Inzwischen wurde bekannt, dass 
Valls beabsichtigt, sich vom Parlament 
demnächst eine Art Ermächtigungsge¬ 
setz zu verschaffen. Damit soll ihm er¬ 
möglicht werden, künftig verschiedene 
Fragen des Arbeits- und Sozialrechts 
per Regierungsdekret zu regeln, ohne 
dass darüber im Parlament beraten 
und beschlossen werden muss. Einer 
Vertrauensabstimmung im Parlament 
will sich Valls frühestens im Oktober 
stellen. 

Unter diesen Umständen sind die 
Kräfte links von PS, vor allem Kommu¬ 
nisten (PCF), Linkssozialisten (Parti de 
Gauche) und die in der „Linksfront“ 
vereinigten Kräfte, mit der Frage kon¬ 
frontiert, welcher Weg gefunden wer¬ 
den kann, um eine linke Alternative zu 
dieser Regierungspolitik durchzusetzen 
(siehe dazu Textauszug im Kasten ). 

Pierre Poulain 


Lehrerstreik beendet 

Mit einem Lehrerstreik in Norwegen 
haben sich 8 000 Lehrer erfolgreich 
dagegen gewehrt, künftig 7,5 Stunden 
am Tag in der Schule sein zu müssen. 
Sie wollten ihren Unterricht lieber 
weiter zu Hause vorbereiten. 

Spanien macht neue Schulden 

Spanien hat erstmals Staatsanleihen 
mit einer Laufzeit von 50 Jahren aus¬ 
gegeben, die dem Staat eine Milliarde 
Euro in die Kasse brachten. Sie sind 
mit vier Prozent im Jahr verzinst. Die 
Staatsschulden Spaniens überschritten 
kürzlich die Marke von einer Billion 
Euro, was etwa 98,4 Prozent des BIP 
entspricht. 

Abbas fordert klare Grenzen 

Palästinenserpräsident Mahmud Ab¬ 
bas hat Israel aufgefordert, seine 
Grenzen zum Westjordanland genau 
zu definieren. Die palästinensische Au¬ 
tonomiebehörde sei zwar bereit, „noch 
einen Tag zu warten, eine Woche oder 
einen Monat“, sagte Abbas in einer 
Fernsehansprache. „Aber wir warten 
nicht noch 20 Jahre.“ Die palästinen¬ 
sische Regierung hatte am 28. August 
eine diplomatische Offensive ange¬ 
kündigt, um Israel zu einem Rückzug 
aus dem Westjordanland zu zwingen. 

Wieder Enteignungen 
im Westjordanland 

Die Militärverwaltung im israe¬ 
lisch besetzten Westjordanland hat 
400 Hektar Land westlich von Beth¬ 
lehem zum „Staatsland“ erklärt. Die 
palästinensischen Eigentümer haben 
nun 45 Tage Zeit, sich an den Militäri¬ 
schen Berufungsausschuss zu wenden, 
erklärte ein Sprecher der Verwaltung 
am Sonntag in Tel Aviv. Die israeli¬ 
sche Bürgerrechtsbewegung „Peace 
Now“ geht davon aus, dass das Land - 
wie schon in zahllosen früheren Fäl¬ 
len - enteignet werden wird, um da¬ 
rauf eine Siedlung zu errichten. Wie 
„Peace Now“ in einer Erklärung mit¬ 
teilte, liegen konkrete Pläne des Bau¬ 
ministeriums für die Errichtung einer 
Siedlerstadt auf dem Gebiet des Au¬ 
ßenpostens Gvaot vor. 

Gewerkschaftsführerin getötet 

In Kolumbien haben Unbekannte 
eine Funktionärin der Ölarbeiter-Ge¬ 
werkschaft getötet. 

Edith Santos sei in der Ortschaft 
Acacfas im Department Meta im Zen¬ 
trum des Landes erschossen worden, 
teilte das Arbeitsministerium mit. Das 
Ministerium verurteilte die Tat und for¬ 
derte Respekt vor der Vereinigungs¬ 
freiheit. 

Nach Angaben des Entwicklungs¬ 
programms der UNO wurden zwi¬ 
schen 1984 und 2011 über 2 800 Ge¬ 
werkschafter in Kolumbien getötet. 
Im vergangenen Jahr registrierte die 
Organisation 27 Morde an gewerk¬ 
schaftlich organisierten Arbeitern. Für 
die Gewalttaten sind nach Einschät¬ 
zung von Experten meist paramilitä¬ 
rische Gruppen, aber auch staatliche 
Sicherheitskräfte verantwortlich. 


Pierre Laurent, 
Nationalsekretär der PCF 
Erklärung vom 26. August 

„Der Rücktritt der Regierung Valls ist ein 
schrecklicher Befund des Scheiterns. Die seit 
fünf Monaten praktizierte Politik erreicht kei¬ 
nerlei Ergebnis. Frankreich versinkt in der Kri¬ 
se, weil es in der Sackgasse des Sparzwangs, 
der Senkung der Löhne und der Kaufkraft, der 
Geschenke ohne Gegenleistung an die Divi¬ 
denden und das Kapital versinkt. Unfähig, die 
Franzosen, die Linke und auch nur die Sozi¬ 
alisten hinter dieser Politik zu sammeln, be¬ 
kommt Manuel Valls jedoch das Mandat des 
Präsidenten der Republik, darauf zu beharren 
mit einer ihm ergebenen und noch rechteren 
Mannschaft. Autoritarismus und die Flucht 
nach vorn sind also die einzige Leitlinie der 
Exekutive. Das Scheitern, ein weiteres Mal, 
steht bevor. 

Es ist nicht möglich, das einfach gesche¬ 
hen zu lassen. Denn der für das Land zu be¬ 
zahlende Preis ist schon hoch und wird noch 
höher werden. Angesichts von soviel Dogma¬ 
tismus und Leichtfertigkeit, der Missachtung 
der Wähler, genügen kritische Worte nicht 


mehr, so richtig sie sein mögen. Für alle die¬ 
jenigen, die diesen selbstmörderischen Kurs 
ablehnen, ist die Zeit gekommen, in Aktion 
zu treten, gemeinsam zu debattieren und zu 
handeln, die Linke und das Volk zu sammeln, 
um eine andere Politik zu entwickeln, mit ei¬ 
ner anderen Mannschaft, entschlossen anzu¬ 
knüpfen an den Erfordernissen des sozialen 
Wiederaufstiegs und der steuerlichen Gerech¬ 
tigkeit, des Kampfes gegen die Verschwen¬ 
dungen des Finanzkapitals, der Schaffung von 
nützlichen Arbeitsplätzen in den öffentlichen 
Diensten, des Wohnungsbaus, der Industrie 
und des ökologischen Umbaus, der demokra¬ 
tischen Neubegründung der Republik. Ich rufe 
im ganzen Land auf zur Gemeinsamkeit und 
zur Mobilisierung gegen die üblen Schläge, 
die sich ankündigen, und zum Aufbau eines 
politischen Projekts der linken Alternative.“ 
★ 

In einem Interview in der „Humanite“ sag¬ 
te Pierre Laurent am 29.8.: 

„Wir müssen den Dialog mit den Grünen, mit 
den Sozialisten, mit den Aktiven der sozia¬ 
len Bewegungen weit über die Linksfront hi¬ 
naus annehmen, um die Franzosen aus der 


Sackgasse herauszubringen, in die man sie 
einschließen will... Die Kräfte der Sammlung 
existieren, aber sie stimmen ohne eine enor¬ 
me politische Arbeit nicht überein bei kühnen 
alternativen Lösungen. Deshalb muss unse¬ 
re Herbsttagung (die der Linksfront am 6.9., 
Red.) eine Tagung der Aktion und der Debat¬ 
te sein. Deshalb habe ich mich entschieden, 
mich zu allen Sommeruniversitäten der Linken 
zu begeben, zu denen man mich einlud ... Ich 
werde mich nach La Rochelle (zur Sommer¬ 
tagung der „Parti Socialiste“, Red.) begeben, 
um vor den Sozialisten, die vom Schauspiel 
dieses Wochenanfangs noch benommen sind, 
die Sprache der Wahrheit zu sprechen: Wenn 
ihr nicht die Zuschauer der Zerstörung eurer 
eigenen Partei sein wollt, ihr Sozialisten, der 
Niederlage der Gesamtheit der Linken, könnt 
ihr mit uns den Aufbau einer linken Alternative 
beginnen ... Nach diesen Sommeruniversitä¬ 
ten wird das erste große Treffen (der Linken) 
das Fest der „Humanite“ (12.-14.9.) sein. Wir 
laden dorthin alle diejenigen ein, die sich in 
der Regierungspolitik in keiner Weise wieder¬ 
erkennen, und diejenigen, die in allen Familien 
der Linken diese Debatte wünschen.“ 



Alter und neuer Staatschef: Manuel Valls 


Renzi hat sich durchgesetzt 

Federica Mogherini wird Chefin der EU-Außenpolitik 


Nach wochenlangem Tauziehen hat 
Italiens Premier, der amtierende EU- 
Vorsitzende Matteo Renzi, gegen star¬ 
ke konservative Widerstände auf dem 
EU-Sondergipfel vergangene Woche 
die Nominierung seiner Außenminis¬ 
terin Federica Mogherini als Chefin 
der EU-Außenpolitik durchgesetzt, 
Sie wird Nachfolgerin der Britin Ca¬ 
therine Ashton. Renzi betrachtet, wie 
die regierungsnahe „La Repubblica“ 
wiedergibt, die Berufung der auch 
im Regierungsteam als seine Favori¬ 
tin geltenden Mogherini als Stärkung 
der Position der Sozialdemokraten 
und seiner eigenen in der EU. Er er¬ 
wartet davon auch einen Auftrieb für 
sein „Reformpaket“ in Italien. Nicht 
zuletzt hofft Renzi, damit auch die im¬ 
mer wieder gegen ihn aufbegehren¬ 
de linke Parteibasis ruhig zu stellen, 
denn dieser wird Mogherini - wenn 


auch eher in gemäßigter Weise - zu¬ 
geordnet. 

Gegenüber den konservativen 
Vertretern mit Kommissionspräsi¬ 
dent Jean-Claude Juncker und dem 
als Ratspräsidenten nominierten Po¬ 
len Donald Tusk werde, so die vor¬ 
herrschende Meinung in Rom, damit 
ein politischer Ausgleich hergestellt. 
Denn die Chefdiplomatin der EU 
wird gleichzeitig Stellvertreterin des 
Kommissionspräsidenten Juncker. 
Die Zustimmung des EU-Parlaments 
gilt als sicher. Sonst hätte Staatsprä¬ 
sident Giorgio Napolitano die Nomi¬ 
nierung der 41-jährigen Politikerin der 
regierenden Demokratischen Partei 
(PD) wohl kaum eine „wichtige Aner¬ 
kennung“ der Rolle Italiens in der EU 
genannt. „La Repubblica“ verbreitet 
Optimismus, dass die seit fast zwei 
Jahrzehnten in führenden Parteiäm¬ 


tern bewährte und für ihren Ehrgeiz 
bekannte Mogherini sich den „enor¬ 
men Herausforderungen“ gewachsen 
zeigen werde. Die gebürtige Römerin 
ist verheiratet und hat zwei Töchter. 

Ihre Parteikarriere begann die zum 
Verhältnis von Religion und Politik im 
Islam promovierte Politologin 1996 in 
der Jugendorganisation der damaligen 
Democratici di Sinistra (Linksdemo¬ 
kraten), die sich 2008 mit der katho¬ 
lischen Zentrumspartei Margherita 
zur heutigen sozialdemokratischen 
PD zusammenschlossen. 1999 wurde 
sie für drei Jahre Vizepräsidentin der 
European Community Organisation 
of Socialist Youth (Europäische Jung¬ 
sozialisten). Mit der Wahl 2001 in den 
Parteirat der Linksdemokraten stieg 
sie in die hohe Parteipolitik ein, ar¬ 
beitete in der Abteilung Außenpoli¬ 
tik, deren Leiterin sie bald wurde. Sie 


besetzte traditionelle Schwerpunkte 
italienischer Außenpolitik wie den 
Nahen Osten, wurde durch Studien 
zum Nato-Einsatz in Afghanistan, an 
dem Italien mit einem Truppenkontin¬ 
gent beteiligt ist, bekannt, pflegte die 
Kontakte zu den Sozialdemokraten 
in Europa und zu den Demokraten in 
den USA. Seit 2008 ist sie Mitglied der 
Abgeordnetenkammer, in der sie Ex¬ 
pertin für Verteidigung, europäische 
und internationale Angelegenheiten 
ist. 

Als Renzi im Februar 2014 Premi¬ 
er wurde, berief er Mogherini zu sei¬ 
ner Außenministerin. Wenn die PD 
heute wieder ein verbessertes Verhält¬ 
nis zur starken Friedensbewegung im 
Lande hat, die zu den über 40 Prozent 
Stimmen der Partei bei den EU-Wah¬ 
len im Mai beitrug, dann habe, wie in 
PD-Kreisen vermerkt wird, Mogherini 


einen Anteil daran. Den Vorhaltungen 
in Brüssel, die neue EU-Außenbeauf¬ 
tragte habe zu wenig diplomatische 
Erfahrung, fehle es also an Substanz, 
wird in der PD gekontert. 

In Brüssel werden, vor allem von 
Polen und den baltischen Mitgliedern, 
misstrauisch realistische Akzente 
Mogherinis zur Krise in der Ukraine 
verfolgt und als „russlandfreundlicher 
Kurs“ diffamiert. Sie unterstützt die 
von der Moskauer Gazprom betrie¬ 
bene Pipeline South Stream, über die 
russisches Erdgas unter Umgehung 
der Ukraine direkt nach Südeuropa 
transportiert werden soll. 

Nachdem Renzi im Juli seine 
halbjährige Amtszeit als EU-Vorsit¬ 
zender angetreten hatte, reiste Mog¬ 
herini zu ihrem ersten Staatsbesuch 
nach Moskau. Fotos, die sie mit Putin 
beim Shakehands zeigten, wurden in 
Brüssel mit Empörung aufgenommen, 
ebenso, dass sie den Kreml-Chef für 
Oktober zu einem Mailänder Wirt¬ 
schaftsgipfel einlud. 

Gerhard Feldbauer 
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Kolumne / Interview 


unsere zeit m 


Gastkolumne von Sevim Dagdelen 


Eine Zäsur 


Gepanzerte Fahrzeuge, Handgranaten, 
Panzerabwehrraketen und Maschinen¬ 
gewehre: Die Bundesregierung liefert 
Waffen und Munition für 4 000 Sol¬ 
daten an die Parteimiliz der KDP im 
Norden des Irak: Kostenpunkt 70 Mil¬ 
lionen, aus Bundeswehrbeständen, de 
facto beglichen aus deutschen Steuer¬ 
mitteln. Zynischerweise wurde zudem 
gerade am 1. September, dem 75. Jah¬ 
restages des Beginns des 2. Weltkriegs 
durch Nazideutschland, von Uni¬ 
on und SPD ein Antrag im Bundes¬ 
tag vorgelegt, der diesem Tabubruch, 
deutsche Waffen in ein Kriegsgebiet 



zu liefern, auch noch ein parlamenta¬ 
risches Mäntelchen umhängen sollte. 
Damit ist die Selbstbeschränkung bei 
Rüstungsexporten der Bundesrepub¬ 
lik, in Folge der Niederlage des deut¬ 
schen Faschismus und Militarismus im 
2. Weltkrieg, nach der Wiederbewaff¬ 
nung 1955 keine Waffen in Kriegsge¬ 
biete und auch nur in Ausnahmen in 
so genannte Spannungs- und Krisenge¬ 
biete zu liefern, Geschichte. Entschei¬ 
dungen wann, wohin, an wen deutsche 
Rüstungsexporte gehen, finden in Zu¬ 
kunft, wie in den USA, in Frankreich 
oder Großbritannien, allein aufgrund 
geostrategischer Interessenlagen statt. 

Erinnern wir uns. Bei den Aus¬ 
landseinsätzen der Bundeswehr hat¬ 
te es letztlich nach dem Abschluss des 
Zwei-plus-Vier-Vertrags fast zehn Jah¬ 
re gedauert, bis 1999 mit der Beteili¬ 
gung am völkerrechtswidrigen NATO- 
Angriffskrieg gegen Jugoslawien der 
Eintritt Deutschlands in eine imperia¬ 
listische Außenpolitik vollzogen wor¬ 
den war. Bei den Rüstungsexporten 
hingegen wurde dieser Prozess binnen 
weniger Wochen erledigt. Damit findet 
eine weitere Abkehr von einer friedli¬ 
chen Außenpolitik statt. Und gerade 
was den Nahen Osten angeht, schal¬ 
tet Bundeskanzlerin Angela Merkel 
auf Angriff. Die Sponsoren und Un¬ 
terstützer der radikal-islamistischen 


Terrororganisation IS - die Türkei, 
Katar und Saudi-Arabien - werden 
weiter umworben. Sie gehören zu den 
besten Kunden deutscher Rüstungsun¬ 
ternehmen. Obwohl auch die Bundes¬ 
regierung einräumen musste, dass der 
IS kurdische Enklaven im Norden Sy¬ 
riens von türkischem Territorium aus 
angegriffen hat, gehen beispielsweise 
die EU-Beitrittsverhandlungen, die ja 
angeblich demokratische Reformen 
befördern sollten, ungerührt weiter. 
So ist denn der vorgebliche Kampf 
gegen den IS nur ein Mittel, um noch 
mehr Einfluss im Nahen Osten zu ge¬ 
winnen und die verheerende Regime 
Change-Politik in Nibelungentreue zu 
den USA weiter zu betreiben. 

Den Vogel in puncto Kriegslügen 
schossen allerdings wieder einmal die 
Grünen ab, die friedenspolitisch mitt¬ 
lerweile am äußersten rechten Rand 
im Bundestag sitzen. Während sich 
Kommandeure der IS in Interviews 
mit der Washington Post beim NATO- 
Staat Türkei für die Unterstützung ar¬ 
tig bedanken, schreiben die Grünen 
in ihrem Antrag folgende Lüge auf, 
offenbar um die Unterstützung von 
NATO-Staaten und Golfdiktaturen 
beim Aufbau der IS zu verschleiern. 
Hier heißt es: „In Syrien muss auf eine 
von der Bevölkerung akzeptierte neue 
Regierung ohne Assad gedrungen wer¬ 
den. Eine Kooperation mit Assad ge¬ 
gen ISIS ist nicht akzeptabel - ohne 
Assads Unterstützung wäre die ISIS 
nicht dort wo sie jetzt steht.“ Selbst¬ 
verständlich werden auch die US-Luft¬ 
angriffe begrüßt. Die Grünen-Frakti- 
onsvorsitzende Göring-Eckardt ließ 
durchblicken, dass sie eine militärische 
Intervention im Irak begrüßen würde, 
allerdings gegen Waffenlieferungen 
sei, da die Waffen in falsche Hände ge¬ 
langen könnten. Die Beendigung des 
Boykotts der kurdischen Enklaven im 
Norden Syriens durch die Türkei und 
die KDP, wie ihn die Fraktion „Die 
Linke“ in ihrem Antrag forderte, wie 
auch ein Ende des Verbots der PKK, 
die allein den bedrohten Jesiden Hil¬ 
fe geleistet hatte, wurden denn auch 
konsequenterweise von den Grünen 
gemeinsam mit der großen Koalition 
abgelehnt. So wurde der 1. September 
2014 im Deutschen Bundestag zu ei¬ 
nem neuen Meilenstein auf dem Weg 
zu einer deutschen Großmachtpolitik 
ohne jede Beschränkungen und die 
„Last der Vergangenheit“. 

Sevim Dagdelen ist Mitglied des Bundestagsfrakti¬ 
on der Partei „Die Linke“. 


Interessen 

Von Georg Fülberth 


Staaten, so liest und hört man jetzt im¬ 
mer öfter, hätten keine Freunde, son¬ 
dern Interessen. Gemeint sind, wenn 
derlei hierzulande verlautet, die Inte¬ 
ressen Deutschlands, das ruhig etwas 
robuster auftreten dürfe. 

Das Reden von den außenpoliti¬ 
schen Interessen folgt zwei Denkmus¬ 
tern, einem historischen und einem 
ökonomischen. 

Das erste entstand nach dem Drei¬ 
ßigjährigen Krieg und meinte die Ka¬ 
binettspolitik der europäischen Staa¬ 
ten, die, statt Glaubenskriege zu füh¬ 
ren, nüchtern und kalkuliert handelten. 
Es entstand ein angebliches Gleichge¬ 
wicht. Manche sprachen sogar von ei¬ 
nem europäischen Staatenkonzert, so- 
dass feinsinnigere Gemüter gleich an 
Johann Sebastian Bach oder Wolfgang 
Amadeus Mozart denken dürfen. Das 
klingt gut. 

Das zweite Muster war der Markt. 
Der Ökonom Adam Smith lehrte, dass 
dieser am besten funktioniere, wenn 
alle Menschen egoistisch ihre Interes¬ 
sen verfolgen. So entstehe ein Gleich¬ 
gewicht durch Angebot und Nachfrage. 

Für derlei Überlegungen konnte 
man weitere erhabene Vorbilder bemü¬ 
hen: Isaac Newtons Berechnungen des 
Umlaufs der Gestirne, in der die Gra¬ 
vitation alles zusammenhielt, entsprach 
die Unsichtbare Hand bei Smith, eben 
der Markt, der viele Einzelinteressen 


koordiniere. Der Philosoph Gottfried 
Wilhelm Leibniz schrieb über „Prästa- 
bilierte Harmonie“, worüber sein Kolle¬ 
ge Voltaire sich lustig machte, übrigens 
am Beispiel von Kriegen und Verbre¬ 
chen. 

Damit kommen wir an einen inte¬ 
ressanten Punkt. Nach dem Dreißig¬ 
jährigen Krieg wurden weiter Kriege 
geführt, jetzt eben Kabinettskriege. 
Friedrich der Zweite von Preußen fiel 
über Schlesien her, als die Gelegenheit 
günstig war. Es gab in seiner Zeit schon 
einen Weltkrieg: zwischen Frankreich 
und Großbritannien um Nordameri¬ 
ka und Indien. Und auf den Märkten 
gleichen sich die Interessen ebenfalls 
nicht aus, sondern die Stärkeren setzen 
sich durch. 

Wahrscheinlich verdecken die an¬ 
geblichen Interessen der Staaten etwas 
Anderes. Man muss die inneren Zu¬ 
stände untersuchen. Entscheidend sind 
die Interessen der ökonomischen Eli¬ 
ten. Die Unterklassen müssen bei Lau¬ 
ne gehalten werden. Damit Beides zu¬ 
sammengeht, wird ein übergeordnetes 
Interesse bemüht: das des Staates oder 
auch das Gemeinwohl. Es muss dann 
auch nach außen vertreten werden, 
und die Instrumente hierfür werden 
gerade neu sortiert. Der Einsatz mili¬ 
tärischer Mittel wird an allerhöchster 
Stelle nicht mehr völlig ausgeschlossen. 
So viel zur aktuellen Lage. 
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„Die NATO-Versteher dominieren den Diskurs“ 

Aktuelle Konflikte, Medien und Medienkritik 


UZ : Aktuell wird die Kluft zwischen ver¬ 
öffentlichter Meinung und den Ansichten 
der Mehrheit der Bevölkerung zum soge¬ 
nannten Ukraine-Konflikt und der erfolg¬ 
ten Bombardierung Gazas durch Israel 
wieder einmal mehr als deutlich. Wie be¬ 
werten Sie die Berichterstattung der etab¬ 
lierten Medien? 

Sabine Schiffer: Empirische Daten über 
die Kluft zwischen öffentlicher und ver¬ 
öffentlichter Meinung zur Eskalation in 
der Ukraine liegen bis dato nicht vor. 
Ich komme soeben von einer Podiums¬ 
veranstaltung auf dem Erlanger Poeten¬ 
fest zur Situation in der Ukraine und 
die Reaktionen des Publikums hätten 
polarer nicht sein können. Während auf 
dem Podium einhellige Einigkeit darü¬ 
ber bestand, dass unsere Medien zu pu¬ 
tinfreundlich und zu wenig russlandkri¬ 
tisch seien (sic!), schien mir ein Teil des 
Publikums das komplett anders wahr¬ 
zunehmen. Viele folgten aber auch ni¬ 
ckend der Sichtweise der Angefragten. 
Dabei spricht allein der Spiegel-Titel 
vom 1. August dieses Jahres Bände, weil 
er exakt dem Tenor von Schlagzeilen 
der Bildzeitung entspricht: „Stoppt Pu¬ 
tin jetzt!“ So auch der Tenor des einsei¬ 
tig besetzten Podiums in Erlangen. Nicht 
wenige debattierten anschließend heftig 
über die völlig andere Wahrnehmung der 
medialen Leistungen und Medienkritik 
machte einen wesentlichen Anteil der 
Auseinandersetzung mit der Thematik 
aus. Schließlich habe man nichts ande¬ 
res, um sich zu orientieren. 

UZ: Also kommen die Journalisten ihrer 
eigentlichen Aufgabe, wahrheitsgetreu zu 
berichten, nicht nach? 

Sabine Schiffer: Tja, was ist die Wahr¬ 
heit? Vielleicht sollte man bei allem 
Bemühen nach Wahrhaftigkeit, das ich 
nicht einmal feststellen kann, gar nicht 
so tun, als würde man objektiv die Fak¬ 
ten bringen. Vielleicht sollte man viel¬ 
mehr auf das zwangsläufige Zustande¬ 
kommen medial konstruierter Wahrhei¬ 
ten aufmerksam machen. Sprich, indem 
man Informationen über die Entschei¬ 
dungen zur Auswahl der Gesprächs¬ 
partner, der Informationen und Bilder 
gibt. Es gibt nun mal viele verschiedene 
Facetten und Ansichten in der Ukraine. 
Davon scheint in den Medien selten et¬ 
was durch. Im Gegenteil. Die Einhellig¬ 
keit westliche Interessen auszublenden, 
russische zu betonen und Putin als Ak¬ 
teur und nicht als Reagierenden dar¬ 
zustellen, ist eine klare Festlegung und 
Zuweisung von Verantwortlichkeit, die 
vielleicht weniger der Realität entspricht 
als wenn man auch die Interessen des 
vermeintlich homogenen Westens erläu¬ 
tern würde. So bleibt ein Großteil von 
Finanz-, Waffen- und Söldnerströmen 
ausgeblendet, während man allen Erns¬ 
tes so tut, als würde ein kühl kalkulie¬ 
render Stratege Putin Waffen in einem 
auffällig weiß markierten Konvoi trans¬ 
portieren. Dies lässt zumindest Gering- 



Dr. Sabine Schiffer ist Leiterin des 


Institutes für Medienverantwortung 
(IMV), (www.medienverantwortung. 
de und www.medienverantwortung- 
foerderkreis.de). 

Schätzung für jedes aufgeklärte Publi¬ 
kum durchscheinen. 

UZ: Worin vermuten Sie die Gründe? 

Sabine Schiffer: Die NATO-Versteher 
dominieren den Diskurs, um das mal so 
provozierend zu formulieren, wie man 
umgekehrt versucht, diejenigen zu dis¬ 
kreditieren, die versuchen sich einen 
eigenen Reim auf die russische Politik 
zu machen. Über die - nennen wir sie - 
Westeinbindung unserer Mainstream- 
Journalisten gibt es aufschlussreiche 
Untersuchungen, nicht zuletzt die Dok¬ 
torarbeit von Uwe Krüger „Meinungs¬ 
macht“. Wer einmal die NATO-Perspek- 
tive in der „Berichterstattung“ erkannt 
hat, sieht einen roten Faden durch die Ir¬ 
rationalitäten der Behandlung bestimm¬ 
ter Aspekte - und das nicht nur in Bezug 
auf die Ukraine und Russland. 

UZ: Wie kann man den Druck auf die 
Medien erhöhen und eine objektive Be¬ 
richterstattung einfordern? 

Sabine Schiffer: Wie sagte Gesine 
Schwan einst so treffend anlässlich des 
sechzigsten Geburtstags der inzwischen 
ausverkauften Frankfurter Rundschau: 
„Das aufgeklärte Publikum muss sich 
wehren!“ Und dabei muss sich dieses 
Publikum ein dickes Fell zulegen, denn 
die Medien haben natürlich die Deu¬ 
tungshoheit auch über diese kritischen 
Bewegungen. 

UZ: Welche Rolle spielt das Internet? 

Sabine Schiffer: Viele alternative Infor¬ 
mationen werden darüber verbreitet und 
das ist gut so. Die zunehmende Überwa¬ 
chung des Netzes schließt jedoch schon 
wieder das Fenster vermeintlich freier 
Kommunikation und alternativen Nach¬ 
richtenaustauschs. Mit jeder Bewegung 
im Netz hinterlässt man Spuren und ich 
mag mir langfristig nicht ausmalen, was 
mit den Hinterlassenden unerwünsch¬ 
ter Spuren geschehen kann. Dabei sollte 


man immer im Kopf behalten, dass das 
Netz eine Erfindung des Militärs ist und 
nicht dafür konzipiert wurde, uns Frei¬ 
heit und die Fähigkeit zur besseren Orga¬ 
nisation von Widerstand zu geben. Das, 
was viele mit Freiheit verwechseln, sind 
oft nichts anderes als die AGBs von US- 
Firmen, wovon ICANN & Co. beredtes 
Zeugnis abgeben. 

UZ: Außerdem lauern im Internet doch 
auch Gefahren, ebenfalls falsch bzw. ideo¬ 
logisch eingefärbt informiert zu werden, 
oder? 

Sabine Schiffer: Ja, abgesehen von der 
Überwachungsproblematik gibt es auch 
das Problem der unseriösen bzw. nicht 
erkennbaren Quellen - was allerdings 
die sogenannten seriösen Medien auch 
haben. Auch diese sind nicht selten Op¬ 
fer von PR-Kampagnen von wirtschaft¬ 
lichen oder politischen Lobbyisten - und 
das ist im Netz nicht anders: Stichwort 
Gesundheitsreform, Energiewende und 
Militarisierung. Nun, es gibt inzwischen 
gut etablierte Rechercheportale, die 
man empfehlen kann. NachDenkSeiten. 
de etwa. 

UZ: Ihr Institut hat sich seit jeher für eine 
Demokratisierung der Medien stark ge¬ 
macht. Wie kann das gehen? 

Sabine Schiffer: Zunächst einmal ginge 
es um die Schließung einer Lücke im Sys¬ 
tem, wie ich es in einem Artikel bei der 
Bundeszentrale für politische Bildung 
(APuZ 1/2012) darlege: Informations¬ 
medien in der Postdemokratie. Wir ha¬ 
ben bis heute keine wirklich nachhaltigen 
Modelle zur Finanzierung eines echten 
unabhängigen Journalismus geschaffen. 
Medien sollen immer hehre Ziele verfol¬ 
gen und der Allgemeinheit dienen, aber 
müssen wirtschaftlich erfolgreich sein - 
da klafft die große Lücke im System. Die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal¬ 
ten hätten zwar das Potential zur Schlie¬ 
ßung dieser Lücke, entpuppen sich aber 
als zu staatsnah. Sie erfüllen damit im 
Grunde ihre in Staatsverträgen geregel¬ 
ten Aufgaben nicht. Darum schlagen wir 
beispielsweise einen direkt gewählten Pu¬ 
blikumsrat vor, was man auf publikums- 
rat.de nachlesen kann und was einerseits 
die Finanzierung von gutem Journalismus 
sichern soll, andererseits aber einer wirk¬ 
lichen Repräsentanz des Publikums auch 
Kontroll- und Gestaltungsmöglichkeiten 
gibt. Die bisherige Gremienpolitik als 
Blackbox ist weitestgehend gescheitert. 
Auch unsere jährliche Woche der Trans¬ 
parenz soll ein kleiner Beitrag zur Demo¬ 
kratisierung der Medien sein, aber bisher 
können wir nur das ernüchternde Fazit 
ziehen: Alle finden es gut, keiner macht 
mit. Ohne die Unterstützung eines brei¬ 
teren Publikums wird sich hier gar nichts 
durchsetzen, weil sich bisher einige auf 
ihren vermeintlichen Lorbeeren ausru¬ 
hen können - der Widerstand ist zu zer- 
fieddert. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 



















































i. September: Aktionen 
gegen den Krieg 



A m Weltfriedenstag/Antikriegs¬ 
tag und in den Tagen zuvor 
fanden in diesem Jahr inter¬ 
national, aber auch in über 100 Städ¬ 
ten der Bundesrepublik Deutschland, 
Demonstrationen, Veranstaltungen, 
Mahnwachen und andere Aktionen 
statt. Seit Anfang der 50er Jahre wur¬ 
de in der DDR am 1. September der 
Weltfriedenstag begangen. Seit 1957 
rufen der DGB und die Friedensbe¬ 
wegung an jedem 1. September zum 
Antikriegstag auf. Unter der Losung 
„Nie wieder Faschismus - Nie wieder 
Krieg“ wurden die ersten Antikriegs¬ 
tage in den Nachkriegsjahren began¬ 
gen. Schon damals zeichnete sich ab, 
dass die Herrschenden im Westen 
ihren Teil Deutschlands wieder mili¬ 
tärisch aufrüsten wollten. Zunächst 
wurde der Westen Deutschlands re- 
militarisiert. Nach 1989/90 und dem 
Anschluss der DDR wurde die Bun¬ 
deswehr zu einer weltweit einsatzfä¬ 
higen Armee umgebaut, die Außen¬ 
politik ganz auf die Sicherung der 
Wirtschafts- und Rohstoffinteressen 
Deutschlands und der EU ausgerich¬ 
tet. Bundespräsident Gauck und ande¬ 
re fordern jedoch, Deutschland müsse 
noch mehr Verantwortung überneh¬ 
men. 

In Berlin protestierten am Mon¬ 
tag Anhänger der Friedensbewegung 
vor dem Bundestagsgebäude gegen 
jegliche Waffenexporte (siehe Fotos 
im Text ) und eine solche Politik. Un¬ 
terdessen stimmte im Plenarsaal die 
überwiegende Mehrheit der Abge¬ 
ordneten symbolisch der bereits fest¬ 
stehenden Entscheidung der Bundes¬ 
regierung zu, Waffen an die Pesch- 
merga-Milizen im Irak zu liefern. Der 
Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und der SPD zu den 
Waffenexporten wurde bei wenigen 


Gegenstimmen aus den Reihen der 
SPD-Fraktion, wenigen Enthaltungen 
aus der Fraktion der Grünen gegen die 
Stimmen der Fraktionen „Die Linke“ 


und Bündnis 90/Die Grünen ange¬ 
nommen. 

Bundeskanzlerin Merkel hatte zu¬ 
vor mit Blick auf den 75. Jahrestag des 
Überfalls auf Polen und des Beginns 
des 2. Weltkrieges, erklärt, Deutsch¬ 
land bekenne sich zu seiner Verant¬ 
wortung. Gregor Gysi entgegnete ihr 
in seinem Beitrag in der Plenardebat- 
te: „... Sie haben zu Beginn an die 
Bedeutung des heutigen Datums er¬ 
innert. Tatsächlich, der 1. September 
vor 75 Jahren war der Tag, an dem der 
schlimmste Krieg in der Geschichte 
der Menschheit durch Deutschland 
begonnen wurde, der Zweite Welt¬ 
krieg. Deshalb ist dieser Tag zum Welt¬ 
friedenstag geworden. Ich muss Ihnen 
ehrlich sagen: Ich finde es mehr als stil¬ 
los, gerade an einem solchen Tag über 
die Lieferung von Waffen für einen 
Krieg zu debattieren.“ „Wir sind der 
drittgrößte Waffenexporteur der Welt. 
Wenn man der drittgrößte Waffenex¬ 
porteur der Welt ist, verdient man an 
jedem Krieg.“ Er forderte den Stopp 
jeglicher deutscher Waffenexporte. 

UZ 




Bilder ganz oben: Friedensmarkt in Berlin am 30. August. 

Bild oben und Bilder unten: Antikriegsaktion in Großbritannien, Newport: 60 
führende Politiker, darunter Barack Obama, treffen sich in dieser Woche in 
Großbritannien zum NATO-Gipfel, der am 4. und 5. September stattfindet. Am 
30. August begannen in Süd Wales Protestaktionen. Neben einer Demonstration 
(siehe Fotos) wird es bis zum 5. September weitere Aktionen, einen Gegengipfel 
und ein einwöchiges Friedenslager geben. 

Der Weltfriedensrat hatte im Vorfeld anlässlich des NATO-Treffens zu einem 
weltweiten Aktionstag aufgerufen (www.solidnet.de) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Der digitale Idealist und die Welteroberer 


Zwei Buchempfehlungen von Lothar Geisler 


Jaron Lanier: Wem gehört die Zukunft? 

Jaron Lanier, der sich selbst als „digitalen Idealis¬ 
ten“ sieht (und dem Lenin einen „klugen Idealis¬ 
mus“ bescheinigen würde, von dem „kluge Mate¬ 
rialisten“ lernen können), erhält den diesjährigen 
Friedenspreis des Deutschen Buchhandels. Lanier 
ist Informatiker, Schriftsteller, Musiker, Unterneh¬ 
mer, lehrt an der University of California in Ber¬ 
keley, arbeitet für Microsoft und macht sich zum 
Kämpfer für „digitalen Humanismus“. 

Zeit-online nennt ihn „Dissident seiner selbst“ 
(5.6.2014). Für die FAZ, bei der zu Fragen heutiger 
Produktivkraftentwicklung und des Internets mehr 
als ein kluger Kopf schreibt, ist Lanier einer „der 
unabhängigsten Köpfe unter den Netzintellektu¬ 
ellen. Er hat sich schon vor Jahren vom Internet¬ 
visionär zum Kritiker von Selbstausbeutungsprak¬ 
tiken im Netz, anonymen Massendiktaturen und 
der Macht der großen Finanzcomputer gewandelt, 
ohne den Glauben an eine technische Lösbarkeit 
der Probleme zu verlieren.“ {FAZ, 17.2.2014) 

Lanier gehörte in den 1980er Jahren zu den Ver¬ 
kündern einer digitalen Utopie. Er schwärmte von 
wissenschaftlichen Innovationen, von Demokrati¬ 
sierung der Bildung, von transparenter Politik und 
Selbstverwirklichung via Internet. „Halluzinatori¬ 
sche Freiheit“ diagnostiziert er heute ernüchtert 
und warnt vor Überwachung, Entrechtung, Aus¬ 
beutung, schrumpfender Wirtschaft, wachsender 
Arbeitslosigkeit, beschleunigter Konzentration von 
Macht und Reichtum, kybernetischem Totalitaris¬ 
mus und der Enteignung des kreativen Mittelstan¬ 
des und seiner Lebensentwürfe. 

Aus seinem neuen Buch, kann man (s)eine bril¬ 
lante Analyse der Netzwerkökonomie herauslesen, 
wenn man sich durch allerlei - wenn auch unterhalt¬ 
same - Längen, Detail verliebte Ausschweifungen, 
feuilletonistische „Zwischenspiele“ und den gan¬ 
zen Idealismus hindurchmüht. Kleine Anmerkung 
am Rande: Dietmar Dath hat aus materialistischer 
Sicht mit seinem Essay ,Maschinenwinter 4 bereits 
2008 auf weniger Platz mehr Brauchbares geschrie¬ 
ben. 

Lanier beschreibt als Insider an vielen Bei¬ 
spielen, wie Silicon Valley tickt und wie Netzöko¬ 
nomie funktioniert, z.B. bei Amazon und Walm¬ 
art oder in der „Gratiskultur“ der Netzwerke und 
Apps, die bei genauerer Betrachtung keine ist. 
Er schildert Chancen und Risiken - wir würden 
sagen der wissenschaftlich-technischen Revoluti¬ 
on - und sucht „futuristische Wirtschaftsformen“, 
in denen wir „Menschen bleiben können, wenn 
unsere Maschinen so hochentwickelt sind, dass 
sie quasi autonom werden.“ (S. 32) 

Seine Antwort auf die Frage, wem das Inter¬ 
net und letztlich die Zukunft gehört, lautet ver¬ 
kürzt: denen mit den größten und schnellsten 
Rechnern, eben den „Sirenenservern“. So nennt 
Lanier in Anlehnung an die griechische Mytholo¬ 
gie die heutigen „Elitecomputer oder eine koor¬ 
dinierte Ansammlung von Computern in einem 
Netzwerk“, mit denen Spitzenkräfte (nicht nur bei 
der NSA) unbegrenzt Daten sammeln, analysie¬ 
ren und geheim halten, um „die übrige Welt zum 
eigenen Vorteil zu manipulieren“ (S. 88). Die „ei¬ 
gentliche Botschaft“ seines Buches: „Wir müssen 
über den Status quo hinausblicken, auch wenn 


uns unser Bauchgefühl davon abrät.“ (S. 465) La¬ 
nier selbst stößt bei seinem Versuch allerdings an 
Grenzen, weil er Idealist bleibt. Die destruktiven 
Mechanismen der Internetökonomie beschreibt 
er genau und überzeugend. Er sieht: Die auf vie¬ 
len Feldern gezeigte Kraft und Fähigkeit des Ka¬ 
pitals, auch gegenkulturelle Utopien zur Ware zu 
machen, zu vermarkten, haben vor dem Internet 
nicht Halt gemacht. Ebensowenig die ökonomi¬ 
schen Gesetze, die zu immer mehr Kapital-und 
Machtkonzentration führen. Warum sollten sie 
auch? Mit „Pervertierung“, wie Lanier und leider 
auch manch marxistischer Linker das sieht, hat 
dieser Prozess weniger zu tun als mit normalem 
Staatsmonopolistischem Kapitalismus. Lanier 
bleibt in dieser kapitalistischen Logik, wenn er 
aus Datenraub, bezahlten Tauschhandel machen 
will. Seine Vision: jeder Internetbenutzer könnte 
sich mit einem System von Mikrozahlungen ei¬ 
gene, gewollte oder ungewollte Datenlieferungen 
honorieren lassen und so sein Grundeinkommen 
sichern. Dieses Gegenkonzept ist - abgesehen 
von der offenen Frage, wie der Wert privater Da¬ 
ten berechnet werden kann und von wem - naiv 
und weltfremd. Aber auf dem Weg zu einer ma¬ 
terialistischen Betrachtung des Internets und ei¬ 
ner marxistischen Analyse der Internetökonomie 
bietet Jaron Laniers Buch eine Menge Material 
und Denkanstöße, auch für eine gesellschaftliche 
(nicht allein technische) Zukunftsvision, die über 
den Status quo hinausgeht. Neben Engels 4 „Dia¬ 
lektik der Natur“ und Dietmar Daths „Maschi¬ 
nenwinter“ ein aktueller, streitbar-idealistischer 
Beitrag zur Debatte. 

Jaron Lanier, Wem gehört die Zukunft? „Du bist 
nicht der Kunde der Internetkonzerne. Du bist ihr 
Produkt.“, Hamburg 2014,480 Seiten, 24,99 Euro 


Eric Schmidt/Jared Cohen, 

Die Vernetzung der Welt 

Als der Google-Konzern - alles andere als ein 
harmloser Suchmaschinist - Mitte April den 
technologischen Kleinbetrieb Titan Aerospace 
(20 Mitarbeiter) kaufte, um sich solarbetriebene 
Flugdrohnen zu sichern, titelte das Handelsblatt'. 
„Die Welteroberer. Google plant den nächsten 
Angriff: Der US-Konzern will alles und jeden 
vernetzen - weltweit. Der Kauf des Drohnen¬ 
herstellers Titan soll dazu dienen, das Internet 
auch in den letzten Winkel der Erde zu brin¬ 
gen.“ {HB, 16.4.2014) Als Googles E-Mail-Ser- 
vice Gmail Anfang August sozusagen als pro¬ 
aktiver Hilfssheriff mithilfe automatisierter, di¬ 
gitaler Rasterfahndung und rechtlich abgesichert 
nur durch seine eigenen Geschäftsbedingungen 
einen Texaner wegen Besitzes und Verbreitung 
von Kinderpornographie anzeigte, kommentier¬ 
te die Süddeutsche Zeitung lapidar: „Der Leit¬ 
spruch von Google lautet: Don’t be evil, sei nicht 
böse. Dem wird der Konzern in diesem Einzel¬ 
fall wohl gerecht. Aber grundsätzlich eben nicht.“ 
{SZ, 5.8.2014) Zwei „Angriffe“ eines der führen¬ 
den Internetkonzerne, die jüngst Schlagzeilen 
machten. 


Wer wissen will, wie die Google-Vordenker ti¬ 
cken und was der Internetkonzern grundsätzlich 
will, im Detail und in Zukunft - außer maximale 
Monopolprofite global zu generieren - dem sei 
„Die Vernetzung der Welt“ wärmstens empfoh¬ 
len. Es ist ein Schlüsselbuch aus einem Schlüssel¬ 
konzern und über - nicht nur seine - Welterobe¬ 
rungspläne. (Niemand soll später sagen können, 
er hätte von all dem nichts gewusst.) 

Die Autoren sind gleichermaßen netz- wie 
machtaffine „Macher, die nicht nur Visionen ha¬ 
ben, sondern auch das Wissen, die Mittel und die 
Macht, sie umzusetzen“ {Die Zeit, 10.5.2013 ): Eric 
Schmidt, promovierter Informatiker, Executive 
Chairman von Google und Berater beim US- 
Präsidenten als auch beim britischen Premier¬ 
minister; Jared Cohen, Gründer und Direktor 
der konzerneigenen Denkfabrik Google Ideas 
und vormals Mitarbeiter im Planungsstab des 
US-Außenministeriums bei Hillary Clinton und 
Condoleeza Rice. Für ihr Buch haben sie mit 
Staatschefs, Unternehmen und Aktivisten auf 
der ganzen Welt gesprochen und ihr Bild unse¬ 
rer digitalen Zukunft entworfen. Ihr Buch ist eine 
Mischung aus: 1.) Bestandsaufnahme der digi¬ 
talen Revolution incl. Wechselwirkungen zwi¬ 
schen vernetzter Online- und Offline-Welt, 2.) 
buntem Katalog neuer, strategischer Geschäfts¬ 
und Handlungsfelder und 3.) Handbuch für 
Machterhalt und Internetkolonialismus, - alles 
höchst nützlich auch für Weltveränderer ande¬ 
rer Couleur. 

Das Buch ist in sieben „Die Zukunft des...“- 
Kapitel gegliedert, von denen jedes eine Vielzahl 
interessanter Aspekte hat und eine gründlich¬ 
kritische Betrachtung verdient, was hier nicht ge¬ 
leistet werden soll und kann. Natürlich stellen die 
Autoren an den Anfang die „Zukunft des Men¬ 
schen“, dem die Segnungen der Telekommunika- 
tions- und Internetindustrie -auch in armen, ab¬ 
gehängten Ländern (hier haben sie geopolitisch 
besonders den afrikanischen Kontinent im Visier, 
auf dem China als neuer globaler Hauptfeind der 
USA noch Platzvorteile hat) - mehr Produktivi¬ 
tät, mehr Innovation, mehr Chancen und Mög¬ 
lichkeiten, mehr Bildung, Gesundheit, Lebens¬ 
qualität bescheren (könnten)... Die Köder müs¬ 
sen schließlich dem Fisch schmecken, wenn er ins 
Netz gehen und Google’s Zukunfts(Markt-)pro- 
gnose wahr machen soll: Im Jahr 2025 wird die 
Mehrheit der Erdbevölkerung online sein. Ein¬ 
schub: „Niemand darf unsichtbar sein“. Jeder müs¬ 
se zukünftig ein „digitales Profil“ haben, fordern 
Schmidt und Cohen. Wer sich aus der virtuellen 
Welt ausklinke, habe etwas zu verbergen, könne 
aber sicherheitshalber in einer Datenbank digital 
unsichtbarer Menschen erfasst werden. Und da¬ 
mit möglichst viele die Frage „Wollt ihr die totale 
Erfassung?“ mit Ja beantworten, verkaufen uns 
die Google-Strategen ihre Vision der digital er¬ 
fassten Menschheit im Kapitel „Terrorismus“, was 
die Funktion desselben als Allzweckwaffe einmal 
mehr belegt. 

Die Herausforderungen und Auswirkungen 
der „Datenrevolution“ (explodierende Daten¬ 
mengen, die in vernetzten Datenbanken mit im¬ 
mer leistungsfähigeren Rechnern immer schneller 


auswertbar sind) werden im Kapitel „Die Zukunft 
von Identität, Zivilgesellschaft und Journalismus“ 
skizziert. Privatsphäre und Datenschutz stehen 
heute noch im Zentrum der Debatten, schreiben 
die Autoren, „doch in Zukunft wird es auch um 
die Frage gehen, wer die virtuellen Identitäten 
und damit die Bürger selbst kontrolliert.“ (Goog¬ 
le ist mit Sicherheit dabei!) „Missbrauchspotenzi¬ 
al“ verschweigen sie nicht. Das sei „erschreckend 
groß“: „Ein voll integriertes Informationssystem, 
das Daten aus allen erdenklichen Quellen bezieht 
und mit Hilfe von komplizierten Algorithmen 
Verhaltensweisen interpretiert und prognosti¬ 
ziert, ist möglicherweise derart mächtig, dass man 
gar nicht verantwortungsbewusst damit umgehen 
kann, selbst wenn man es wollte. Und wenn ein 
solches System einmal eingerichtet worden ist, 
wird es nie mehr verschwinden.“ {S. 256) 

Die aufschlussreichsten Kapitel sind die an¬ 
schließenden: „Die Zukunft der Staaten.“, „... der 
Revolution“, „... des Terrorismus“, „... der Kon¬ 
flikte und Kriege“ und „... des Wiederaufbaus“ (!), 
wobei allein diese Gliederung einer inneren Lo¬ 
gik (bzw. Firmenideologie) folgt: egal was kommt 
(und es kommt noch viel mehr Radikalisierung, 
viel mehr und neue Konflikte und Kriege), Goog¬ 
le ist überall am Ball, verwertet alles und verdient 
dran. Die Autoren wörtlich: „Von allen in diesem 
Buch behandelten Themen gibt die Zukunft des 
Wiederaufbaus vielleicht den Anlass zum größten 
Optimismus. Es gibt nichts Schrecklicheres für ein 
Land und seine Bevölkerung als eine Naturkatas¬ 
trophe oder einen Krieg. Doch alles weist darauf 
hin, dass ein Wiederaufbau in Zukunft schneller 
und erfolgreicher verlaufen wird... Durch den ge¬ 
schickten Einsatz der Kommunikationstechnolo¬ 
gie und die zunehmende Vernetzung wird der Wie¬ 
deraufbau beschleunigt...“ {S. 359) Da schimmert 
eine gehörige Dosis internetmonopolistischer Zy¬ 
nismus durch, der allein rechtfertigt, Google als 
Teil des Militärisch-industriellen-Machtkomple- 
xes der USA zu betrachten. Eine Schlussbemer¬ 
kung: ganz besonders anregend für Weltverände¬ 
rer (m+w) aller Schattierungen ist unter vielerlei 
Aspekten das Kapitel „Die Zukunft der Revolu¬ 
tion“. Nicht dass man alles teilen müsste, was dort 
steht. Bestechend ist allerdings der unaufgeregte 
Realismus mit dem die Autoren - in vollem Be¬ 
wusstsein ihrer Machtposition, ihrer Macht- und 
Manipulationsmittel -online- wie offline - die Welt 
als Ganze und zu erwartende neue, revolutionä¬ 
re Bewegungen gelassen sehen. Ihr Motto: „Aller 
Anfang wird leichter... doch der Erfolg rückt wei¬ 
ter in die Ferne.“ Solch unaufgeregten Realismus 
wünscht man sich generell für linke Reform-und 
Revolutionsdebatten, und auch konkret, wenn es 
um Regulierung im Internet geht, digitalen Huma¬ 
nismus und um „neue Menschenrechte“. 

Eric Schmidt/Jared Cohen, Die Vernetzung der 
Welt, Ein Blick in unsere Zukunft, Reinbek 2013, 
geb., 442 Seiten, 24,95 Euro 

(Vorabdruck aus Marxistische Blätter 5_2 014 mit 
dem Schwerpunktthema „Internet- Digitale Dik¬ 
tatur und reale Befreiung “ Auslieferung nächste 
Woche) 


Weitere Bücher zum Thema 


Glenn Greenwald, Die globale 
Überwachung, München 2014, 
geb., 368 Seiten, 19,99 Eur ° 

Der US-amerikanische Journalist 
Greenwald schildert nicht nur seinen 
Kontakt zu dem Ex-Geheimdienst- 
ler Edward Snowden, die Struktur 
des NSA-Netzwerkes, die Rolle der 
Medien, sondern versucht auch eine 
Einschätzung des globalen Überwa¬ 
chungssystems der US als technischen 
Teil eines politischen Konzepts zur 
Herrschaftssicherung, angesichts der 
zunehmenden Relevanz der sozialen 
Frage und zunehmender zwischenimperialistischer Konkurrenz. 

Heinrich Geiselberger (Hg.), Big 
Data - Das neue Versprechen 
der Allwissenheit, Berlin 2013, 

TB, 309 Seiten, 14,00 Euro 

Big Data, also die Möglichkeit unge¬ 
ahnte Mengen an Daten zu sammeln, 
zu speichern und zu analysieren, ver¬ 
ändert Arbeit und Leben, Forschung, 

Wirtschaft, Politik und Alltag drama¬ 
tisch. Dieser Band bietet einen Über¬ 
blick über Anwendungsbereiche und 
Akteure. In Essays beleuchten renom¬ 
mierte Praktiker, Soziologen und IT- 




Experten Chancen und Gefahren aus unterschiedlichen Pers¬ 
pektiven. 


Constanze Kurz/Frank Rieger, 
Arbeitsfrei - Eine Entdeckungs¬ 
reise zu den Maschinen, die 
uns ersetzen, München 2013, 
geb., 286 Seiten, 17,99 Euro 
„Das Buch ist von der ersten bis zur 
letzten Seite ein Plädoyer für radika¬ 
le Arbeitszeitverkürzung - ohne dass 
dies explizit erwähnt wird - und ein 
Aufruf zur Einschränkung der Ver¬ 
fügungsgewalt des Kapitals über die 
Produktionsmittel... ein wichtiger 
Weckruf für Gewerkschafter und 
Betriebsräte, sich mit neuen Ent¬ 
wicklungen auseinanderzusetzen“ 
{Marxistische Blätter 2_2 014) 

Peter Strutynski, Töten per 
Fernbedienung - Drohnen im 
weltweiten Schattenkrieg, 2013, 
kart., 224 Seiten, 14,90 Euro 

„Das Buch leistet einen guten Bei¬ 
trag, die militärischen, sicherheits- 
politischen, völkerrechtlichen, ethi¬ 
schen und weltpolitischen Kon¬ 
sequenzen der Drohnenrüstung 



TÖTEN PER 


FERNBEDIENUNG 



SCHATTENKRIEG 


auszuleuchten. Eine Fundgrube für den/die interessierte Leser/ 
in. Ein Vademecum für jeden Friedensaktivisten“ (Marxistische 
Blätter 3_2 014) 


Gail Dines, Pornland - Wie die 
Pornoindustrie uns unserer 
Sexualität beraubt, Frankfurt 
2014,300 Seiten, 19,90 Euro 

Die Pornoindustrie ist eine der wich¬ 
tigsten Finanzierungssäulen des In¬ 
ternets. Das Internet hat die Por¬ 
nografie radikal verändert. Immer 
leichter ist der Zugang zu menschen¬ 
feindlichen Sex-Darstellungen. Im¬ 
mer jünger werden die Konsumen¬ 
tinnen. Die Autorin folgt der Spur 
des Geldes und warnt vor der tota¬ 
len Vermarktung und Entmenschli¬ 
chung einer der intimsten Sphären 
des Menschen. 

Erhältlich beim 

Neue Impulse Versand 
Hoffnungstr. 18 
45127 Essen 

Fax: 0201-24 86 484 
E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 
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Theater ganz anders 

„Geschichten von hier“ am Deutschen Theater in Berlin 


„Geschichten von hier“ heißt das Thea¬ 
terprojekt von Frank Abt am Deut¬ 
schen Theater, dessen vierte Folge 
unter dem Titel „Was uns bleibt“ in 
Kooperation mit der Hochschule für 
Schauspielkunst Ernst Busch entstand 
und schon am 12. April ihre Urauffüh¬ 
rung erlebte. Es muss ein Abend der 
besonderen Art gewesen sein, denn 
wann sonst spielen die Schauspieler 
Personen, die ganz leibhaftig vor ih¬ 
nen im Publikum sitzen? In diesem 
Fall die Mitglieder von drei Famili¬ 
en, deren wandlungsvolle Geschichte 
durch die Generationen das Stück in 
drei Handlungssträngen parallel er¬ 
zählt. Ein Theaterexperiment, das auch 
sein Publikum zu Mitspielern machen 
muss, denn anders als im Film muss das 
Theater für solche „Parallelmontage“ 
nicht die Orte der Handlung, sondern 
das Publikum wechseln. Ein Problem, 
das man im DT schlicht durch farbig 
markierte Stuhllehnen löst, die - nach 
einem gemeinsamen ersten Teil - je¬ 
den Zuschauer an einen neuen Spielort 
schicken und ihn so jeweils der roten, 
grünen oder weißen Familiengeschich¬ 
te zuordnen. In der von mir besuchten 
zweiten Aufführung - die wie alle Auf¬ 
führungen der vorigen Spielzeit schon 
frühzeitig ausverkauft war - wählte 
ich die „weiße“, die von einer in Ber¬ 
lin-Zehlendorf bestens bekannten Fa¬ 
milie handelt. 

„Was uns bleibt“ - ein Titel, der 
zunächst nach einer nüchternen Be¬ 
standsaufnahme klingt, dann aber, 
passend für ein solches Theaterexperi¬ 
ment, eher Fragen aufwirft. Wer ist es, 
der da Bilanz zieht? Was bilanziert er, 
welche Vorgänge, welche Zeit? Nach 
welchen Kriterien, mit welchen Mit¬ 
teln, und wen meint er mit „uns“? Ei¬ 
nige dieser Fragen sind rasch beant¬ 
wortet. Die erzählte Zeit reicht etwa 
von 1914 bis heute, das Geschehen 
spielt sich im deutschen Sprachraum 
ab. Erzählt wird mittels Interviews, die 
der Journalist Dirk Schneider mit den 
Dargestellten führte und die nun auf 
der Bühne leicht gekürzt, aber wortge¬ 
treu von den Schauspielern gesprochen 
werden. Die Geschichten handeln von 
den großen wie den kleinen Ereignis¬ 
sen im Mikrokosmos der jeweiligen 


Familien und von den Spuren, die die 
deutsche, ja, die Weltgeschichte darin 
hinterlassen hat. 

Schon der erste „Akt“, den das Pu¬ 
blikum noch gemeinsam erlebt, stimmt 
bestens ein in die Vielfalt der Erinne¬ 
rungen und Perspektiven, die in den 
drei Erzählsträngen zu erwarten sind. 


Ein buntes Sammelsurium aus Fotos, 
Gerätschaften und Nippes aus vielen 
Jahrzehnten ist da auf dem Bühnen¬ 
boden versammelt, Erinnerungsstü¬ 
cke, Souvenirs, scheinbar wahllos an¬ 
geordnet: geronnene Geschichte. Vier 
Schauspieler treten auf, betrachten 
einzelne Stücke näher, schaffen Stil¬ 
le und Aufmerksamkeit für die Tex¬ 
te, die sie dann vortragen. Texte aus 
Briefen von deutschen Frontsoldaten, 
anfangs voller Siegeszuversicht und 
„Herrenrasse“-Bewusstsein. Ganz all¬ 
mählich kommen Zweifel und Skepsis 
hinein, gewinnt das real Erlebte Ober¬ 
hand über die Phrasen der Kriegspro¬ 
paganda, mit denen man sie in den 
Krieg geschickt hat fürs „Vaterland“, 
das so vieler Väter Leben geopfert hat. 
Es sind Texte, wie sie auch Werner Syl- 
ten geschrieben haben könnte, der als 


junger evangelischer Theologie-Stu¬ 
dent jüdischer Abstammung im Ers¬ 
ten Weltkrieg Soldat wurde. Während 
der Nazizeit half er im „Büro Grüber“ 
in Berlin mit, mehr als tausend „nicht¬ 
arischen Christen“ zur lebensretten¬ 
den Auswanderung zu verhelfen. Als 
ihn die Nazis ins KZ sperrten, musste 


er erfahren, wie wenig sein Dienst fürs 
Vaterland den braunen Horden galt; 
am 26. August 1942 wurde Werner Syl- 
ten in der NS-Tötungsanstalt Hartheim 
bei Linz vergast. 

Nun geht es ins Reinhardtzimmer 
des DT, wo die „weiße“ Geschichte 
fortgesetzt wird. Es gehe ihm darum, 
„das Beziehungsgeflecht“ seiner Fi¬ 
guren zu untersuchen, sagt Regisseur 
Frank Abt im Programmtext, und „zu 
ergründen, wie der Einzelne zu dem 
geworden ist, was er ist.“ Im Zusam¬ 
menführen mehrerer Generationen ei¬ 
ner Familie soll „eine Vorstellung da¬ 
von (entstehen), was Familie bedeutet: 
Nämlich den anderen akzeptieren zu 
müssen, wie er ist, und das auch aus¬ 
zuhalten.“ Zum Beispiel, wenn Werner 
Syltens Sohn Walter in Loyalitätskon¬ 
flikt zwischen Familie und Amt gerät: 


Als Leiter des Bezirksamts in Zeh¬ 
lendorf mit SPD-Parteibuch muss er 
in den wilden 1970er Jahren damit 
fertig werden, dass sein eigener Sohn 
Thomas mit anderen Hausbesetzern 
sein Büro besetzt; später wird Thomas 
als Kleinunternehmer mit alternati¬ 
ven Reiseangeboten seinen Kunden 
das sozialistische 
Kuba näher brin¬ 
gen - fernab der 
Medienklischees 
in ihren Köpfen. 
Oder wenn Tho¬ 
mas’ Tochter (auf 
der Bühne darge¬ 
stellt von einem 
jungen Mann) 
ungeniert ihre Ir¬ 
ritation über des 
Vaters Amouren 
kundtut und ihm 
dennoch dankbar 
ist für Ratschläge 
zum eigenen Le¬ 
bensweg. 

Welche Ge¬ 
fühle mögen Wal¬ 
ter Sylten bewegt 
haben, als er den 
Darsteller Mark¬ 
wart Müller-El¬ 
mau seine Worte 
reden hörte, nun 
gesprochen nicht 
in der relativen Privatheit eines Inter¬ 
views, sondern zu Menschen, die ein 
Theaterereignis erwarten? Was mag 
da im Kopf des realen Thomas vor sich 
gehen, der unmittelbar vor mir im Pub¬ 
likum sitzt? Dass er sich von Matthias 
Neukirch richtig dargestellt fühlt, da¬ 
für bürgt Abts Verfahren, das den Figu¬ 
ren keine fremden Worte in den Mund 
legt. Aber ist das einmal Gesagte auch 
jetzt noch richtig, auch in diesem Kon¬ 
text? Sieht er wie ich in den Gesichtern 
der Zuschauer die gleiche verhaltene 
Schockwirkung seiner Worte? Einer 
älteren Dame ist das, was sein Alias da 
über Kuba und Castro äußert, offen¬ 
bar unangebrachte Kuba-Propaganda: 
„Dafür sind wir nicht gekommen. Wir 
wollen mehr über Ihren Vater hören“ 
ruft sie zur Bühne hinüber. Denken 
vielleicht viele hier so? 


Zu meiner Verblüffung merke ich, 
dass all meine Skepsis, mit der ich 
sonst solchen Theaterexperimenten 
begegne, spätestens jetzt verflogen 
ist. Das ist weder eitles Regietheater 
zur Profilierung eines Regisseurs noch 
oberflächliche Nachhilfe von Pseudo¬ 
historikern ä la Guido Knopp, weder 
zeit- und beziehungsloses l’art pour 
Part noch politisches Kampagnenthe¬ 
ater. Vergessen ist das absurd schei¬ 
nende Konstrukt, dass die Schauspie¬ 
ler auswendig gelernte Texte hersa¬ 
gen, die nicht irgendeiner literarischen 
Phantasie, sondern der in Interviews 
transportierten Erfahrung lebender 
Menschen entstammen. Schon nach 
den ersten Sätzen des Dialogs zwi¬ 
schen Vater und Sohn Sylten meint 
man nicht mehr im Theater, sondern 
am Kaffeetisch mit ihnen zu sitzen und 
mit ihnen zu diskutieren, als wären die 
aufgeworfenen Fragen dem eigenen 
Nachdenken entsprungen. 

„Der Schoß ist fruchtbar noch, aus 
dem das kroch“ formulierte schon 
Bert Brecht in den 1950er Jahren als 
mahnende Bilanz der Nazizeit. Regis¬ 
seur Abt ließ sich - sozusagen als drit¬ 
ten Akt - ein besonderes Instrument 
einfallen, Brechts Satz vom DT-Publi¬ 
kum auf seine Aktualität überprüfen 
zu lassen. Wenn sich die drei Zuschau¬ 
ergruppen nach den roten, weißen und 
grünen Einzelgeschichten wieder am 
gemeinsamen Ort versammeln, finden 
sie dort statt der Stuhlreihen ein wei¬ 
tes Karree weiß gedeckter Tische vor, 
auf denen nach den fast zweieinhalb 
Stunden Spieldauer gut gefüllte Sup¬ 
penterrinen eine schmackhafte Stär¬ 
kung anbieten. Und wenn es noch ei¬ 
nes Beweises für die kommunikative 
Wirkung des Stücks bedurft hätte, 
entwickeln sich über die Suppentel¬ 
ler hinweg im Nu lebhafte Gespräche, 
bei denen sich alle über das jeweils 
Gesehene austauschen und sehr bald 
auch eigene erlebte Geschichten ein- 
bringen. Was ihnen bleibt von diesem 
Theaterabend? Ich weiß es nicht. Mir 
aber bleibt die Erinnerung an ein so 
gar nicht „bühnenmäßiges“ Bühnen¬ 
stück, dessen Anregungen und Fragen 
noch lange nachhallen werden. 

Hans-Günther Dicks 



Geschichten von hier III: Neuland 


Neues aus der „Roten Zelle“ 

Zum vierten Band von Armin Stolpers Kaschpar-Geschichten 


Kaschpar und kein Ende ... Als Ar¬ 
min Stolper den dritten Band seiner 
Kaschpar-Geschichten vorgelegt hat¬ 
te, begrüßte der Rezensent den Ab¬ 
schluss einer unverwechselbaren ori¬ 
ginellen Trilogie. Heute müssen wir 
uns korrigieren. Vor uns liegt der vier¬ 
te Band: „Kaschpars Närrische Anti¬ 
ke“. Wer allerdings glaubt, die beiden 
Erzschelme Kaschpar und Hobbele- 
witje hätten dem gegenwärtigen Le¬ 
ben den Rücken gekehrt und sich in 
die Gefilde des klassischen Altertums 
begeben, der irrt. „Kaschpars Närri¬ 
sche Antike“ verdankt den Titel der 
Einführung einer dritten närrischen 
Figur, des griechischen Fabeldichters 
Äsop, der unerwartet in der Berliner 
Hochhauswohnung von Kaschpar und 
Guste erscheint und so zu einem wei¬ 
teren Akteur der „Roten Zelle“ wird. 
Die Vorstellung des „bissei Buckli¬ 
gen“ ist unkompliziert und einfach, 
seine Existenz eine merkliche Berei¬ 
cherung. Sie ermöglicht dem Autor 
die Erschließung neuer und erwei¬ 
terter Dimensionen episodischen Er¬ 
zählens über Vorgänge und Ereignis¬ 
se der neueren europäischen, insbe¬ 
sondere aber der aktuellen deutschen 
Geschichte „mit Thesen, Behauptun¬ 
gen, Winsche und Verwinschungen, 
Zitate auch ...“ Das dominierende 
formgebende System des Buches, sei¬ 
ne innere Ordnung, ist also nicht die 
Aufarbeitung der „närrischen Antike“, 
sondern deren Mithilfe bei den Dispu¬ 
ten der drei Erznarren über sehr Ge¬ 


genwärtiges. Es gibt bei Stolper kein 
Abwarten auf den oft zitierten zeit¬ 
lichen Abstand, um Urteile zu fällen 
und Wertungen vorzunehmen. Kasch¬ 
par, Hobbelewitje und nun auch Äsop 
kommen forsch und ohne zu zögern 
zur Sache. Das Große wird bemüht, 
um das Kleine darzustellen - und um¬ 
gekehrt. Eine auch nur annähernde 
Auflistung der von Stolper vorgeführ¬ 
ten und beurteilten gesellschaftlichen 
Realien sowie ihrer ,Manager 4 ist, der 
Fülle wegen, nicht denkbar. Der Leser 
muss sich dem Dargestellten und sei¬ 
ner politischen Brisanz stellen: zornig 
und ironisch, lachend, Partei ergrei¬ 
fend, zustimmend oder ablehnend. 
Danebenstehen geht nicht. Er erlebt 
die „Rote Zelle“ in Aktion und wird 
Teil von ihr. So oder so. 

Armin Stolper erzählt alles in ei¬ 
nem von ihm geschaffenen Wasser¬ 
polnisch und zwar gleichermaßen in 
der Autoren- und Figurensprache. 
Das ist doch etwas! Etliche hundert 
Seiten in einer Sprache zu schreiben, 
die gar keine ist, sich aber als sol¬ 
che ausgibt, frei von allen bindenden 
grammatischen, orthographischen 
und stilistischen Regeln, dabei den¬ 
noch ein scharfes und überwiegend 
kritisch-ironisches Abbild der Wirk¬ 
lichkeit zeichnend, eingebunden in 
Fakten aus dem Leben und Schaf¬ 
fen ihres Schöpfers, widergespiegelt 
in der Kunstfigur Kaschpar. Der be¬ 
sondere Clou liegt in der sprachlichen 
Verfremdung des bearbeiteten Stof¬ 


fes, also in einer ungehindert mögli¬ 
chen Kritik, die so in der Hochspra¬ 
che, schon des verwendeten vulgären 
Wortmaterials wegen, ästhetisch nicht 
denkbar wäre. 

„Kaschpars Närrische Antike“ ist 
der kompakteste unter den bisheri¬ 
gen Kaschpar-Bänden Die Vielzahl 
der Anspielungen auf Persönlichkei¬ 
ten und Ereignisse aus Gegenwart 
und Vergangenheit macht es, zusätz¬ 
lich erschwert durch die Sprache, dem 
Leser nicht gerade leicht, das Erzähl¬ 
te zu durchschauen und dabei zu ei¬ 
genen Wertungen zu finden. Das be¬ 
trifft auch die Charakterisierung der 
zahlreichen benannten und gelegent¬ 
lich unbenannten, meist aber deut¬ 
lich erkennbaren Vertreter des poli¬ 
tischen und kulturellen Lebens. Hinzu 
kommt, dass das Buch keine Fabel be¬ 
sitzt. Dirigiert werden die vielschich¬ 
tigen Geschichten durch die in ihnen 
obwaltende Moral - die ihres Autors 
sowie die seiner drei Figuren: dem 
Stolper-Ego Kaschpar, Hobbelewit¬ 
je und Äsop. Nicht zu vergessen die 
herzhafte Moral der Guste, Kaschpars 
agiler „Fru“. 

Wie zu hören war, soll es noch kei¬ 
nen Abschied von den Narren geben. 
Ein fünfter Band ist im Werden ... 
Kaschpar und kein Ende. 

Bernhard Igel 

Armin Stolper, Kaschpars Närrische 
Antike, GNN Verlag, Schkeuditz 2013, 
286 S.,14,- Euro 


Rosa-Luxemburg-Konferenz 2015 

Einladung an Künstlerinnen und Künstler zurTeilnahme 

an der Kunstausstellung 

auf der XX. Rosa - Luxemburg - Konferenz 2015 

Nach erfolgreichem Start im letzten Jahr organisiert die Gruppe tendenzen 
Berlin zur Rosa-Luxemburg-Konferenz 2015 erneut eine Kunstausstellung. Der 
aktuelle Titel lautet: 

Nein, wir wollen Eure Kriege nicht - eine 
bessere Welt ist möglich! 

Künstlerinnen und Künstler, die ihre Werke zu diesem Thema präsentieren 
möchten, sind herzlich eingeladen, sich bei uns bis zum 5. November 2014 zu 
bewerben. 

Die Teilnahme ist kostenlos, vom Verkaufserlös soll ein Teil als Kostenbeteili¬ 
gung an die Veranstalter der Rosa-Luxemburg-Konferenz gehen. Während der 
Ausstellung sind die Exponate versichert. Alle Aufwendungen für den Trans¬ 
port (inkl.Transportversicherung) müssen von den Künstlerinnen und Künstlern 
selbst übernommen werden. 

Ihre Teilnahmebewerbungen senden Sie an: 

Gruppe tendenzen Berlin 
c/o Verlag 8. Mai GmbH 
Torstr. 6 
D-10119 Berlin 

Bitte fügen Sie folgende Unterlagen bei: 

• Anzahl der Werke mit Titel sowie Angaben zurTechnik und dem Entstehungs¬ 
jahr 

• Maße in cm, Breite x Höhe, evtl, besondere Anforderungen an die Präsentation 

• KurzeVita über die künstlerische Entwicklung 

• Exposes zur Thematik der Werke, Fotografische Abbildungen (max. 
i3cmxi8cm) 

EineTeilnahmeentscheidung erfolgt nach einer Kuratierung durch das Vorberei¬ 
tungsteam der Gruppe tendenzen Berlin und der Konferenzveranstalter. 


Rückfragen richten sich bitte an: info@gruppe-tendenzen-berlin.de 
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500 Jahre „Armer Konrad“ 

Ein herausragendes revolutionäres Ereignis • 

Von Dieter Keller (Fellbach) und Lothar Letsche (Weinstadt/Tübingen) 



Die drei Bauern im Gespräch. Kupferstich von 1497 von Albrecht Dürer 
(1471-1528) 

(Kunstsammlung der Georg-August-Universität Göttingen) 

Kurzschwert und Messer dürften auch 1514 zur Bewaffnung der Bauern in 
Württemberg gehört haben. 


D as Jahr 2014 steht nicht nur 
für 100 Jahre 1.Weltkrieg und 
75 Jahre 2. Weltkrieg. Nicht nur 
für 65 Jahre NATO und 15 Jahre Bun¬ 
deswehreinsätze in aller Welt. Nicht 
nur für Militäreinsätze, Kriegsvorbe¬ 
reitung und grauenvolle imperialisti¬ 
sche Kriege. Es steht auch für ein he¬ 
rausragendes revolutionäres Ereignis 
deutscher Geschichte, dem Aufstand 
„Armer Konrad“ vor 500 Jahren. 

Er nahm im Mai 1514 im Remstal 1 
seinen Ausgang, versetzte ganz Würt¬ 
temberg, Süddeutschland und den da¬ 
mals herrschenden Adel in Aufruhr. 
Dieser Aufstand richtete sich gegen 
Eingriffe der Herrschenden in alte 
Rechte, gegen politische Bevormun¬ 
dung, gegen die Verschwendungssucht 
des Herzogs und korrupte herzogliche 
Beamte, gegen ständig neue Angriffe 
auf den Lebensstandard der Mehrheit 
der Bevölkerung. Mehr Rechte, Mit¬ 
sprache und Mitbestimmung für das 
einfache Volk wurden gefordert. Es 
war der Aufstand gegen die politische 
Obrigkeit. Friedrich Wolf, der Arzt und 
spätere Kommunist, setzte 1924 mit 
seinem sozialkritischen Drama „Ar¬ 
mer Konrad“ diesem Ereignis ein wür¬ 
diges Denkmal. Sein Stück wurde vor 
90 Jahren im Staatstheater Stuttgart 
uraufgeführt. Jahrzehntelang legen¬ 
där war eine Aufführung mit Laiendar¬ 
stellern, die ebenfalls 1924 in Nehren 
stattfand - auf halbem Weg zwischen 
Tübingen und Mössingen, dem Ort des 
Generalstreiks gegen Hitler am 30. Ja¬ 
nuar 1933. 

Revolutionäre Erhebung 
des „gemeinen Mannes“ 

Friedrich Engels verfasste 1850 seine 
Schrift „Der Deutsche Bauer krieg“, in 
der er den Bauernaufstand von 1525 
ebenso wie die Reformation Martin 
Luthers einordnet in die Klassenkämp¬ 
fe der frühbürgerlichen deutschen Re¬ 
volution. Schon im ersten Satz auf die 
„revolutionäre Tradition“ des deut¬ 
schen Volkes verweisend, zieht er ganz 
bewusst eine Parallele: „Wer proütiert 
von der Revolution von 1525? Die 


Fürsten. - Wer proütierte von der Re¬ 
volution von 1848? Die großen Fürs¬ 
ten, Österreich und Preußen. Hinter 
den kleinen Fürsten von 1525 standen, 
sie an sich kettend durch die Steuer, 
die kleinen Spießbürger, hinter den 
großen Fürsten von 1850, hinter Ös¬ 
terreich und Preußen, sie rasch unter¬ 
jochend durch die Staatsschuld, stehn 
die modernen großen Bourgeois. Und 
hinter den großen Bourgeois stehen 
die Proletarier.“ 

Und es gab -darauf verweist En¬ 
gels - „zwei große Verschwörungen, 
die den Bauernkrieg vorbereiteten: 
den Bundschuh und den Armen Kon¬ 
rad.“ Aus gutem Grund trägt Wolfs 
Drama also den Untertitel: „Schau¬ 
spiel aus dem Deutschen Bauernkrieg 
1514“. Wolf bringt auch Szenen aus 
dem späteren Bauernkrieg in seinen 
„Armen Konrad“ ein. Schon damals 
wurden grundlegende Forderungen 
formuliert, die elf Jahre später im Bau¬ 
ernkrieg zum Tragen kamen. 

„Gleichzeitig mit dem Bundschuh 
in Baden und offenbar in direkter Ver¬ 
bindung mit ihm hatte sich in Württem¬ 
berg eine zweite Verschwörung gebil¬ 
det. Sie bestand urkundlich schon seit 


1503, und da der Name Bundschuh ... 
zu gefährlich wurde, nahm sie den des 
Armen Konrad an“, schreibt Engels. 
„Armer Konrad“ oder „Armer Kunz“ 
galt als eine Art Standesbezeichnung 
des armen oder „gemeinen“ Mannes, 
die Angehörigen der unteren, einfa¬ 
chen Schicht, die gleichzeitig arm an 
politischen Mitwirkungsrechten war, 
eben die große Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung schlechthin. Hauptakteure der 
Erhebung waren Bauern, Weingärtner 
und Handwerker, aber auch bürgerli¬ 
che Kräfte, Bürgermeister, Schulthei¬ 
ßen Pfarrer, Ärzte, Patrizier („Ehrbar¬ 
keit“) schlossen sich an. 

Auch die 1974 in Berlin/DDR er¬ 
schienene Illustrierte Geschichte der 
deutschen frühbürgerlichen Revolu¬ 
tion - immer noch ein hervorragen¬ 
des Standardwerk (leider nur noch 
antiquarisch erhältlich) - ordnet die 
Ereignisse bei den damaligen Klas¬ 
senkämpfen ein und schreibt: „Das 
Willkürregiment Herzog Ulrichs von 
Württemberg, seine äußerst aufwendi¬ 
ge Hofhaltung und die finanzielle Miss¬ 
wirtschaft seiner Räte, hatte zu einer... 
weitgehenden Verschuldung des Lan¬ 
des geführt. ... Deshalb versuchte die 
herzogliche Finanzverwaltung, anstel¬ 
le einer von den Städten abgelehnten 
Vermögenssteuer, einige der wichtigs¬ 
ten Lebensmittel - Wein, Fleisch und 
Mehl - mit einer Akzise 2 zu belegen. 
Das sollte jedoch verschleiert werden, 
indem nicht die Preise erhöht, sondern 
Maße und Gewichte um den geforder¬ 
ten Steuerbetrug vermindert wurden.“ 
Zu diesem Zweck versandte man neue 
Pfundsteine von Stuttgart in alle Städte 
und Orte. Von einem Tag auf den an¬ 
deren galt also als Gewichtseinheit ein 
neues, ein leichteres Pfund. Diese Maß¬ 
nahmen lösten im ganzen Lande gro¬ 
ße Empörung aus. Vor allem im dicht 
besiedelten Weinbaugebiet Remstal, 
mit krassen Vermögensunterschieden, 
begann sich der Widerstand zu regen. 
Die Erhöhung des Weinzolls wirkte 
sich hier besonders stark aus. 

Die Wasserprobe 
und der Verrat 

Um den Betrug des Herzogs deutlich 
zu machen, hatte ein armer, aber an¬ 
gesehener Bürger aus Beutelsbach, 
Gaißpeter genannt, einen originel¬ 
len Einfall. So soll es sich zugetragen 
haben: Am 2. Mai 1514 nahm er die 
neuen Gewichtsteine von der Fleisch¬ 
bank eines dort ansässigen Metzgers. 
Er zog mit ihnen, an der Spitze einer 
großen Schar Empörter, unter Trom¬ 
mel- und Pfeifenklang zu dem in die 
Rems fließenden Schweizerbach. Dort 
warf er die Steine ins Wasser und rief 
dazu aus: „Haben die Bauern recht, so 
fall nach unten; hat unser Herr recht, 
so schwimm oben.“ Wie ein Lauffeuer 
machte das Beispiel Schule und schnell 
standen das ganze Remstal und ande¬ 
re Teile des Landes in hellem Aufruhr. 
Hilfesuchend schrieb am 15. Juni der 
württembergische Landesherr, der 
grausame und verschwenderische Her¬ 
zog Ulrich, an Kaiser Maximilian: „So 


„Insignien der Niedertracht und des Verrats“ im Stadtwappen 

Kurz nach dem „Tübinger Vertrag“ von 1514 bekam die Stadt Tübingen das 
Recht, die württembergischen Hirschgeweihe in ihrem Wappen zu führen 
„als Dank für die Hilfe bei der Verfolgung und Ermordung der Bauern (Armer 
Konrad). Sie sind Insignien der Niedertracht und der Judaslohn für den Verrat 
der Stadt an den Bauern. Dieses historische 
Schandzeichen muss nach 500 Jahren endlich 
entfernt werden,“ heißt es in einem Antrag 
der Tübinger Linken an den Gemeinderat vom 
März 20i4.„Wenn heute über die Aberken¬ 
nung von ... Ehrenbürgerwürden für Altnazis 
geforscht und beschlossen wird, muss es auch 
erlaubt sein, noch viel tiefer in die Stadtge¬ 
schichte einzutauchen ... Mit dem Antrag hat 
die Linke erreicht, dass jetzt offiziell erklärt 
werden muss, für welche Grausamkeiten 
gegen die aufständigen Bauern die Pfalzgra¬ 
fenfahne geschmückt wurde. Das sollte auch 
in den Schulunterricht“, kommentierte es der 
DKP- und TÜL-Altstadtrat Gerhard Bialas. 



kann ich nicht unterlassen, (...) anzu¬ 
zeigen, daß sich solche Empörungen 
stets mehren und mir eine Stadt nach 
der anderen umfällt“. Gaispeter wur¬ 
de zur Symbolfigur des Widerstands. 
Er zog mit den empörten Bauern und 
Bürgern auf den Kappelberg bei Beu¬ 
telsbach und ließ in der dortigen Niko¬ 
lauskapelle Sturm läuten. Bereits am 
4. Mai zogen Tausende in die Amts¬ 
stadt Schorndorf. Sie riefen dazu auf, 
„der Gerechtigkeit einen Beistand zu 
thun“ das heißt ihre althergebrachten 
Rechte gegen die Willkür des Herzogs 
zu verteidigen. 

Trotz dieser Anfangserfolge wurde 
der „Arme Konrad“ wie auch Jah¬ 
re später der Bauernkrieg blutig nie¬ 
dergeschlagen. Der „gemeine Mann“ 
wurde entwaffnet und war geschlagen. 
Mit dem „Tübinger Vertrag“ (Verrat) 
wurde die Niederlage perfektioniert. 
Mit dem Versprechen eines Landtags 
wurden die Aufständischen hingehal¬ 
ten. Dieser wurde jedoch vom Herzog 


lich-städtische Oberschicht nicht mehr 
brauchte, ließ er auch noch einen ihrer 
führenden Tübinger Vertreter in Stutt¬ 
gart hinrichten. 

„Konrad lebt“ - wo und wie? 

„Konrad lebt“, verkündet die Stadt 
Weinstadt, deren heutiges Rathaus in 
Beutelsbach steht, auf Transparenten, 
Bussen und Fahnen. 4 „Zwar wurde der 
Bauernaufstand blutig niedergeschla¬ 
gen, ging jedoch als einer der wichtigs¬ 
ten Vorläufer des Bauernkriegs 1525 
und damit als eine der ersten demokra¬ 
tischen Errungenschaften in Europa in 
die Geschichte ein.“ So weit so gut. 

In Weinstadt und weiteren Ge¬ 
meinden der Umgebung (Fellbach, 
Waiblingen, Schorndorf) läuft eine ver¬ 
teilte Ausstellung mit gemeinsamem 
Katalog und ein umfangreiches Veran¬ 
staltungsprogramm. Auch in Walden¬ 
buch und Glashütte (im Schönbuch 
zwischen Stuttgart und Tübingen), im 
Bauernkriegsmuseum von Böblingen 



Die Wasserprobe - Holzstich von Victor Schivert (1907). Wilhelm Zimmermann 
(1807-1878), protestantischer Theologe und linker Abgeordneter der Frankfurter 
Nationalversammlung von 1848, verfasste 1841 das bekannteste Werk über den 
deutschen Bauernkrieg, aus dem auch Friedrich Engels schöpfte. Es erlebte im 
19. und 20. Jahrhundert mehrere Neuauflagen, jeweils dem Zeitgeschmack 
entsprechend illustriert. 


ins „linientreue“ Tübingen einberu¬ 
fen, ausschließlich mit Vertretern der 
„Ehrbarkeit“ und kaiserlichen Ver¬ 
mittlern. Im Gegenzug zur Übernah¬ 
me seiner riesigen Schulden gewährte 
der Herzog den Landständen im „Tü¬ 
binger Vertrag“ gewisse Mitsprache¬ 
rechte. Die Forderungen des „gemei¬ 
nen Mannes“ und der Bauern wurden 
nicht berücksichtigt. Im Gegenteil: 
Ein neuer Straftatbestand wurde ge¬ 
schaffen: „Wer sich gegenüber der 
Obrigkeit - egal ob es fürstliche Räte, 
Amtleute, Geistlichkeit, Bürgermeis¬ 
ter oder Stadtgericht - als ungehor¬ 
sam erzaigt, habe Leib und Leben 
verwirkt.“ 3 So wurde die Niederlage 
des „Armen Konrad“ perfektioniert. 
Der „gemeine Mann“ wurde entwaff¬ 
net und war geschlagen. Die Anführer 
wurden eingesperrt, gefoltert, geköpft 
und hingerichtet. Drei Jahre später, als 
der Herzog die selbstbewusste bürger¬ 


und im Stuttgarter Staatsarchiv wird 
Spuren des „Armen Konrad“ nachge¬ 
gangen. Einen anderen Schwerpunkt 
hat die aufwändige Ausstellung in der 
Tübinger Kunsthalle. Sie steht unter 
dem Motto „1514 Macht Gewalt Frei¬ 
heit - Der Vertrag zu Tübingen in Zei¬ 
ten des Umbruchs“. 

In den Ausstellungen und Katalo¬ 
gen werden „neueste Forschungser¬ 
gebnisse“ vorgestellt. Die zeitgenössi¬ 
schen Quellen und Illustrationen sind 
eindrucksvoll und lohnen den Besuch. 
Aber - wie nicht anders zu erwarten - 
der Zusammenhang der damaligen 
Klassenkämpfe, der deutschen früh¬ 
bürgerlichen Revolution, den Engels 
und die marxistische Geschichtswis¬ 
senschaft herausarbeiteten, wird in 
Einzelereignisse aufgelöst oder mit¬ 
samt der entsprechenden Literatur 
ganz oder teilweise tot geschwiegen. 
Natürlich wird auch in der historischen 
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Fachdiskussion Partei ergriffen. Diffe¬ 
renzierte Urteile über einzelne Ereig¬ 
nisse, auch im Licht späterer Nachwir¬ 
kungen (im Sinne einer dialektischen 
Entwicklung), sind selbstverständlich 
notwendig. 

Eine ganz andere Frage ist aller¬ 
dings, was es 500 Jahre später von wem 
zu feiern gibt. „Wer Gaispeters knitzen 
Humor bedenkt, der weiß, einen Sieg 
hätte er kräftig gefeiert,“ meinen die 
Veranstalter eines Dorffestes in Beu¬ 
telsbach. Es war (leider) eine Nieder¬ 
lage, aber gut. Doch was soll es, wenn 
in der Remstal-Ausstellung ein Bogen 
geschlagen wird von der angeblichen 
„ersten europäischen Demokratie¬ 
bewegung“ und „medial inszenier¬ 
ten Großaktion“ zu „kleinen Gesten 
und Aktionen im Alltag, die der wah¬ 
ren inneren Haltung der Betroffenen 
Ausdruck verleihen... .Zivilcourage im 
Alltag, Auflehnen gegen Ungerechtig¬ 
keit, Eintreten für Mitspracherecht und 
Gestaltung ihres persönlichen, bürger¬ 
lichen und politischen Umfelds.“ Mehr 
soll der „Arme Konrad“ nicht gewe¬ 
sen sein? Sollen wir also durch Über¬ 


nahme von Ehrenämtern Kommunen 
und Staat finanziell entlasten und de¬ 
ren Aufgaben übernehmen? Wenn ge¬ 
fragt wird nach „Geschichten, die den 


Gedanken des Bauernaufstands des 
Armen Konrad aufgreifen: das Rich¬ 
tige tun, auch wenn Gesellschaft und 


Politik das Gegenteil vermitteln, und 
bereit sein, seinen guten Ruf oder gar 
sein Leben zu riskieren“ - meint man 
damit den antifaschistischen Wider¬ 
stand, auch 
von Kom- 
munist/inn/ 
en, oder die 
Bereitschaft 
zu künfti¬ 
gen Kriegs¬ 
einsätzen? 
„Die engen 
Verhältnisse, 
der Kampf 
um das tägli¬ 
che Brot, ein 
von strik¬ 
ten Regeln 
bestimm¬ 
ter Alltag 
haben mit 
der heutigen 
Wohlstands¬ 
gesellschaft 
nichts zu tun“ - sehen das die in Ar¬ 
beitslosigkeit und Armut gedrängten 
Hartz-IV-Abhängigen auch so? Nicht 


fehlen darf platte Reklame für das an¬ 
geblich „demokratisch legitimierte“ 
Wahnsinnsprojekt „Stuttgart 21“, das 
unter der durch Proteste an die Regie¬ 
rungsmacht gekommenen „grün-ro¬ 
ten“ Landesregierung, von ihr nun ge¬ 
gen weitere anhaltende Proteste durch 
gezogen werden soll. Für aktuelle Le¬ 
gitimationsbedürfnisse muss vor allem 
der „Tübinger Verrat“ vor 500 Jahren 
her halten, wenn er von heutigen grü¬ 
nen Politikern zum „Anfang vom Ende 
der Fürstenwillkür“ (1514!), geradezu 
zu einer Wiege der Demokratie hoch- 
stilisiert und die „Elite-Familie“ des 
1517 hingerichteten Tübinger Vogts 
hoüert wird. Die mit der Niederschla¬ 
gung des Armen Konrads im Remstal 
erkauften „verbrieften Freiheitsrech¬ 
te“ (die ohnehin nicht die der breiten 
Masse der Bevölkerung waren) nüt¬ 
zen gar nichts, wenn sie von den Herr¬ 
schenden mit Füßen getreten werden. 

Es wäre aber völlig verkehrt, diese 
Erinnerungskultur bürgerlichen Kräf¬ 
ten zu überlassen. „In jeder nationalen 
Kultur gibt es“, erinnerte Lenin 1913, 
„seien es auch unentwickelte Elemen¬ 


te einer demokratischen und sozialis¬ 
tischen Kultur, denn in jeder Nation 
gibt es eine werktätige und ausgebeu- 
tete Masse, deren Lebensbedingungen 
unvermeidlich eine demokratische und 
sozialistische Ideologie erzeugen.“ Zu 
deren Entwicklung heute beizutragen, 
ist eine unserer Aufgaben als DKP. Da 
haben auch solche Ereignisse wie der 
„Arme Konrad“ ihren gebührenden 
Platz. 

1 Das Remstal ist ein 78 km langes Flusstal 
östlich von Stuttgart. Die Rems entspringt 
in der Nähe von Aalen. Sie fließt über 
Schwäbisch Gmünd, Schorndorf, das heuti¬ 
ge Weinstadt (zu dem Beutelsbach gehört) 
bis kurz hinter Waiblingen und mündet in 
den Neckar. Damals wie heute war vor al¬ 
lem das Untere Remstal stark geprägt vom 
Weinbau. 

2 eine Art Verbrauchersteuer 

3 Andreas Schmauder u. Wilfried Setzier: Vor 
500 Jahren: Württemberg im Aufstand. Der 
Arme Konrad und derTübinger Vertrag von 
1514. In: Schwäbische Heimat, Heft 1,2014 

4 http://www.weinstadt.de/Armer-Kon- 
rad-2014 



Die Skulptur des Peter Gaiß von Fritz Nuss (1907-1999) ist das 
offizielle Logo der „Konrad Iebt“-Aktivitäten der Stadt Weinstadt. 


„Armer Konrad“, gespielt vom Theater Lindenhof 


Aus dem „Armen Konrad“ von Friedrich Wolf 


Das Theater Lindenhof aus Burladin- 
gen-Melchingen (Schwäbische Alb) 
hat 2013 des Thema des „Mössinger 
Generalstreik“ vor 80 Jahren gegen 
Hitler aufgegriffen: „Ein Dorf im Wi¬ 
derstand“ (die UZ berichtete darü¬ 
ber). Der Auftakt der Inszenierung 
des „Armen Konrad“ von Friedrich 
Wolf bildeten sechs Aufführungen in 
Fellbach. Dieter Keller schildert seine 
Eindrücke: 

Nicht in einem Theater, sondern 
in der „Kathedrale des Weines“, der 
historischen Alten Kelter, wird der 
„Arme Konrad“ in Fellbach gespielt. 
Die Aufführung konfrontiert die Bau¬ 
ern mit dem Herzog, stellt das Volk 
gegen die Herrscher und Herrscher 
gegen das Volk. Die Besucherinnen 
mussten also nicht irgendein Theater 
besuchen. Das Theater kam zu ihnen, 
im Gepäck den „Armen Konrad.“ Das 
Stück wird inmitten des Publikums 
aufgeführt. Es erinnerte mich an eine 
alte kulturpolitische Forderung der 
DKP, Kultur vor Ort, Kultur in die Be¬ 
triebe. Die Alte Kelter bot ein hervor¬ 
ragendes Ambiente. Auch der Ablauf 
war etwas ungewöhnlich, aber umso 
begeisternder. Das Publikum saß nicht 
vor einem Bühnenbild mit Vorhang, 
sondern die Orte des Geschehens des 
„Armen Konrads“ wechselten in der 
Halle. Das Publikum begleitete die 
Schauspielerinnen an diese Orte und 
wurde somit nach 500 Jahren Teil die¬ 
ses Geschehens, konnte dieses konkret 
nach und mit verfolgen. Das Publikum 
wurde selbst zum Akteur. Zwischen¬ 
durch auch mal von den Aufständi¬ 
schen leicht angerempelt oder auch 


von den Schergen des Herzogs Ulrich 
„angepöbelt“. Die ganze Tiefe der Hal¬ 
le (3000 qm) wird zur The ater auffüh- 
rung. Die Mitwirkung von Laien aus 
Fellbacher Vereinen passte dabei sehr 
gut in den Gesamtcharakter der Auf¬ 
führung. 

Der Blinde Andres, eine Figur aus 
dem „Armen Konrad“, sehr überzeu¬ 
gend gespielt von Bernhard Hurm, 
suchte sich einen Weg durch die be¬ 
geisterten Besucher, was nicht im¬ 
mer leicht war. Doch er behielt einen 
klaren Kopf. Er war ein Seher seiner 
Zeit, der den Bogen zu heute schlug. 
Er kritisierte die Macht der Banken, 
Bankenrettungssysteme, Zerstörung 
von Umwelt und Natur, den Hunger 
in der „Dritten Welt“, das Unrecht und 
die Macht der Despoten von heute. Er 
brachte dem Publikum den Arzt und 
Kommunisten Friedrich Wolf nahe. 
Das Publikum war dank dieser großar¬ 
tigen Theateraufführung und Leistung 
hingerissen. Es war ein großartiges 
Theater in einer großartigen Kulisse. 

„ Zum Schluss brandet in der Alten 
Kelter Applaus auf, der sich zu Stan¬ 
ding Ovations’ steigert“, so der Fellba¬ 
cher Stadtanzeiger. 

Lothar Letsche ergänzt über die spä¬ 
tere Aufführung auf der Tübinger Ne¬ 
ckarinsel: 

Von der lang gezogenen (im 19. Jahr¬ 
hundert aufgeschütteten) Insel, vorne 
mit Platanenallee, hinten mit Wäld¬ 
chen, blickt man auf die Stadtkulisse 
und das von Herzog Ulrich ausgebau¬ 
te Schloss Hohentübingen, wo 1514 
der berüchtigte Vertrag geschlossen 
wurde. 


Die Schauspieler und Zuschauer 
bewegen sich zunächst von Szene zu 
Szene auf der Insel, bis man an der 
eigentlichen Bühne ankommt. Ne¬ 
ben dieser - etwa in der Mitte der In¬ 
sel - beündet sich ein im 2. Weltkrieg 
errichtetes scheußliches Denkmal für 
den Liederdichter und einstigen Uni¬ 
versitätsmusikdirektor Friedrich Sil- 
cher (1789-1860), an der Seite mit 
Stahlhelm-Soldat, weil er auch „patrio¬ 
tische“ Lieder komponierte. Es wurde 
in die Inszenierung sehr gekonnt ein¬ 
bezogen: Ein Chor schwarz gekleide¬ 
ter Herren zieht zunächst mit dem Pu¬ 
blikum mit und nimmt dann vor und 
auf dem monströsen Silcher Platz und 
singt - wie in der antiken Tragödie - 
begleitend zum Geschehen „passen¬ 
de“ Lieder, überwiegend von Silcher. 
Zuletzt, als der blinde Seher beim Ab¬ 
gang die Namen der hingerichteten 
Aufstandsteilnehmer nennt, ein „Muss 
i denn“ mit weit auseinander gezoge¬ 
nen Silben ... 

Ein Gesprächspartner in der Pause 
berichtet mir, dass er regelmäßig, wenn 
er in Tübingen am Omnibusbahnhof 
ankommt, die dort aushängende Re¬ 
klame für die Ausstellung zum „Tübin¬ 
ger Vertrag“ mit „Verrat“ überklebe - 
was aber sofort von der Stadtreinigung 
beseitigt wird. Diese Ausstellung sei 
vor allem ein Kotau vor dem histori¬ 
schen Herzog Ulrich, eine Verhöhnung 
des historischen Armen Konrad, und 
Helmut Palmer senior, der „Remstal- 
Rebell“ (1930-2004), würde sich im 
Grab rumdrehen, wie sein Sohn Boris 
als OB sich da einspannen lässt oder es 
sogar vorangetrieben hat ... 


„Es kann nit geschehen, daß der Wahnsinn die Welt regiert und das Un¬ 
recht; es kann nit geschehn! Es darf nit geschehn!... 

Konz mit letzter Kraft sich hebend: 

Der Fahn bewegt sich ... die Qual ist aus ... der Bastei ist hinüber... Ge- 
selln,nit alle Körnertragen sichtbar Frucht, seid nit betrübtes war doch 
eine große Sach, die wir taten ... sie ward nit widerrufen, Geselln, sie 
ward nicht widerrufen ... einmal wird sie wiederkommen! Ja einmal 
wird sie wiederkommen!... 

Wir haben geworfen die großen Herrn, 
die ganze Welt muß neugeboren wern, 

Neugeboren die ganze Welt, 

Dazu sein wir bestellt.“ 

(Friedrich Wolf ging von ei¬ 
ner Gesetzmäßigkeit der ge¬ 
sellschaftlichen Prozesse aus. 

Die„großeSach“ kann nur ab¬ 
geschlossen werden mit dem 
Sieg der Ausgebeuteten über 
ihre Ausbeuter. Dafür kämpf¬ 
te Wolf ab 1928 als Mitglied 
der KPD und dafür kämpfen 
auch heute Kommunistinnen 
und Kommunisten. „Dazu 
sein wir bestellt.“) 


Umschlag einer 1959 im 
Aufbau-Verlag Berlin er¬ 
schienenen Ausgabe (zu¬ 
sammen mit „Thomas 
Münzer“ 
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„Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich. “ (Bertolt Brecht) 

Wir trauern um unseren Genossen 

Paul Kirsch 

4. 9.1923-20.8. 2014 

Wie viele andere seiner Generation wurde Paul durch die Faschisten 
um seine Jugend betrogen und musste Soldat werden. 

Er zog aus seinen schrecklichen Kriegserlebnissen Konsequenzen: 
wurde Mitglied der illegale KPD, konstituierte 1968 die DKP in Bochum 
mit, war in seinem Berufsleben aktiver Gewerkschafter in der IG Metall 
und in der ÖTV, und war in Bürgerbewegungen aktiv. 

Trotz seiner schweren Behinderung und Krankheit war Paul politisch 
interessiert und blieb seiner kommunistischen Überzeugung treu. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Frau und Genossin Ilse und seiner Familie. 

DKP Kreis Bochum 


Mit dem Tod einer geschätzten Genossin verliert man vieles, niemals 
aber die gemeinsam verbrachte Zeit. 

Edith Görres 

verstarb im Alter von 95 Jahren 

Was bleibt ist Erinnerung und Dankbarkeit für einen kämpferischen Weg. 

DKP Köln-Mülheim 





Wir laden alle Helferinnen und Helfer, die zum Gelingen des 18. UZ- 
Pressefestes in Dortmund beigetragen haben, herzlich zur Helferparty ein: 

Samstag, 11. Oktober 2014, ab 17 Uhr 

Sitz des DKP-Parteivorstandes, Hoffungstraße 18,45127 Essen 

Wir bitten um Anmeldung mit der Angabe, ob ein Schlafplatz benötigt wird: 

dkp.pv@t-online.de 


Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert. 
Es kommt aber darauf an, sie zu verändern! 


Liebe Hilde Gill 

zu Deinem 90. Geburtstag 


am 10. September 2014 
wünschen wir Dir alles Gute 

Jördis Guido Heike 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 13./14. September 2014 

Queer Politik 

in Zusammenarbeit mit der Kommission DKP-Queer 

Die gegenwärtige Instrumentalisierung von Homophobie in Russland 
als Baustein für eine mediale Kampagne gegen dieses Land macht 
aktuell deutlich, wie wichtig unsere eigene - an Selbstbestimmung, 
Emanzipation und Gleichberechtigung ausgerichtete - Beschäfti¬ 
gung mit diesem Thema ist. 

Die Frage, was das „Geschlecht“ von Menschen bedeutet und wel¬ 
che Haltung wir zu der Einteilung von Menschen nach verschiede¬ 
nen „Geschlechtern“ haben, ist dabei eine auch in unserer Partei 
umstrittene Frage. 

Es erscheint uns wichtig, eine Gelegenheit zu schaffen, die Diskussi¬ 
on hierzu über den bei DKP-Queer aktiven Kreis hinaus in der Partei 
zu führen. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits 
Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn: Samstag 10.30 
Uhr. Ende: Sonntag gegen 14 Uhr. 
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Hans-Georg Md Iler 
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Hausprospokl 

antortfein 


n unmittelbarer Nahe des Kloste-is Grafschaft liegt unser 
Gasthör. Wrß v» Jati rhun de rte n sorgi auch heule der Wi rt 
persönlich für das Wühl tfer Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Gelränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC. 
Tetelan, Fernseher, die meisten Balkon und Vcirraum. Im 
Hotelhereich befinden sich Lift, Sauna, Sülatium, Nicht- 
raucherximmer und Kamin, Kinderspielraum, SalatbüffEl, 
FrtilBlückshütlet. Auch SeniorEfl-Partidnen. 
Übernachtung; Frühstiick 30,- bis 53,- € p .P. 

HP 15,50 Cp.P. * VR. 2Zr € ji.P. 

Kostenlos Bus-und Bahniahren im Säuertanj. 

Auch Kinderermäßigung / ^ehensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aefenlhall im Jahr 10% Treuerafcaft. 
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Internationalistisches 

SOMMERFEST 

06.09.2014 



Unsere Genossin 

Hilde Gill 

wird am 10.9.2014 

90 Jahre 

In Rio de Janeiro geboren, im Arbeiterstadtteil Hammerbrook aufgewach¬ 
sen, geprägt durch das kommunistische Elternhaus wurde Hilde zu einem 
aktiven Mitglied der kommunistischen Partei. 

Auch wenn heute die Gesundheit Manches nicht mehr zulässt, möchte 
Hilde immer noch „ein bisschen mitmischen“ und ihre reichen politi¬ 
schen und Lebenserfahrungen an die jüngere Generation weitergeben. 

Liebe Hilde, wir danken Dir für Deine politische Standhaftigkeit. Wir wün¬ 
schen Dir für die Zukunft Gesundheit und dass Du uns noch lange beglei¬ 
test im Kampf für Frieden, Demokratie und Sozialismus. 

Es gratulieren 

Deine Kinder Heidi und Rudi 
Deine Schwestern Ilse Zietlow und Susi Schnell 
Deine Genossinnen und Genossen der DKP Bergedorf und des 
DKP Bezirksvorstandes Hamburg 


mM 


Jetzt Aktionen planen und UZ bestellen. 

Die UZ wird im 2. Halbjahr 2014 mehrere Schwerpunktthemen aufgrei¬ 
fen. Diese Ausgaben eignen sich hervorragend zum Verteilen auf Demos, 
Veranstaltungen und Kundgebungen und zur Durchführung von Infostän¬ 
den und Aktionen der DKP: 

UZ 26.9.2014: Zentraler Aktionstag der IGM-Jugend 
in Köln „Revolution Bildung“ 

UZ 07.10.2014: 65. Jahrestag der DDR-Gründung 
UZ 24.10.2014: DGB-Betriebsrätetag 
UZ 14.11.2014: Blockupy-Festival vom 20. - 23.11.2014 
Frankfurt 

UZ 05.12.2014: Kunst - Musik - Literatur 


bis 70 Exemplare: 20.- € 
bis 300 Exemplare: 60.- € 


UZ-Aktionspreise: 
bis 14 Exemplare: 10.- € 
bis 140 Exemplare: 30.- € 
weitere Preise auf Anfrage 

Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die Be¬ 
kanntheit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! Bestellungen bitte bis spätestens am Montag¬ 
vormittag in der Erscheinungswoche per E-Mail an: 

vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel.: Verlag 0201 17788923 oder Gustl Ballin 0911 8019991 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Antikriegstag 2014 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 
Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 


Sonnabend, 6. September: 

14.00 Uhr Friedhofsführung /15.00 Uhr Kranzniederlegung 
Gedenkansprachen: 

Roman Franz (Landesverband Sinti und Roma NRW) 

Lühr Henken (Berliner Friedenskoordination) 

Prof. Dr. Arno Klönne (Soziologe, Paderborn) 

Freitag, 5. September - Sonntag, 7. September: 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock / www.antifa-workcamp.de 


ANTIFAWORKGWIP 

SRIKB®ROCK-SejNE 5 .- 7 . 9.2014 
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Das Internet zwischen Fortschrittspotentialen und 
Destruktivkraft Th. Hagenhofer^Zeitgewinn und Pro¬ 
duktion. Wie man radikale ökonomische Demokra¬ 
tie rechnet D. Dath ★Alternativen aus dem Rechner H. 
Dunkhase^ Kybernetik, Internet und neue soziale Medi¬ 
en als Grundlage für einen partizipativen Sozialismus 
Th. Gebel* Krieg der Daten gegen die Kommunikation F. 
Stalder*Die Veränderung der Arbeitswelt durch die Di¬ 
gitalisierung H. Meuler^ Werden wir der Verantwortung 
für den Einsatz moderner Technologien gerecht? H. 
Hörz^ Denken einer neuen Kultur Th. Metscher 

Weitere Themen u. a.: 

U. Gellermann, U-Boote der Staatsräson | U. Avnery, Begegnung 
im Tunnel | J. Grässlin, Gewehre - Massenvernichtungswaffen 
des 20. und 21. Jahrhunderts | A. Rieger, Gewerkschaften auf 
dem Kriegspfad? | J. Lloyd, Geschichte von Klassenkämpfen 
- verhandelt im Bundestag im Juli 2014 | G. Pohl, Argentiniens 
Schulden | J. Abourezk, Israels Rückkehr zu alten Kolonialt¬ 
aktiken | L. Elm, Deutsche Professoren im Kriegseinsatz | Ph. 
Becher, Die reaktionäre Subversion. Faschismusdeutung der 
italienischen Kommunisten | G. Fülberth, Die vier Leben des 
Emil Carlebach 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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SA ★ 6. SEPT 


FR ★ 12 . SEPT 


Duisburg: Sommerfest der DKP. Falken¬ 
heim Duisburg-Duissern, Duissernstra¬ 
ße 98, ab 14.00 Uhr. 


SO ★ 7 . SEPT 


Hamburg: Führung durch die Ausstel¬ 
lung „NS-Zwangsarbeit in Hamburg“ in 
den ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken. 
Willi-Bredel-Gesellschaft, Wilhelm-Raabe- 
Weg 23,14.00 bis 17.00 Uhr. _ 

Hühnersiepen: Gedenken an die Opfer 
des Arbeits- und KZ-Lagers Hühnersiepen 
„Gegen Imperialismus und Krieg- Für den 
Frieden dieser Welt!“ am Parkplatz Hühner¬ 
siepen. DKP-Märkischer Kreis, 10.30 Uhr. 


DO ★ 11 . SEPT 


Stuttgart: Mahnwache und Kundgebung, 
Krieg aus Stuttgart stoppen, Nein zum 
NATO-Manöver in der Ukraine, Stuttgart- 
Vaihingen, Patch Barracks, US Eucom, 
Main Gate, Hauptstraße/Katzenbachstra- 
ße, 18.00 Uhr: _ 

Berlin: Hommage an Salvador Allende, 
Jonasstraße 29 (12 053 Neukölln, Berlin), 
Chile Freundschaftsgesellschaft Salvador 
Allende e.V.u.a., 19.00 Uhr 


Wetzlar: Karl Kraus „Die letzten Tage der 
Menschheit“, Gespielt von Erich Schaff¬ 
ner, zur Erinnerung an den Beginn des 
1. Weltkrieges, Kulturzentrum FRANZIS 
(Franziskanerstr. 4-6, Wetzlar) - Redebei¬ 
träge der Veranstalter und Infotische zur 
Geschichte des Friedenskampfes im hei¬ 
mischen Raum. Beginn: 19:30 Uhr, Einlass 
ab 19 Uhr, Eintritt 5.- Euro, (ermäßigt: 3.- 
Euro) - Deutsche Kommunistische Partei, 
Kreisorganisation Lahn-Dill/“Die Linke“ KV 
Lahn-Dill/Wetzlarer Friedenstreff 


SA ★ 13 . SEPT 


Leverkusen: Karl-Liebknecht-Schule, Wo¬ 
chenendseminar Sa./So. 13./14. September 
2014, Queer Politik - in Zusammenarbeit mit 
der Kommission DKP-Queer, Beginn: Sonn¬ 
abend, 10.30 Uhr 


Dl ★ 16 . SEPT 


Essen: Die Aktualisierungen im kubani¬ 
schen Sozialismus - die Haltung der KP 
Kubas. Veranstaltung mit Oscar Martinez 
und Edelys Santana, Abteilung für Interna¬ 
tionale Beziehungen im ZK der KP Kubas, 
Essen, Hoffnungsstr. 18,19.00 Uhr 


Das Gedenken mahnt 

Betr.: Artikel zur Gedenkveranstaltung 
in Anogia „Mord und Verwüstung auf 
Kreta“, UZ vom 8.8.2014, S. 13 

Mit großem Interesse habe ich den Be¬ 
richt über die Gedenkveranstaltung in 
Anogia gelesen. Vielen Dank an alle Ge¬ 
nossinnen der DKP und der SDAJ, die 
diese bemerkenswerte Veranstaltung vor¬ 
bereitet haben. Vielen Dank auch an die 
griechischen Genossinnen der KKE und 
KNE, die eine solch eindrucksvolle Mo¬ 
bilisierung erreichten. Die Erinnerung an 
die Besatzung und den Widerstand ist tief 
im griechischen Volk verankert. Sie wach¬ 
zuhalten und auch international darüber 
zu berichten, ist verbunden mit der Mah¬ 
nung, jeder imperialistischen Aggression 
Widerstand entgegenzusetzen. 

Udo Paulusz- Z. Hamburg 

Ihr Kampf ist uns Mahnung und 
Verpflichtung 

Betr.: Ehrung von Antifaschisten 

Das diesjährige Gedenken zu Ehren der 
Berliner Antifaschisten, die sich im Au¬ 
gust 1941 im Waldstück Gamengrund, 
nahe der Brandenburger Ortschaft Tie¬ 
fensee versammelten, fand im Zeichen 
des 70. Jahrestages der Ermordung von 
Ernst Thälmann und des Kampfes gegen 
Faschismus und Krieg statt. 

Genosse Professor Dr. Erich Kundel wür¬ 
digte den mutigen Kampf dieser Antifa¬ 
schisten und informierte über neuere Tat¬ 
sachen und Erkenntnisse zum damaligen 
Treffen. 

Überzeugend zeigte er Ursachen und 
Lehren aus beiden imperialistischen 
Weltkriegen und den Kriegen der Ge¬ 
genwart auf. 

Die Strausberger Genossen gratulierten 
Brigitte Müller als Kandidatin zur Land¬ 
tagswahl und überreichten ihr den Ent¬ 
wurf einer Broschüre über das Denkmal 
zur Ehren der Antifaschisten im Gamen¬ 
grund. 


Die Teilnehmer bekundeten ihren festen 
Willen noch wirksamer die politische 
Aufklärungsarbeit fortzusetzen und be¬ 
sonders junge Menschen für den Wider¬ 
stand gegen eine Politik und gegen ge¬ 
sellschaftliche Verhältnisse zu gewinnen, 
die Faschismus, Militarismus und Krieg 
verursachen und begünstigen. 

Parteigruppe der DKP Strausberg 

Politik und Handeln 

Betr.: Ostukraine 

Russland wird ein Ultimatum gestellt, 
Panzer und tausende Soldaten seien in 
die Ukraine eingefallen. Wann sehen wir 
die Beweise (...)? 

„Die zentrale außenpolitische Zielset¬ 
zung lautet, Politik und Handeln anderer 
Nationen so zu beeinflussen, dass damit 
den Interessen und Werten der eigenen 
Nation gedient ist. Die zur Verfügung 
stehenden Mittel reichen von freundli¬ 
chen Worten bis zu Marschflugkörpern.“ 
Vorgetragen hatte das im Februar 2004 
die damalige CDU-Vorsitzende Angela 
Merkel auf der 40. Sicherheitskonferenz 
in München. Sie entnahm das Zitat den 
Memoiren der früheren US-Außenminis¬ 
terin Madeleine Albright und fügte hin¬ 
zu: „Im Grunde ist es eine verblüffend 
einfache Definition - den Interessen und 
den Werten der eigenen Nation dienen 
und dabei alle Mittel in Betracht ziehen. 
Aber es ist auch eine Definition, die aus 
meiner Sicht nicht nur für die amerikani¬ 
sche Außen- und Sicherheitspolitik Gül¬ 
tigkeit haben muss, sondern auch Maß¬ 
stab einer europäischen Außen- und Si¬ 
cherheitspolitik sein sollte, besser: sein 
muss.“ Wenn das Maßstab ist, dann steht 
die Frage: Warum darf sich kein anderer 
Staat gleichen Interessen stellen? 
Während in der Ukraine Lenin-Sta¬ 
tuen niedergerissen werden, lebt sein 
Geist wie nie: „Die Kapitalisten teilen 
die Welt nicht etwa aus besonderer 
Bosheit unter sich auf, sondern weil 


die erreichte Stufe der Konzentration 
sie zwingt, diesen Weg zu beschreiten, 
um Profite zu erzielen, dabei wird die 
Teilung nach dem Kapital, nach der 
Macht vorgenommen - eine andere 
Methode der Teilung kann es im Sys¬ 
tem der Warenproduktion und des Ka¬ 
pitalismus nicht geben “(Lenin) 

Roland Winkler ; Aue 

Eine notwendige Ergänzung 

Betr.: Leserbriefe von Walter 
Listl (22. August 2014) und Jörg 
Högemann (29. August 2014) 

Högemann hat wohl Recht, dass Listl 
Brenner eigentlich vorwirft, „dass er 
in seinem Artikel an dieser Stelle nicht 
den ganzen ersten Band des Kapitals 
hineinpackt“ 

Leider haben es allerdings beide Auto¬ 
ren versäumt, einen historisch-theore¬ 
tischen Blick nach vorn zu richten - als 
Aufgabenstellung für künftige ökono¬ 
mische Forschungen. 

Mein grundlegender Ansatz besteht 
hier darin, dass die vorgetragenen öko¬ 
nomischen Antworten sich im Span¬ 
nungsfeld der historischen Lücke zwi¬ 
schen Marx und unserer Zeit bewegen. 
Schon ein kurzer Blick in die ökono¬ 
mische Literatur macht deutlich, dass 
diese Lücke schon irgendwie geschlos¬ 
sen wäre. Ich meine, dass im imperia¬ 
listischen Spätkapitalismus mit seiner 
Entwicklung einige Grundeigenschaf¬ 
ten des Kapitalismus ins „Gegenteil“ 
umschlagen. Und das bedeutet: Die 
Verwirklichung der ökonomischen 
Gesetze des Kapitalismus in seiner 
Spätphase modifiziert sich. 

Man kann diese Problematik natürlich 
nicht in einem Leserbrief abhandeln. 
Soviel sei allerdings angedeutet, dass 
dies vor allem den Monopolpreis, 
das Wertgesetz sowie den Krisenzyk¬ 
lus betrifft. Die gewaltige Vergesell¬ 
schaftung der Produktion als natur¬ 


historischer Prozess durchdringt in 
steigendem Maße das Mehrprodukt 
und schafft so wesentliche objektive 
Bedingungen für eine nichtkapitalis¬ 
tische - wahrscheinlich kommunis¬ 
tische - Zivilisation, auch wenn dies 
noch nicht unmittelbar mit revoluti¬ 
onären Ausbrüchen großen Stils und 
dem Fortgang des sozialistischen Re¬ 
volutionszyklus auf unserem Planeten 
gekoppelt ist. 


Es liegt also noch viel Forschungsar¬ 
beit vor uns. 

Ingo Wagner ; Leipzig 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten unter der Länge 
von einer Spalte bleiben. Die Redaktion be¬ 
hält sich außerdem vor, Leserbriefe zu kürzen. 
Die Redaktion 


12. September, Düsseldorf 

AKTIONSTAC FREIHEIT FÜR DIE MIAMI 5! 

Die kubanische Regierung legte 2001 dem UN-Menschenrechtsrat eine Klage vor, in der bis 1999 3.478 Tote und 2.099 Invalide aufgrund von Terroranschlägen, die von US-amerikanischem Territorium aus¬ 
gingen, nachgewiesen wurden. Anfang der 90er Jahre hatte die kubanische Regierung deshalb Aufklärer in den Terroristensumpf nach Miami gesandt, um weitere Anschläge gegen ihr Land zu verhindern. 
Im Juni 1998 wurden der US-Regierung umfangreiche Unterlagen über terroristische Aktivitäten in Südflorida, die auf diesem Wege gesammelt worden waren, übergeben. Den kubanischen Kundschaftern 
war es gelungen, rund 170 Terrorakte aufzudecken und zu verhindern. Statt jedoch endlich den Mafia-Sumpf trocken zu legen, verhaftete das FBI am 12. September 1998, also vor nunmehr 16 Jahren, diese 
Kubaner, die seitdem als „Miami 5“ (so benannt nach dem Ort der Verhaftung) oder „Cuban Five“ weltbekannt geworden sind: Gerardo Hernändez, Rene Gonzalez, Ramön Labahino, Antonio Guerrero und 
Fernando Gonzalez. 

Anlässlich dieses grausamen 16. Jahrestages veranstalten mehrere Cuba-Solidaritätsgruppen und weitere Organisationen im Rahmen einer internationalen Aktionswoche am Freitag, 12.9.2014, ab 11.00 Uhr 
einen Aktionstag in Düsseldorf auf dem Berta-von-Suttner-Platz, direkt hinter dem Hauptbahnhof. 

Diese Veranstaltung wendet sich direkt an das gegenüberliegende US-Generalkonsulat und den dort residierenden US-Generalkonsul Stephen A. Hubler. Die Namen und Adressen der Opfer sind ebenso be¬ 
kannt wie die der Täter. 

Wir klären auf, klagen an und fordern: Basta Ya - Schluss mit der 16 Jahre währenden Ungerechtigkeit - Freiheit für die drei immer noch unschuldig in US-Gefängnissen inhaftierten Cubaner! 

Gleichzeitig werden die hiesigen großen Medien aufgefordert, endlich ihre Sprachlosigkeit zu diesem Fall und zu den Solidaritätsaktionen zu überwinden und darüber gemäß ihrem journalistischen Auftrag 
zu berichten. 

Alle Freundinnen und Freunde der Gerechtigkeit sind eingeladen, sich an diesem Aktionstag zu beteiligen. 

Die veranstaltenden Gruppen: Bundesverband Arbeiterfotografie, Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. - Bundesvorstand und Regionalgruppen Essen und Köln, DKP Cuba-AG, DKP Düsseldorf, Solidari¬ 
tätskomitee Basta Ya,VVN/BdA Düsseldorf. Weitere Informationen siehe: www.miami5.de 

Wichtiger Hinweis: Wir weisen darauf hin, dass am Folgetag Samstag, d. 13.08.2014, ab 11:00 Uhr eine weitere überregionale Solidaritäts¬ 
aktion für die MIAMI 5 stattfinden wird. In Düsseldorf (am Heinrich Heine - Denkmal) und Chemnitz (am Karl Marx - Denkmal) laden die 
Solidaritätsorganisationen SoliCuba und Cuba Si parallel zu einer Solidaritätsveranstaltung ein. Kontakt: Petra Grübl,Tel. 02183/6363, 
mail: soli.cuba@t-online.de 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10 ,-€) 
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Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 
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□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 
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Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 
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... ob ihm Gerechtigkeit widerfährt. Am 7. Januar 2005 war der Sierra Leoner in 
einer Zelle im Keller des Dienstgebäudes Wolfgangstraße 25 des Polizeireviers 
Dessau in Sachsen-Anhalt verbrannt Zwei bisherige Landgerichtsverfahren hat¬ 
ten keine Klarheit darüber gebracht, was am Todestag von Oury JaIloh tatsäch¬ 
lich geschehen war. Nach Freisprüchen für die angeklagten Polizeibeamten im 
ersten Verfahren durch das Landgericht Dessau, hatte das Landgericht Magde¬ 
burg den Dienstgruppenleiter wegen fahrlässigerTötung zu einer Geldstrafe in 
Höhe von 10 800 Euro verurteilt. Alle Prozessbeteiligten - Staatsanwaltschaft, 
Verteidigung und Nebenkläger - hatten daraufhin Revision eingelegt. 

Erst am kommenden Donnerstag will der 4. Strafsenat am Bundesgerichtshof 
(BGH) in Karlsruhe das Urteil verkünden, ob ein dritter Prozess aufgerollt werden 
muss. Die UZ wird weiter berichten. 


Krakeel und Geduld 

Karl Marx in der I. Internationale 


Im September 1864 wurde die Erste In¬ 
ternationale gegründet. Die Rolle von 
Karl Marx schildert sein alter Kampf¬ 
gefährte Friederich Leßner in Betrach¬ 
tungen zur Gründungsphase und zur 
Zeit nach der Pariser Kommune: 

... 1864 endlich wurde die Internati¬ 
onale ins Leben gerufen, und da ich bei 
ihrer Gründung aktiv beteiligt war und 
Mitglied des Generalrats wurde, so kam 
ich alsbald in noch intimere Beziehun¬ 
gen zu Marx. 

Marx legte stets ungemeinen Wert 
darauf, mit Arbeitern zusammenzu¬ 
kommen und sich mit ihnen zu un¬ 
terhalten. Er suchte dabei die Gesell¬ 
schaft derjenigen, die sich ihm gegen¬ 
über offen aussprachen und ihn mit 
Schmeicheleien verschonten. Es war 
ihm sehr viel daran gelegen, die An¬ 
sichten von Arbeitern über die Bewe¬ 
gung zu hören. Zu jeder Zeit zeigte er 
sich bereit, die wichtigsten politischen 
und ökonomischen Fragen mit ihnen 
zu diskutieren; dabei fand er schnell 
heraus, ob sie auch genügendes Ver¬ 
ständnis für diese Fragen besaßen, und 
in je höherem Grade dies der Fall, um 
so größer war seine Freude darüber. 
In der Zeit der Internationale fehlte er 
in keiner Sitzung des Generalrats, und 
nach den Sitzungen gingen wir, Marx 
und die meisten Mitglieder des Rats, 
in der Regel noch in ein anständiges 
Gasthaus, um uns dort bei einem Glase 
Bier ungezwungen zu unterhalten. Auf 
dem Heimwege sprach Marx oft über 
den Normalarbeitstag überhaupt so¬ 
wie den achtstündigen Arbeitstag ins¬ 
besondere, für den wir schon im Jah¬ 
re 1866 Propaganda machten und der 
auf dem Internationalen Kongress in 
Genf (September 1866) ins Programm 
gesetzt wurde. Marx sagte oft: „Wir er¬ 
streben den achtstündigen Arbeitstag, 
aber wir selbst arbeiten oft mehr als 
zweimal so lang innerhalb 24 Stunden.“ 
Ja, Marx arbeitete leider viel zu viel. 
Wieviel Arbeitskraft und Arbeitszeit 
ihn allein die Internationale gekostet, 
davon hat ein Außenstehender kei¬ 
nen Begriff. Und daneben hatte Marx 
für seinen Unterhalt zu schanzen und 
stundenlang im Britischen Museum 
für seine geschichtlichen und öko¬ 
nomischen Studien Material zu sam¬ 
meln. Wenn er sich aus dem Museum 


auf den Heimweg nach seiner im Nor¬ 
den Londons - Maitland Park Road, 
Haverstock Hill - gelegenen Wohnung 
machte, kam er dabei oft zu mir he¬ 
ran, der ich nicht weit vom Museum 
entfernt wohnte, um über irgendeinen 
Punkt, die Internationale betreffend, 
Rücksprache zu nehmen. Zu Hause 
angelangt, nahm er seine Mahlzeit ein, 
nach welcher er eine kurze Zeit ruh¬ 
te, um dann wieder von neuem an die 
Arbeit zu gehen, welche oft, nur gar zu 
oft, bis spät in die Nacht, ja nicht selten 
bis in den frühen Morgen fortdauerte, 
zumal die Zeit der kurzen Abendruhe 
oft genug durch Besuche von Partei¬ 
genossen verkürzt wurde. Marx 4 Haus 
stand jedem zuverlässigen Genossen 
offen ... 

... Die Tätigkeit in der Internati¬ 
onale wurde nach der Niederlage der 
Kommune immer aufreibender für 
Marx und immer weniger innerlich 
befriedigend. Jede Revolution bringt 
neben der Masse braver Streiter eine 
Anzahl unwürdiger Elemente an die 
Oberfläche, Abenteurer aller Art, die 
auf die eine oder andere Weise ihre 
persönliche Rechnung zu finden hof¬ 
fen. Solcher gab es gar manche un¬ 
ter den Kommuneflüchtlingen, und 
weil sie ihre Rechnung nicht fanden, 
benutzten sie jede Gelegenheit, Kra¬ 
keel zu stiften. Zu Hilfe kamen ih¬ 
nen die Uneinigkeiten in den Reihen 
der Kommunards selbst. Blanquisten, 
Proudhonisten, Autonomisten, Anar¬ 
chisten und noch alle möglichen sons¬ 
tigen Isten lagen sich alle Augenblicke 
in den Haaren. Das spielte auch in die 
Sitzungen des Generalrats hinein. Da 
gab es oft sehr stürmische Sitzungen, 
und Marx hatte die größte Mühe, die 
Leutchen zur Vernunft zu bringen. 
Die Geduld, die er dabei in der Re¬ 
gel an den Tag legte, spottet aller Be¬ 
schreibung. Manchmal riss aber auch 
ihm über den schiefen Ansichten und 
verrückten Plänen der enttäuschten 
Kommunards der Faden. Die Allerun¬ 
geduldigsten und am schwersten zur 
Vernunft zu Bringenden waren damals 
die Blanquisten. Die hatten die Revo¬ 
lution schon wieder in der Tasche und 
teilten rechts und links Todesurteile 
aus ... 

(nach „Mohr und General“, Berlin i983)/AR 


Meine progressive Woche 

Vom 23. bis 29. August 


Dienstag 

Die Nachrichten über marode Brücken 
reißen nicht ab. Nun geht es um die Ei¬ 
senbahn- und Autobrücke über den Feh¬ 
marnsund, die weitaus sanierungsbedürf¬ 
tiger als bislang angenommen -fragt sich 
nur von wem. Dass die Baufirmen bei 
Staatsaufträgen sparen, was sie können, 
läuft, seit solche vergeben werden. Der 
Extra-Profit geht zu Fasten der Sicherheit 
und Haltbarkeit. Das wissen die Baufir¬ 
men, das wissen aber auch die Auftragge¬ 
ber - Stadträte, Landes- und Bundesbe¬ 
hörden, die einst bestochen wurden und 
immer noch bestochen werden. 

Mittwoch 

Der Sozialmissbrauch in unserem Lan¬ 
de wird immer größer. - Obwohl wissen¬ 
schaftliche Untersuchungen in jüngster 
Zeit bewiesen haben, dass der Missbrauch 
staatlicher Leistungen durch „ Ausländer “ 
entweder gleich oder geringer als bei den 
Inländern ausfällt, verabschiedet das Ka¬ 
binett heute einen Gesetzentwurf, der Zu¬ 
wanderer mit noch härteren Sanktionen 


bedroht. Das ist populistisch, das ist schä¬ 
big, das kommt von Leuten, die qua Amt 
für ihr Leben ausgesorgt haben. Das So¬ 
ziale in diesem Lande wird von nieman¬ 
dem mehr missbraucht als von denen, die 
es ständig im Mund oder sogar im Namen 
tragen SOZIALdemokraten, Christlich 
SOZIALE Union... 

Donnerstag 

Mehr als 2 000 Kämpfer aus Europa soll 
es nach Schätzung der EU-Kommission 
bei der IS in Syrien und dem Irak geben. 
Der „ Prominenteste“ ist seit kurzem der 
Ex-Rapper Abdel Bary aus London, der 
nach Angaben des britischen Geheim¬ 
dienstes den US-Journalisten Foley ent¬ 
hauptet hat. 

Bin Laden, die Hamas, die Taliban, 
nun die ISIS - die Reihe lässt sich fort¬ 
setzen. Ein Schuft, wer Böses dabei denkt. 

Freitag 

Christentum und Pazifismus waren im 
öffentlichen Bewusstsein lange so etwas 
wie Synonyme. Dazu haben Friedensbot¬ 


schaften der offiziellen Kirchen, etliche 
Kirchentage und das enorme Engagement 
vieler Christen in der Friedensbewegung 
ihren Beitrag geleistet. Nach dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg lautete das Bekenntnis, dass 
jedem Krieg der Segen zu verweigern sei. 

Die aktuellen Diskussionen innerhalb 
der Kirche um die Krise im Nahen Os¬ 
ten erinnern daran, dass es immer Chris¬ 
ten gegeben hat, die keine Pazifisten sind. 
Seit Gründung der Bundeswehr im Jahre 
1956 gibt es Militärseelsorger. Beide gro¬ 
ßen christlichen Kirchen haben schon im¬ 
mer Militärbischöfe ernannt. 

„Wo es einen unrechtmäßigen Ag¬ 
gressor gibt, ist es berechtigt, ihn zu stop¬ 
pen“ so der Papst zur ISIS. Der ehemali¬ 
ge EKD-Vorsitzende Huber meint: „Aus 
Gründen der christlichen Friedensethik 
ist es nach meiner festen Überzeugung 
ausgeschlossen, auf das Terrorregime der 
IS-Milizen im Irak mit Untätigkeit zu re¬ 
agieren.“ 

Lasset die Waffen zu uns kommen - sie 
werden sie wieder segnen. 

Adi Reiher 


„Gleich sei alles, was Menschenantlitz trägt“ 

Der Berliner Arbeitersportverein „Fichte“ 



Arbeitersportfest im Grunewalder Stadion. 


In einem Grußwort an den 12. Partei¬ 
tag der KPD konnte der Arbeitersport¬ 
funktionär Kirsch (Arbeiter-Sport- 
Kartell Berlin) am 12. Juni 1929 nicht 
ohne (begründeten) Stolz sagen: „Ich 
vertrete in Berlin den Verein Fichte, 
der mit seinen 4 000 Kindern, 4 000 
Jugendlichen und 3 000 Erwachse¬ 
nen ungefähr 200 000 Wanderungen 
im Jahre durchführt ... Unsere Kinder 
und Jugendlichen, die die Motive ab¬ 
gegeben haben für den Zeichner Zille, 
die in licht- und luftlosen Schächten am 
Müllkasten herumspielen, unsere Kin¬ 
der haben zur Hälfte nur ein Hemd, 
ein Teil von ihnen hat kein Hemd auf 
dem Leibe. Sie kommen zum Turnen ... 
mit nacktem Oberkörper, denn es fällt 
nicht so auf, wenn sie kein Hemd besit¬ 
zen. Ein eigenes Bett hat nicht die Hälf¬ 
te unserer Kinder und Jugendlichen ...“ 

Über Wurzeln und die Notwen¬ 
digkeit des Arbeitersportes muss man 
nach diesen Worten nicht mehr viel dis¬ 
kutieren. „Gleich sei alles, was Men¬ 
schenantlitz trägt.“ Das Wort des Phi¬ 
losophen Fichte wählten die Gründer 
des Vereines zur Leitidee, seinen Na¬ 
men als Banner. Kurz nach der Aufhe¬ 
bung des Sozialistengesetzes 1890 wur¬ 
de der TV Fichte gegründet, nach dem 
1. Weltkrieg in Turn- und Sportverein 
und 1927 schließlich in Arbeitersport¬ 
verein Fichte umbenannt. 

1928 war „Fichte“ mit seinen über 
10 000 Mitgliedern (darunter viele 
Mädchen und Frauen, alle trugen ein 
Hemd) auch international einer der 
größten Arbeitersportvereine. Als sich 
die Arbeiterbewegung um den 1. Welt¬ 
krieg spaltete, neigte die Mehrheit von 
„Fichte“ zum revolutionären Lager. 
„Fichte“-Sportler kämpften 1918/19 
für die Räterepublik. Nach der Nie¬ 
derlage der Revolutionäre, nach der 
Ermordung von Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht, eskalierten die Emo¬ 
tionen in dem Beschluss vom Februar 
1919 „nur solche Mitglieder in den Vor¬ 
stand und in die Verwaltungskommis¬ 
sionen zu wählen, die eingeschriebene 
Mitglieder der USPD oder KPD sind“. 

Vorerst führte die Spaltung der 
Arbeiterbewegung nicht zur Spaltung 
des Arbeitersportes, zumindest nicht 
auf zentraler Ebene. Der SPD und der 
KPD nahestehende Verbände blieben 
(in der Regel) bis Ende der 20er Jah¬ 
re unter dem Dach des ATSB (Arbei- 
ter-Turn- und Sportbund), dessen Füh¬ 
rung allerdings sozialdemokratisch 
dominiert war. Es waren die Goldenen 
20er Jahre der internationalen Arbei¬ 
tersportbewegung. Bei „Fichte“ konnte 
nahezu jeder Sport betrieben werden, 
der Verein war in der Lage Hauptamt¬ 
liche zu bezahlen. Dazu dienten auch 
Gewinne, die der Betrieb des Arbeiter¬ 
sportgeschäftes in der Köpenicker Str. 
108 ab warf. Zahlreiche freiwillige Ar¬ 
beitsleistungen ermöglichten den Bau 
von Sportstätten und -anlagen. 


Massensportveranstaltungen gab 
es auf nationaler und internationaler 
Ebene. Auch „Fichte“ beteiligte sich an 
Sportbegegnungen mit den ehemaligen 
Kriegsgegnern, die weit vor der bürger¬ 
lichen Wiederaufnahme der Sportbe¬ 
ziehungen stattfanden. 

Dem wachsenden Gegensatz der 
Arbeiterparteien konnte sich auch 
der Arbeitersport nicht entziehen. Die 
Auseinandersetzungen führten 1927/28 
dazu, dass 85 von 120 Arbeitersport¬ 
vereinen aus dem ATSB ausgeschlos¬ 
sen wurden. Im Reich waren die an 
der KPD orientierten Vereine danach 
in der Minderheit, was die Mitglieder¬ 
zahl betraf, nicht jedoch in Berlin. 

„Fichte“ führte seine Arbeit fort, 
die sowohl auf sozialem als auch auf 


(sport-)wissenschaftlichem Gebiet be¬ 
trächtliches Niveau erreichte. Die Ver¬ 
einszeitung „Kampfgenoß“ beschäftig¬ 
te sich mit Sportpolitik, allgemeinen 
Themen und berichtete aus dem Ver¬ 
einsleben. Die oben erwähnten Wan¬ 
derungen waren oft mehrtägige Fahr¬ 
ten im gesamten Reichsgebiet; Wissen¬ 
schaftler wie Duncker, Hodann oder 
Rühle sprachen auf Versammlungen 
vor hunderten von Arbeiterinnen über 
Sexualfragen, Marx 4 „Lohn, Preis, Pro¬ 
fit“ oder Einsteins Relativitätstheorie. 

Nachdem aber die (fehlende Ein¬ 
heit der) Arbeiterbewegung den Fa¬ 
schismus nicht verhindern konnte, wur¬ 
de schließlich mit dem gesamten Arbei¬ 
tersport auch „Fichte“ zwischen 1933 
und 1935 zerschlagen. Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Havanna Blues , Sp/Kuba/F 2004 

Die jungen Musiker Ruy und Tito sind 
begnadete Musiker und übervorteilen 
gleichzeitig Touristen. Ihre Mischung 
aus Samba, Salsa und Blues kommt 
in der Underground-Szene Havannas 
gut an, zum Überleben reicht es aber 
nicht. Authentisch wird der Charme 
alter Bauten und die Lebensfreude in 
der Hauptstadt Kubas eingefangen. 
Di., 9.9., 1.35-3.18 Uhr, mdr 

900 Tage , NL 2001 

Die Einschließung der Stadt Lenin¬ 
grad durch die deutschen Truppen 
(8. September 1941-27. Januar 1944) 
mit dem Ziel, die Leningrader Be¬ 
völkerung systematisch verhungern 
zu lassen, war eines der grausamsten 
Kriegsverbrechen des Zweiten Welt¬ 
kriegs. Rund drei Millionen Einwoh¬ 
ner waren ab September 1941 in der 
Stadt gefangen, ohne Nahrung und 
ohne Trinkwasser. Bei Minustem¬ 
peraturen aßen die Menschen um 
zu überleben alles, was organischen 
Ursprungs war, so auch Klebstoff, 
Schmierfett und Tapetenkleister. Le¬ 


derwaren wurden ausgekocht und es 
kam zu über tausend Fällen von Kan¬ 
nibalismus. 

Di., 23.15-0.15 Uhr, arte 

Der Untertan , DDR 1951 

Wolfgang Staudtes kongeniale Ver¬ 
filmung von Heinrich Manns großem 
Roman über den deutschen Unterta¬ 
nengeist (im Kaiserreich). Werner Pe¬ 
ters ist die perfekte Verkörperung des 
Papierfabrikanten Heßling, der nach 
oben buckelt und nach unten tritt. 
Mi., 10.9., 22.45-0.30 Uhr, mdr 

Früher träumte ich vom Leben , 

D 2014 

Der Dokumentarfilm behandelt 
den Selbstmord. Jeden Tag begehen 
in Finnland zwei Menschen Selbst¬ 
mord - in Deutschland sind es rund 
10.000 im Jahr, in Frankreich ebenso 
viele. Demnach sterben hier sehr viel 
mehr Menschen durch Suizid als durch 
Verkehrsunfälle oder illegale Drogen. 
Dennoch ist Selbstmord immer noch 
ein Tabuthema. 

Fr., 12.9., 22.40-23.35 Uhr, arte 










